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Im „New Yorker“ vom 9. April 1938 erschien
eine klassische Witzzeichnung von Peter
Arno. Aus einem fahrenden Cabriolet beugt
sich ein Tourist mit Tropenhelm hinunter zu ei-
nem Turbanträger, der am Straßenrand kniet
und die Hände vor sich auf dem Boden ausge-
streckt hat. Im Hintergrund sieht man ein En-
semble schmuckloser Kuppelbauten mit ei-
nem freistehenden Turm. Der Autofahrer will
vom Einheimischen wissen: „Hey Jack, which
way to Mecca?“ Aus dem Gesichtsausdruck
des Beters, der in seiner Verrichtung gestört
worden ist, spricht nicht Zorn, sondern Ver-
wunderung. Dieses ein-
fachste Grundwissen hätte
er dem Ungläubigen dann
doch zugetraut: dass zum
Gebet des Muslims die Ge-
betsrichtung gehört, die
Ausrichtung auf Mekka.
Arnos Scherz ist menschen-
freundlich: Das Blatt illus-
triert, dass es einen Zusam-
menhang zwischen Toleranz
und Ignoranz geben kann.
Der Besucher aus dem rei-
chen Westen benimmt sich
zwar grob unhöflich. Er
merkt gar nicht, dass er den
Ortskundigen im Gebet un-
terbricht. Aber im Verzicht
auf Floskeln der Gesprächsanbahnung, in der
informellen Anrede verrät sich die optimisti-
sche Annahme, dass alle Menschen eine
große Familie bilden. Wenn jeder Passant sich
mit dem Allerweltsnamen Jack anreden lässt,
ist ein weltbürgerlicher Zustand gegeben. Der
motorisierte Mekkapilger aus Neugier weiß
wohl nicht, dass nur Muslime die Geburts-
stadt des Propheten betreten dürfen.
In Deutschland sind Kenntnisse über den
Islam heute weit verbreitet. Der Koran ist im
Internet zugänglich und wird längst nicht nur
von Christen studiert, die sich mit dem
Gedanken der Konversion tragen. Wo eine
Moschee gebaut werden soll, werden die
Bauherren auf den Bürgerversammlungen mit
Fragen nach einzelnen Suren konfrontiert.
Der Buchmarkt hat einen neuen Typus des
Bestsellers hervorgebracht: das dezidiert
islamkritische Sachbuch. Nur sehr naive Auf-
klärer glauben, dass mit dem Wissen automa-
tisch die Toleranz Fortschritte macht. Wenn
man sich besser kennt, sieht man auch Unter-
schiede und Risiken besser. Fragen nach isla-

mischen Rechtstraditionen, die menschen-
rechtswidrige Unsitten begünstigen, müssen
Muslime sich gefallen lassen. Sie beschrei-
ben es gerne als Vorteil, dass es im Islam kein
zentralbürokratisches kirchliches Lehramt
gibt, und tatsächlich liegt darin eine Affinität
zum liberalen Individualismus. Dann sollten
sie uns aber auch erläutern, mit welchen argu-
mentativen Ressourcen sie frauenfeindliche
Auslegungen der koranischen Offenbarung
entkräften können.
Umgekehrt neigen die Konsumenten der ent-
schiedenen Islamkritik dazu, höchst polemi-

sche Deutungen mit gesicher-
tem Wissen zu verwechseln. Da
wird die Gebetsrichtung zum
Beweis dafür, dass alle Musli-
me verpflichtet seien, für die Er-
richtung eines Weltstaats mit
der Hauptstadt Mekka zu
kämpfen. Politisches Wissen
nimmt im öffentlichen Ge-
brauch die Gestalt von Formeln
an, die man sich merken kann.
Die nachgebetete Formel
blockiert aber irgendwann die
Erkenntnis: Diese Erfahrung
gehört zur Dialektik der Auf-
klärung, deren Partei die Islam-
kritik ergreifen möchte. So ist
auch der Gemeinplatz, „der“

Islam habe „die“ Aufklärung nicht erlebt,
selbst zum Vorurteil geworden. Der Preis der
kämpferischen Gewissheit ist eine schreckli-
che Vereinfachung unseres Selbstbilds. Is-
lamkritiker verbreiten, auch im Abendland
habe das freie Denken gegen die Kirchen er-
kämpft werden müssen. Sie verkennen, wie-
viel religiöse Unruhe ins säkulare Projekt der
Selbsterkenntnis des Menschen eingegangen
ist. Und sie wollen nicht sehen, dass der Islam
als konsequenter Eingottglaube mit ega-
litärem Menschenbild seinen Platz in einer
Weltgeschichte der Aufklärung hat. In dieser
Religion ohne Klerus ist der einzelne Gläubi-
ge von Anfang an gehalten, das Verbindliche
am eigenen Verstand zu prüfen. Islamkritik
tut not. Sie verdient den Namen der Kritik
aber erst, wenn sie Muslime als denkende
Menschen betrachtet. Fünfmal täglich hat der
Muslim sein Gebet Richtung Mekka zu spre-
chen, und auch beim fünften Mal sollte er sich
dabei etwas gedacht haben.

Patrick Bahners, Feuilletonchef der
Frankfurter Allgemeinen Zeitung

Patrick Bahners
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Ein sommerliches Spielvergnügen:
Zum Dank für jedes im Mai
geworbene GEW-Mitglied erhalten
Sie ein Bouleset. Mit Zielkugel und
Maßband im Nylonetui. Viel Spaß
wünscht Ihre GEW.
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Polemik nicht mit
Wissen verwechseln
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„Herkunft ist ein großes Wort …“ meinen junge Migrantinnen und
Migranten. Sie äußern sich über kulturelle Identität, über Gemeinsam-
keiten und Unterschiede. Sie reden darüber, dass es nervt, immer
nach „dem Islam“ gefragt zu werden. Und entgegnen: „Macht euch
doch selbst ein Bild!“ Sie fordern von der Mehrheitsgesellschaft
Akzeptanz der Vielfalt. Denn: „Wir sind so verschieden wie ihr!“ Sie
wehren sich dagegen, als „Muslima“ oder „Muslim“ etikettiert zu wer-
den. Und spüren Feindseligkeit. Doch auch für den Islam und seine
Kritiker gilt: „Polemik darf Wissen nicht ersetzen.“ Respekt und Tole-
ranz gebieten differenziertes Denken. Schwerpunkt „Identität und
Integration“ ab Seite 6

Liebe Kolleginnen,
liebe Kollegen,

herzlichen Dank für Eure, Ihre fast durch die Bank positiven Re-
aktionen auf die Gründung der Stiftung „Fair Childhood“, mit der
die GEW Jungen und Mädchen aus Kinderarbeit befreien und ih-
nen den Besuch von Bildungseinrichtungen ermöglichen will (s.
Schwerpunkt der April-Ausgabe der „Erziehung und Wissen-
schaft“ sowie E&W-extra „Fair Childhood“). Vielen Dank auch an
alle Kolleginnen und Kollegen, die mit ihrer Spende bereits jetzt
einen Beitrag für den Erfolg des ersten Projekts der Stiftung ge-
leistet haben. Noch in diesem Jahr soll der Startschuss fallen, um
rund 100 Mädchen von den Baumwollfeldern Indiens zu holen
und ihnen einen Platz in einer Brückenschule zu beschaffen.
Am 12. Juni ist der „Welttag gegen Kinderarbeit“. Ein Anlass, sich
mit dem Thema in den Bildungseinrichtungen auseinanderzu-
setzen. Um Eure, Ihre Arbeit zu unterstützen, hat die E&W-Re-
daktion Material zusammengestellt (s. S. 41). Weitere Infos fin-
dest Du, finden Sie auf der Website von „Fair Childhood“ unter:
www.fair-childhood.eu und im GEW-Shop: www.gew-shop.de.
Auf der „Fair Childhood“-Homepage kannst Du, können Sie auch
online spenden (Spendenkonto: Bank für Sozialwirtschaft, Kon-
tonummer: 375 188 0 188, BLZ: 700 20 500).
Herzlichen Dank für Deine, Ihre Unterstützung.

Ulf Rödde
Redaktionsleiter der „Erziehung und Wissenschaft“
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„Es gibt keinen Rest beim Risiko“ Seite 35
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1. Interview mit Wilhelm Achenpöhler:

Freier Zugang zum Master Seite 39

Gesellschaftspolitik
1. GEW-Kommentar zum Euro-Plus-Pakt:

„Wer nicht spurt ...“ Seite 40

GEW-Stiftung„FairChildhood–BildungstattKinderarbeit“
1. Materialien und Aktionsvorschläge:

„Alles Schoko – oder was?“ Seite 41
2. Alternativer Vertrieb:

Schoko-Genuss ohne Beigeschmack Seite 42

Leserforum Seite 43
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AUF EINEN BLICK

Lehrstellen: Angebot nicht zufriedenstellend

Wirtschaftsaufschwung und geburtenschwache Schulabgän-
gerjahrgänge haben zwar die Chancen bei der Lehrstellensu-
che deutlich verbessert. Das zeigt der aktuellen Berufsbil-
dungsbericht, den Bundesbildungsministerin Annette Schavan
(CDU) Anfang April dem Kabinett vorgelegt hat. Fakt ist al-
lerdings auch: 2010 blieb jeder dritte Jugendliche, der eine
Lehrstelle wollte, ohne Ausbildungsvertrag. Fakt ist außer-
dem: Fast 1,5 Millionen junge Menschen zwischen 20 und 29
Jahren haben in Deutschland keinen Berufsabschluss und be-
finden sich auch nicht in Qualifizierungsmaßnahmen. 46 Pro-
zent der Betroffenen haben einen Migrationshintergrund.
Dies geht aus einer Antwort der Bundesregierung auf eine par-
lamentarische Anfrage der SPD-Bundestagsfraktion hervor.
Wenn die Unternehmen nicht mehr Ausbildungsverträge an-
bieten wollen oder können, müsse der Staat einspringen. Das
sei sinnvoller als Jugendliche in den Warteschleifen des Über-
gangssystems zu „parken“ und diese mit viel Geld als Notlö-
sungen zu finanzieren, kommentierte Stephanie Odenwald,
GEW-Berufsbildungsexpertin, die aktuelle Lage am Ausbil-
dungsmarkt. Die GEW schlägt vor, die vollzeitschulische Aus-
bildung auszubauen, um mehr Jugendlichen einen qualifizier-
ten Berufsabschluss zu ermöglichen.

„Weimarer Aufruf“: 8000 Unterschriften

Den „Weimarer Aufruf für Mindestlohn in der Weiterbil-
dung“, den die GEW im vergangenen Herbst startete, haben
8000 Menschen unterschrieben. Die Initiatoren der Aktion
fordern von der Bundesregierung weiterhin die allgemeine
Verbindlichkeit des Branchentarifvertrages. Mit einem Min-
destlohn für gewisse Teilsegmente der Weiterbildung geben sie
sich nicht zufrieden.
Initiiert hatten den Aufruf die Personalreferenten für Weiter-
bildung der GEW-Landesverbände Thüringen und Hessen,
Uwe Roßbach und Hans-Georg Klindt. Im Herbst vergangenen
Jahres lehnte Bundesarbeitsministerin Ursula von der Leyen
(CDU) eine Erklärung zur allgemeinen Verbindlichkeit des
Tarifvertrages für Weiterbildung mit der Begründung eines
„mangelnden öffentlichen Interesses“ ab.

GEW-Beitrag wird angepasst
Nach längerer Auseinandersetzung stand in der Tarifrunde für
die Beschäftigten im öffentlichen Dienst der Länder das Er-
gebnis fest (s. E&W 4/2011): Das Tabellenentgelt wird ab 1.
April 2011 um 1,5 Prozent angehoben. Dazu kommt eine Ein-
malzahlung von 360 Euro im Mai 2011.
Der monatliche Mitgliedsbeitrag für Angestellte, die nach
dem Tarifvertrag der Länder (TV-L) bezahlt werden, erhöht
sich daher rückwirkend ab April 2011 entsprechend; auch die
Einmalzahlung wird einmalig bei der Beitragsberechnung
zum 1. Juni berücksichtigt. Für 2012 sind folgende Gehaltser-
höhungen vereinbart worden: Das Tabellenentgelt wird ab 1.
Januar um 1,9 Prozent plus 17 Euro erhöht.

Petra Grundmann, Schatzmeisterin der GEW

Politische Bildung: Kahlschlag verhindern

„Für den Haushalt des Bundesbildungsministeriums (BMBF)
ist erneut eine deutliche Steigerung vorgesehen“, frohlockte

Bundesbildungsministerin Annette Schavan (CDU) Ende
2010. Die schwarz-gelbe Bundesregierung ist stolz darauf, zwar
insgesamt weniger Geld auszugeben, jedoch nicht bei der Bil-
dung zu kürzen. Doch das ist nur die halbe Wahrheit und be-
trifft lediglich den Haushalt des BMBF. Anders bei der politi-
schen Bildung: Sie wird vom Innenministerium oder wie die
politische Jugendbildung vom Familienressort finanziert. In
beiden Fällen drohen den Trägern bereits 2011 kräftige Ein-
bußen. In der Initiative „Demokratie braucht politische Bil-
dung“ haben sich daher viele Träger zusammengeschlossen,
um den Kahlschlag zu verhindern. Dass die Bundeszentrale
für politische Bildung in diesem Jahr 1,55 Millionen Euro we-
niger überwiesen bekommt, konnte sie zwar nicht verhindern.
Immerhin wird diese Kürzung um knapp fünf Prozent aber
nicht ganz an die Träger weitergegeben. Ein winziger Teiler-
folg. Ohne öffentlichen Druck werden weitere Einschnitte
kaum zu verhindern sein.

Berliner Lehrerprotest

Ältere Berliner Lehrkräfte lassen sich ihre zunehmende Ar-
beitsbelastung nicht mehr gefallen. Über 3000 Lehrerinnen
und Lehrer haben am 5. April ihre Arbeit niedergelegt und da-

mit ein Zeichen gesetzt, das der
Senat nicht übersehen kann. Rose-
Marie Seggelke, Anfang April noch
Vorsitzende der GEW Berlin:
„Die Lehrkräfte haben deutlich
gemacht, dass sie – falls es aus dem
Haus des Bildungssenators keine
anderen Signale gibt – zu weiteren
Aktionen bereit sind“. Der Lan-
desverband hofft, dass Bildungs-
senator Jürgen Zöllner (SPD) seine
strikte Ablehnung der Alterser-
mäßigung überdenkt. Beharre
Zöllner auf seiner Position, dass
Berlin als einziges Bundesland ei-

ne zeitliche Entlastung älterer Lehrkräfte nicht benötigt, will
die GEW weitere Proteste organisieren.
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Personalia
Mit einer deutlichen Mehrheit von 95 Prozent wählten die
rund 200 Delegierten des 7. ordentlichen Gewerkschaftsta-
ges der GEW Sachsen die 56-jährige Wirtschaftshistorike-
rin Sabine Gerold erneut zur Landesvorsitzenden.
Erstmals in ihrer Geschichte hat die GEW Berlin in ihrer
Landesdelegiertenversammlung Ende April drei gleichbe-
rechtigte Vorsitzende an die Spitze gewählt: Sigrid Baum-
gardt (52), Studienrätin, bisher Redakteurin der Landeszei-
tung BLZ, Hartmut Schurig (51), Lehrerpersonalratsvorsit-
zender, sowie Doreen Siebernik (42), Erzieherin und Ge-
samtfrauenvertreterin. Die bisherige Vorsitzende Rose-Ma-
rie Seggelke stellte sich nach sechsjähriger Amtszeit nicht
wieder zur Wahl.
Gele Neubäcker ist erneut zur Vorsitzenden der GEW Bayern
gewählt worden. Auf der Delegiertenversammlung vom
24. bis 26. März in München gewann die 56-jährige
Grundschullehrerin erneut das Vertrauen der etwa 200 De-
legierten. Neubäcker führt den bayerischen Landesver-
band seit 2008.



Antrag auf
Mitgliedschaft

Ihr Mitgliedsbeitrag:
- BeamtInnen zahlen 0,75 Prozent der Besoldungsgruppe und -stufe, nach der sie besoldet werden.
- Angestellte zahlen 0,7 Prozent der Entgeltgruppe und Stufe, nach der vergütet wird.
- Der Mindestbeitrag beträgt immer 0,6 Prozent der untersten Stufe der Entgeltgruppe 1 des TVöD.
- Arbeitslose zahlen ein Drittel des Mindestbeitrages.
- Studierende zahlen einen Festbetrag von 2,50 Euro.
- Mitglieder im Referendariat oder Praktikum zahlen einen Festbetrag von 4 Euro.
- Mitglieder im Ruhestand zahlen 0,66 Prozent ihrer Ruhestandsbezüge.
Weitere Informationen sind der Beitragsordnung zu entnehmen.

Vielen Dank!
Ihre GEW

Bitte den Antrag
vollständig ausfüllen
und an folgende
Adresse senden:

Gewerkschaft
Erziehung undWissenschaft
Reifenberger Straße 21
60489 Frankfurt a. M.

Fax: 069/78973-102

#
Bi

tte
in

D
ru

ck
sc

hr
ift

au
sf

ül
le

n.
Ih

re
D

at
en

sin
d

en
ts

pr
ec

he
nd

de
n

Be
st

im
m

un
ge

n
de

s
Bu

nd
es

da
te

ns
ch

ut
zg

es
et

ze
s

ge
sc

hü
tz

t.

E+W-Prämie des
Monats Mai 2011/
Bouleset

Beschäftigungsverhältnis

Honorarkraft
angestellt
beamtet
teilzeitbeschäftigt mit

Prozent
teilzeitbeschäftigt mit

Std./Woche
in Rente/pensioniert
Altersteilzeit
befristet bis
arbeitslos
beurlaubt ohne Bezüge
im Studium
in Elternzeit
Referendariat/
Berufspraktikum
Sonstiges

Vorname/Name

Straße/Nr.

Land/PLZ/Ort

Geburtsdatum/Nationalität

Bisher gewerkschaftlich organisiert bei von bis (Monat / Jahr)

Ort/Datum Unterschrift

Jedes Mitglied der GEW ist verpflichtet, den satzungsgemäßen Beitrag zu entrichten und seine Zahlun-
gen daraufhin regelmäßig zu überprüfen. Mit meiner Unterschrift auf diesem Antrag erkenne ich die
Satzung der GEW an und ermächtige die GEW zugleich widerruflich, den von mir zu leistenden Mit-
gliedsbeitrag vierteljährlich von meinem Konto abzubuchen. Prämienberechtigt sind GEW-Mit-
glieder, die ein beitragzahlendes Mitglied werben. Der Landesverband Niedersachsen
nimmt nicht an diesem Programm teil.

E-Mail

Berufsbezeichnung/-ziel beschäftigt seit Fachgruppe

Name/Ort der Bank

Kontonummer BLZ

Tarif-/Besoldungsgebiet

Tarif-/Besoldungsgruppe Stufe seit

Bruttoeinkommen € monatlich (falls nicht öffentlicher Dienst)

Betrieb /Dienststelle/Schule Träger des Betriebes/der Dienststelle/der Schule

Straße/Nr. des Betriebes/der Dienststelle/der Schule PLZ/Ort

Telefon Fax

Mitmachen lohnt sich...
...für jedes neu geworbene GEW-Mitglied erwartet Sie ein Bouleset.

Prämie des
Monats Mai
Bouleset – Sechs Stahlkugeln
mit Zierkugel und Maßband im Nylonetui

Daten desWerbers

Vorname/Name

Straße/Nr.

PLZ/Ort

Telefon Fax

E-Mail

GEW-Landesverband

Ich habe die oben genannte Person als neues GEW-Mitglied geworben.



„Herkunft ist ein
großes Wort ...“

Was heißt Heimat für dich?

Wo bist du zuhause?

Was bedeutet dir deine
Herkunft, deine Religion,
die Kultur deiner Eltern?

Fühlst du dich wohl in
Deutschland?

Fünf Porträts von Jugendlichen aus Berlin,
Niedersachsen, Hessen und Hamburg
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IDENTITÄT UND INTEGRATION
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„Wickel dein Hand-
tuch ab, Mädchen“
Asya Zaher, 21, Palästinenserin, Azubi
für Kauffrau Bürokommunikation,
Berlin, Vater Tischler, Gelegenheits-
arbeiter, Mutter Hausfrau

„Als ich meinen Ausbildungsplatz zur
Kauffrau für Bürokommunikation beim
Bundesverband deutscher Stiftungen be-
kam, hatte ich zum ersten Mal das Ge-
fühl: Hey, jetzt bin ich echt integriert.
Meine Eltern sind Palästinenser und vor
30 Jahren aus dem Libanon nach Ber-
lin gekommen. Ich bin in Neukölln ge-
boren und hier mit sechs Geschwistern
aufgewachsen. Ich fühle mich auch als
Deutsche, wir sind hier herzlich ange-
nommen worden. Die Lehrkräfte an der
Rütlischule haben mich auf der Suche
nach einem Ausbildungsplatz enorm un-
terstützt. Und nun habe ich meinen
Traumjob gefunden.
Und doch gab es immer wieder Momen-
te, in denen ich mich als Migrantin emp-
fand. Vor allem als ich jünger war. In der
Grundschule entschied ich mich, ein
Kopftuch zu tragen. Der Direktor war
massiv dagegen. Immer gab es Ärger, er
verbot mir, das Tuch mit Sicherheitsna-
delnzubefestigen. ImSommergabesblö-
de Kommentare auf der Straße von älte-
ren Erwachsenen: ‚Wickel dein Handtuch
ab, Mädchen.‘ Weinend bin ich dann
nach Hause gelaufen. Ich trug es trotzdem
weiter. Als Zeichen, dass mir meine Religi-
on wichtig ist. Mein Vater hat mir freie
Wahl gelassen. Die Entscheidung dafür
hatmich selbstbewusster gemacht. Ichbin
stolz, dass ich, die Zweitjüngste, Vorbild
für meine älteren Schwestern war. Heute
tragen sie alle das Kopftuch.
Herkunft ist ein großes Wort. Für mich
bedeutet es zweierlei: erstens die Fami-
lie. Ohne sie wäre ich verloren. Wir ha-
ben ein tolles Verhältnis, jeden Freitag
kommen meine Geschwister mit ihren
Familien, wir essen gefüllte Auberginen,
Weinblätter, gute arabische Küche.
Zweitens mein Land, Palästina. Es lebt
in unseren Herzen fort, und das muss es
auch, weil es politisch nicht existent ist.
Als ich vor zwei Jahren da war, habe ich
mich sofort zu Hause gefühlt. Leben
würde ich dort gerne, aber es ist ja Krieg.
Ich habe aber auch eine ‚deutsche Seite‘.

Ich fühle mich wohl hier, meine Ver-
wandten leben im Kiez. Und ich finde
es toll, dass Bildung in Deutschland so
wertgeschätzt wird, fast mehr als Geld.“

„Heimat ist
für mich hier“
Nenad Orsos, 18, Serbe, 10. Klasse
Kepler-Sekundarschule, Berlin-
Neukölln, Vater LKW-Fahrer, Mutter
Hausfrau

„Vor acht Jahren sind meine Eltern vor
dem Krieg aus Serbien nach Deutsch-
land geflohen. Wir kamen zuerst ins
Asylbewerberheim im sächsischen Frei-
berg. Sechs Jahre haben wir dort ge-
wohnt. Erst war das komisch, weil ich
kein Wort Deutsch verstand. In der Inte-
grationsklasse ging es aber allen so. Mei-
ne besten Freunde stammten aus dem
Iran und der Türkei. Vor zwei Jahren be-
kamen wir unsere Aufenthaltserlaubnis.
Meine Eltern sind geschieden, meine
Mutter wollte mit meinem jüngeren
Bruder und mir nach Berlin, weil sie hier
Verwandte hat.
Serbien? Daran erinnere ich mich kaum
noch. Nur, dass wir in der Schule immer
denselben Lehrer hatten, hier haben wir
mehrere. Oder an das Fernsehpro-
gramm. Trickfilme für Kinder liefen

dort nur am Wochenende. In Deutsch-
land gibt es das den ganzen Tag auf Kika
und Super RTL.
Heimat ist für mich hier. Ich bin sehr zu-
frieden. Halb fühle ich mich serbisch,
halb deutsch. Die christlich-orthodoxe
Religion bedeutet mir viel. Feste wie
Weihnachten oder Ostern werden bei
uns intensiv gefeiert. An Deutschland
mag ich die Pünktlichkeit, die Zuverläs-
sigkeit. Mir ist es wichtig, ebenfalls
pünktlich und zuverlässig zu sein. Gera-
de büffle ich für den Mittleren Schulab-
schluss. Gute Noten sind mir wichtig,
das hat uns meine Mutter beigebracht.
Ich habe ein gutes Zeugnis und bin der
erste aus beiden zehnten Klassen, der ei-
ne Lehrstelle als Einzelhandelskauf-
mann ergattert hat. Die Bewerbungen
waren hart, dafür habe ich extra meinen
Fußballverein aufgegeben. Bald will ich
mit einem Kumpel wieder anfangen zu
spielen. Vergangenes Jahr sind wir sogar
nach Kroatien gefahren. Das war selt-
sam. Straßenschilder in meiner Sprache
(Kroatisch ähnelt dem Serbischen),
Menschen, die genauso reden wie wir.
Und die Atmosphäre war dort offener,
spontaner. Das hat mir gut gefallen.
Aber unsere Familie ist schon sehr
deutsch geworden. Vergangenes Wo-
chenende wollten uns Bekannte besu-
chen. Wir haben gewartet, aber sie ka-
men nicht. In Serbien wäre das nichts
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Besonderes. Die Serben sind eben spon-
taner. Doch meine Mutter ist richtig
sauer geworden: ‚Wieso können die
nicht anrufen und Bescheid sagen?‘ Ty-
pisch deutsch, oder?“

„Weißrussland
ist weit weg“
Katja Azorina, Weißrussin, 14,
8. Klasse, Helene-Lange-Gymnasium
Hamburg, Vater Ingenieur, Mutter
Sozialpädagogin

„Mit acht Jahren bin ich mit meinen El-
tern und beiden Schwestern nach
Deutschland gekommen. Weil meine
jüdischen Großeltern von den Nazis
verfolgt worden sind, sind wir als Aus-
siedler aufgenommen worden. Ich erin-
nere mich noch gut an die Unsicherheit
in unserer Familie. Wie würde das neue
Leben sein? Ein halbes Jahr lang haben
wir in einem Hamburger Aussiedler-
heim gewohnt, zu fünft in zwei Zim-
mern. Küche und Bad mussten wir mit

sechs anderen Familien teilen. Unge-
wohnt. Aber eigentlich war es schön
dort.
Nach einem halben Jahr sind wir in eine
eigene Wohnung gezogen und ich
konnte mit meiner jüngeren Schwester
von der Integrationsklasse auf eine nor-
male Grundschule wechseln. Aus einem
anderen Land zu kommen, war in dieser
Schule nichts Besonderes. Viele hatten
keine deutsche Herkunft, die meisten
stammten aus der Türkei. Erst im Gym-
nasium habe ich mich als Ausländerin
gefühlt. Es lag in einem besseren Wohn-
viertel, außer mir waren nur drei andere
Kinder nichtdeutscher Herkunft. Am
Anfang haben die Schüler oft gefragt:
Woher kommst du? Warum hast du so
einen Akzent? Mittlerweile hat sich das
gelegt, auch weil ich perfekt Deutsch
spreche.
Für mich ist Weißrussland total weit
weg. Seit wir ausgewandert sind, war ich
nicht mehr da. Klar, wir kochen und
sprechen russisch in der Familie. Das
finde ich schön. Aber ich fühle mich
mehr als Deutsche. Vielleicht auch ein

bisschen dazwischen. Doch ich stelle
mir gar nicht die Frage, ob ich deutsch
oder russisch bin. Mir gefällt es hier. Ich
mag, dass alles so locker ist und die Kin-
der mehr Freiheiten genießen. Meine
Mutter versteht das nicht, in Russland
müssen die Kinder immer nur lernen.
Was meine Eltern von Minsk erzählen,
klingt oft so düster und unglücklich.
Meinen Verwandten drüben darf ich
nicht mal erzählen, dass wir in Urlaub
fahren und wie wir hier leben. ‚Die kön-
nen sich das doch nicht leisten‘, sagt
meine Mutter. Im Sommer will sie mit
uns nach Weißrussland fahren. Aber
was soll ich da? Worüber soll ich denn
überhaupt mit den Leuten reden?“

„Mach dir dein
eigenes Bild“
Ayten Bulduk, 19, Kurdin, Abiturien-
tin, Gesamtschule Gießen-Ost, Vater
Kleinbauer, Mutter Hausfrau

„Im Kindergarten hatte ich kaum Freun-
de. Wie auch. Ich sprach kein Deutsch.
Meine Eltern sind vor 25 Jahren als
‚Gastarbeiter’ aus dem kurdischen Teil
der Türkei hierher gekommen, meine
Mutter hatte nicht mal die Schule be-
sucht. Ich habe fast nur mit meinen
sechs Geschwistern gespielt. In der
Grundschule verstand ich am Anfang
kaum etwas, zum Glück gab es Lehrkräf-
te, die mich unterstützten. In der Klasse
waren Kinder aus vielen Nationen,
manche sprachen sogar Englisch. Wow,
dachte ich, es gibt ja noch mehr Spra-
chen. Damals fing ich an, mich auch für
Deutsch zu interessieren.
In der Realschule haben wir ‚Kanak
Sprak‘ gesprochen, Türkendeutsch. Ich
war vorlaut, habe mit Schimpfwörtern
um mich geworfen. Erst in der Oberstu-
fe in Gießen hat sich das geändert. Das
war der Wendepunkt in meinem Leben.
Die anderen haben mich akzeptiert, wie
ich war. Und mich ernsthaft beiseite ge-
nommen: Ayten, so geht das nicht mit
der Sprache. Erst war ich sauer, dann ha-
be ich mich geschämt und gemerkt – ich
muss etwas tun. Ich habe knallhart ge-
lernt und eine Freundin gebeten, mich
zu korrigieren.
Es stört mich, dass so viele aus meinem
Land sagen, ‚Deutschland ist Scheiße‘.
Ist doch Quatsch. Was mir meine Eltern
von der Türkei erzählen, ist nun wirk-
lich keine Alternative. Dort gibt es nicht
mal Meinungsfreiheit. Hier ist das an-
ders. Es ist toll, wie offen und tolerant
die Menschen sind. Natürlich treffe ich
auch welche, die sagen: ‚Muslime sind
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alle Terroristen.‘ Aber das ist nicht die
Mehrheit.
Trotzdem ist mir meine Herkunft sehr
wichtig. Ich liebe das tolle kurdische Es-
sen, die ausgelassenen, lauten Feste, die
Musik, die bunten Gewänder. Natürlich
gibt es immer schwarzen Tee und Was-
sermelonenkerne, wenn Gäste kom-
men.
Seit ich mehr mit deutschen Freunden

zusammen bin, habe ich mich von mei-
nen Landsleuten etwas abgewendet. Ich
bin jetzt beides, kurdisch und deutsch.
Bin immer noch laut und lache viel.
Aber ich sage auch ‚Moin‘ zur Be-
grüßung und gehe mit meinen deut-
schen Freundinnen ins Café, über Jungs
plaudern. Das hätte ich mich früher
nicht getraut. Abends weggehen, einen
Freund haben – das geht nicht bei uns.

Aber das ist mir egal. Und wenn
mich andere Kurden ansprechen,
warum ich kein Kopftuch trage, zi-
tier‘ ich den Koran. Der sagt, Frauen
sollten ein Kopftuch tragen, sie müs-
sten es aber nicht. Nach dem Abi
will ich Polizistin werden oder Luft-
fahrttechnik studieren. Mit Kopf-
tuch wäre das unrealistisch. Trotz-
dem liegt mir die Religion sehr am
Herzen. Aber das geht keinen etwas
an. Moslems, Christen, Juden, da-
hinter steht für mich ohnehin der-
selbe Gott. Manch einer fragt mich,
wie ist das denn bei euch Kurden?
Dann lade ich sie zu uns nach Hause
ein: ‚Mach dir dein eignes Bild. Das
tue ich umgekehrt doch auch.‘“

„Ich fühle mich
eher am Rande“
Eren Yilmaz, 15, Türke, 9. Klasse,
Integrierte Gesamtschule Linden,
Hannover-Linden, Vater Logistik-
leiter, Mutter Verkäuferin

„Wenn ich bei meinen deutschen
Freunden übernachte, stelle ich fest:
Die sind anders als wir. Die Familie
isst meist nicht zusammen am Tisch,
zum Abendessen machen sich mei-
ne Freunde Brote, sperren sich in
ihren Zimmern ein und gucken fern.
Unsere Lebensart ist anders. Die Fa-

milie unternimmt viel gemeinsam. Mei-
ne Eltern, meine beiden Brüder und ich
reden viel miteinander, es ist warmherzi-
ger. Jeden Abend essen wir zusammen,
oft sind meine Cousinen und Cousins
zu Besuch, die Mütter kochen, es ist ei-
ne lebendige große Runde. Das gefällt
mir.
Aber es stört mich nicht, dass die Deut-
schen das anders machen. Ich verstehe
mich einwandfrei mit ihnen, Unter-
schiede merke ich sonst nicht. Höchs-
tens beim Grillen. Weil ich als Moslem
kein Schweinefleisch esse, nehmen wir
im Sommer eben zwei Grills mit. Die
deutschen Eltern lassen ihren Kindern
allerdings mehr Freiheiten. Das finde
ich toll. Ich muss immer pünktlich zu
Hause sein, das ist doof. Überhaupt ha-
be ich einen großen Respekt vor der
Freiheit, die hier gelebt wird. Wenn ich
mal heirate, werde ich meine Frau nie-
mals zwingen, ein Kopftuch zu tragen.
Sie hat die Wahl, sich zu entscheiden.
Das habe ich von den Deutschen ge-
lernt.
Zum Glück haben Deutsche und Tür-
ken nicht mehr so einen Stress mitei-
nander wie vor 30 Jahren, als mein Vater
hierher kam. Klar gibt es welche, die sa-
gen, ‚mach dich aus dem Staub, du Aus-
länder‘, aber viele sind wirklich in Ord-
nung. In den vergangenen zwei Jahren
war die Stimmung mal etwas feindli-
cher. Das hat sich wieder gelegt. Heute
hätte Hitler hier keine Chance mehr.
Bei uns in der Klasse gibt es immer
mehr, die so denken wie ich. Vor einer
Weile gab es noch öfter Zoff zwischen
türkischen und deutschen Jugendli-
chen. Jetzt ist es richtig brüderlich ge-
worden. Ich habe dazu auch einiges bei-
getragen. Früher war ich anders. Immer
in Schlägereien verwickelt. In der sieb-
ten Klasse drehten einige meiner türki-
schen Kumpels voll ab, rauchten und
so. Ich hatte damals einen Notendurch-
schnitt von 4,5. Da war mir klar, dass ich
etwas ändern muss. Heute habe ich ei-
nen Schnitt von 3,0 und viele deutsche
Freunde. Ich gucke optimistisch in die
Zukunft. Trotzdem fühle ich mich nicht
mitten in der Gesellschaft, eher am Ran-
de. Es gibt immer noch Junge und Alte,
die auf uns Türken herabschauen. Ich
bin stolz, ein Türke zu sein. Wenn ich
auch nicht unbedingt in der Türkei le-
ben wollte. Das würde ich nicht packen,
dort gibt es zu wenig Freiheit. Wenn
mich jemand anfährt: ‚Scheiß Türke‘,
gehe ich hoch. Wenn er mich ‚Scheiß
Kartoffel‘ beschimpfen würde? Das
würde mich nicht jucken.“

Aufgezeichnet von Anja Dilk,
freie Journalistin
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„Wir sind so
verschieden wie ihr“

Selbst- und Fremdwahrnehmung der „Muslim-Girls“

Filme, Bücher oder Dokumentationen
erzählen oft Geschichten junger musli-
mischer Frauen, die misshandelt, zur
Verhüllung oder zur Ehe gezwungen
werden. Doch dieses öffentlich und
medial vermittelte Bild entspricht
nicht deren Selbstwahrnehmung. Viele
wehren sich gegen die gängigen Kli-
schees – wie E&W-Autorin Sineb El
Masrar.

W
er mit halbwegs offe-
nen Augen durch die
Welt geht, stellt fest,
dass wir jungen Frau-
en aus muslimischen
Familien genauso un-

terschiedlich sind wie unsere herkunfts-
deutschen Altersgenossinnen. Es sind
die gleichen Themen, die uns bewegen:

Wir verfolgen mit derselben Aufmerk-
samkeit die Diskussion über die Frauen-
quote oder die Debatte über die deut-
sche Atompolitik. Unsere Zukunfts-
wünsche ähneln denen andersgläubiger
oder nichtreligiöser junger Frauen. Viel-
leicht sind wir ehrgeiziger. Laut einer
Studie der Konrad-Adenauer-Stiftung
von 2006 („Das Kopftuch – Entschleie-
rung eines Symbols?“) haben 70 Prozent
der Kopftuchträgerinnen den An-
spruch, in ihrem Leben beruflich etwas
erreichen zu wollen. Das gilt lediglich
für 35 Prozent nichtmuslimischer Frau-
en. An der Universität, in der Schule, in
der Ausbildung oder im Beruf kann jede
und jeder sehen, wie selbstbewusst,
fröhlich und zielstrebig wir sind – ob
mit oder ohne Kopftuch.
Statt uns aber mit anderen über Ge-
sundheit, Bildung oder Politik auszu-
tauschen, sind wir gezwungen, immer-

fort unsere Befindlichkeit als „Frauen
im Islam“ zu erklären: Woher wir stam-
men, warum wir ein Kopftuch tragen
oder keins, und ob wir zuhause starkem
familiären Druck ausgesetzt sind? Sol-
che Fragen empfinden viele von uns als
ausgrenzend. Denn wir wollen Aner-
kennung, Entfaltung und Bildungs-
chancen – wie andere auch.

„Wir-Gefühl“ entwickelt
Das Problem: Es fällt offensichtlich vie-
len Deutschen nicht nur schwer zu ak-
zeptieren, dass eine Muslima sehr wohl
ohne Gewissenskonflikt ein selbstbe-
stimmtes Leben führen kann. Genauso
wissen viele hierzulande vermutlich
nicht, dass Mädchen und Frauen, nur
weil sie aus muslimischen Elternhäusern
stammen, nicht automatisch Gläubige
sind und den Koran befolgen. Wenn wir
dann, ohne dass wir es sind oder sein

* Quelle: Arbeitsbericht
und Expertise im Auf-
trag der Beauftragten
der Bundesregierung für
Migration, Flüchtlinge
und Integration, FH
Köln, 2007.
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Junge muslimische Frauen
sind selbstbewusst und
zielstrebig. Ihre Zukunfts-
wünsche ähneln denen
ihrer herkunftsdeutschen
Altersgenossinnen.
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wollen, einfach als Muslima etiket-
tiert werden, ärgert uns das. Bei
vielen von uns hat sich daher, auch
wenn wir selber dem Islam fernste-
hen, ein „Wir-Gefühl“ entwickelt:
Plötzlich sind wir „Muslim-Girls“
geworden. Dabei ist das, was wir
wollen, ganz einfach: Dass die
Mehrheitsgesellschaft Vielfalt wie
Individualität innerhalb einer reli-
giösen, ethnischen oder kulturel-
len Gruppe wahrnimmt, respek-
tiert und Unterschiede gelten lässt.
Ein Recht, das in einer Demokra-
tie allen zusteht.

Fesseln lösen
Wer aber Differenz in der Betrach-
tung und Akzeptanz des Anders-
seins fordert, gerät nicht selten in
den Verdacht, die Probleme, die es
in der Tat unter Muslimen gibt, zu
verleugnen. Dieser Verdacht ist
aber nicht gerechtfertigt. Sicher,
Ehrenmorde, Zwangsehen oder
auch Kopftuchzwang für Mäd-
chen kommen in muslimischen
Familien vor. Aber sie machen
doch nur einen äußerst kleinen
Teil der Wirklichkeit aus. Darüber,
dass solche Vorfälle nicht nur men-
schenrechtlich, sondern auch theo-
logisch nicht legitimiert sind, wird
seit langem innerhalb der musli-
mischen Gemeinschaft offen ge-
sprochen.
Auch Aktivistinnen, die sich für
die Rechte unterdrückter Frauen
engagieren, gibt es auf muslimi-
scher Seite. Allerdings kämpfen
die Muslima der zweiten Migran-
tengeneration heute genauso wie
herkunftsdeutsche Frauen vor al-
lem mit der Doppelbelastung, Fa-
milie und Beruf unter einen Hut
zu bringen, wenn keine Großel-
tern oder Verwandten in der Nähe
wohnen, um sie bei der Kinderbe-
treuung zu entlasten. Einge-
schränkte Pflegebetreuung und
ungeschultes interkulturelles Pfle-
gepersonal beanspruchen die
Töchter älterer Migranten zusätz-
lich.
Manch ein „Muslim-Girl“ oder ei-
ne Muslima ist allerdings konfron-
tiert mit Freunden oder Ehemän-
nern, die sich als unfähig zur Part-
ner- oder Vaterschaft erweisen.
Meine Kritik richtet sich aber
zunächst einmal an uns Frauen.
Muslima sind an der Unter-
drückung ihrer Töchter nicht un-
schuldig. Denn sie verhalten sich
gegenüber den Söhnen viel zu

großzügig, gewähren ihnen sexuel-
le Freiheiten, die sie ihren Töch-
tern nicht im selben Maß erlauben
und fördern so ein Paschaverhal-
ten. Die manchmal in muslimi-
schen Kreisen zu beobachtende
verächtliche Haltung älterer Mus-
lima gegenüber den jungen
Schwiegertöchtern ist nur die
Kehrseite des Verhätschelns männ-
licher Jugendlicher. Solche fami-
liären Fesseln sind aufzubrechen.
Dazu bedarf es vor allem mehr
Aufklärung innerhalb der musli-
mischen Gemeinschaft.
Trotzdem ist die Emanzipation
der Töchter türkischer, afghani-
scher, iranischer und arabischer
Einwanderer erheblich voran ge-
schritten. Und sie ist umso bemer-
kenswerter, weil sie meist ohne
große Unterstützung der Familie
oder des schulischen Umfeldes ge-
lungen ist. Denn noch immer wer-
den junge Muslima in der Schule
oder auf dem Ausbildungsmarkt
benachteiligt. Noch immer ist ihr
sozialer Aufstieg mit Hindernissen
verbunden. Und doch finden
zahlreiche junge Frauen durch
Ehrgeiz und Zielstrebigkeit einen
Weg zum beruflichen Erfolg. Zum
Beispiel, indem sie sich beruflich
selbstständig machen. Allein über
18000 Betriebe werden hierzulan-
de von aus der Türkei stammen-
den Frauen geführt.* Wenn ihre
ausländischen Abschlüsse als Ärz-
tin, Biologin oder Chemikerin
nicht anerkannt werden, drücken
sie noch einmal die Schulbank
oder arbeiten in anderen Berufs-
zweigen. Ihr Kampfgeist scheint
ungebrochen.

Akzeptanz der Vielfalt
Fest steht: Die deutsche Gesell-
schaft braucht mehr Weitblick und
Akzeptanz der Vielfalt, wie sie sich
in den Lebensmodellen jüngerer
Frauen nichtdeutscher Herkunft
widerspiegelt. Denn: Wir sind so
verschieden wie ihr! Und: Wir ha-
ben keine Angst vor dem Wandel.
Er gehört für uns zur Normalität.
Hätte die Mehrheitsgesellschaft
weniger Angst vor Veränderung,
wäre es für sie einfacher, das
„Fremde“ anzunehmen, vonein-
ander zu lernen und auch kulturel-
le Differenzen besser zu verstehen.

Sineb El Masrar, gelernte Erzieherin
und Kauffrau, gründete 2006 das

einzige multikulturelle Frauen-
magazin „Gazelle“
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„Keine Entweder-Oder-Identität“
Interview mit der Journalistin und Buchautorin Hatice Akyün

E &W: Frau Akyün, in einem Interview ha-
ben Sie mal geäußert, „mein Herz ist deutsch,
meine Seele türkisch“. Und in Ihrem Beitrag
„Heimat“ im „Manifest der Vielen“* haben
Sie geschrieben: „Sich manchmal deutsch zu
fühlen, bedeutet nicht, seine Identität aufzu-
geben.“ Was meinen Sie damit?
Hatice Akyün: Die deutsche Politik hat
sich lange sehr schwer damit getan zuzu-
geben, dass Deutschland de facto ein
Einwanderungsland ist. Deshalb konn-
ten unsere Eltern uns Gastarbeiterkin-
dern nie das Gefühl vermitteln, dass wir
ein Teil dieses Landes sind und dazu-
gehören. Und so sind wir mit einer „Ent-
weder-Oder-Identität“ aufgewachsen:
Entweder man war türkisch oder eben
deutsch. Als Kind habe ich immer auf
die Frage, woher ich komme, geantwor-
tet: Ich bin Türkin, weil meine Eltern
aus der Türkei stammen. Und selbst als
unsere Familie einen deutschen Pass er-
hielt, fiel es mir im Alltag immer noch
schwer, einfach zu sagen, ich bin Deut-
sche. Sofort kam die Nachfrage, du
siehst gar nicht deutsch aus, woher kom-
men deine Eltern ursprünglich? Oder
auch, woher kommst du wirklich? Eine
prägende Erfahrung meiner Kindheit
war die: Es hat nie genügt, einfach nur
Deutsche zu sein. Erst seitdem ich er-
wachsen bin, weiß ich, ich kann beides
sein. Irgendwann habe ich für mich ent-
schieden, ich lebe nicht mehr in einer
Entweder-Oder-Identität, sondern in ei-
ner „Und-Identität“ – ich bin Deutsche
und Türkin oder andersherum, ich bin
Türkin und Deutsche.
E &W: Ist das egal, wie herum Sie das sa-
gen?
Akyün: Völlig egal. Ich genieße ja den
Vorteil, zwischen beiden Identitäten
hin- und herzuswitchen – das empfinde
ich als einen kulturellen Mehrwert, der
mein Leben bereichert. Zwischen „zwei
Stühlen“ habe ich mich nie gesehen.
Mein Gefühl war immer: Ich lebe „in“
zwei und nicht „zwischen“ zwei Welten.
Ein wesentlicher Unterschied.
E &W: Wenn man Sie als Deutsche mit Mi-
grationshintergrund bezeichnet, wie reagie-
ren Sie?
Akyün: Ich fühle mich damit nur neu
etikettiert. Das ist das Problem. Ich bin
jetzt 41 Jahre alt und wohne seit meinem
dritten Lebensjahr in Deutschland. Die-
ses Land hat mich geprägt – sozial und
kulturell. Natürlich kenne ich die Tür-
kei, aber nur durch Urlaube. Aber in all

den Jahren, die ich in Deutschland ge-
lebt habe, bin ich oft etikettiert worden.
Das fing früh an. Als Kind war ich das
Gastarbeiterkind, mein Vater war als
Gastarbeiter aus Anatolien hierher ge-
kommen. Nur in Duisburg-Marxloh,
wo ich in einer Bergarbeitersiedlung auf-
gewachsen bin, war es anders.
E &W: Erzählen Sie!
Akyün: Hier war ich während meiner
Schulzeit einfach nur die Bergmanns-
tochter. Wir waren alle Bergarbeiterkin-
der, alle haben zusammengelebt, Deut-
sche, Türken, Polen, Jugoslawen, Italie-
ner. Verbunden hat uns, dass unsere Vä-
ter im Bergwerk gearbeitet haben. Das
änderte sich in den 1990er-Jahren. Da
war ich auf einmal die „Türkin“, selbst
an der Uni. Dann kam das Etikett
„Mensch mit Migrationshintergrund“.
Im Moment bin ich sehr oft die „Musli-
ma“ und in einer Situation, in der ich
häufig spezielle Fragen zum Islam be-
antworten muss, obwohl ich nicht reli-
giös bin und den Koran auch nicht son-
derlich gut kenne.
E &W: Migrationshintergund – hat das für
Sie einen negativen Beigeschmack?
Akyün: Zunächst einmal ist das ein sehr
hölzerner und schwammiger Begriff.
Ich weigere mich auch, vom Migrati-
ons„hintergrund“ zu sprechen, wenn
schon, dann besser: Migrations„vor-
dergrund“. Ich habe nichts in den „Hin-
tergrund“ zu stellen. Und wer entscheidet
denn, dass das Deutsche mein Vorder-
und das Türkische mein Hintergrund ist?
E &W: Es fällt ja auf: Wir fragen einen
Amerikaner, Spanier oder Japaner kaum
nach seiner Herkunft und schon gar nicht
nach seiner Religion, warum tun wir das eher
bei Deutschen mit türkischen oder arabischen
Wurzeln?
Akyün: Das hängt auch mit der Einstel-
lung gewisser Politiker zusammen – die
CDU z.B. hat bis vor einiger Zeit im-
mer noch behauptet, Deutschland sei
kein Einwanderungsland – und sicher
auch mit dem, was gewisse Medien über
„die Muslime“ so verbreiten. Wenn ich
heute solche Parolen konservativer Poli-
tiker, etwa des neuen Bundesinnenmi-
nisters Hans-Peter Friedrich (CSU) höre
oder lese, der Islam gehöre nicht zur
deutschen Gesellschaft, die Muslime
aber wohl, sind das für mich mehr als
sprachliche Spitzfindigkeiten. Dahinter
verbergen sich Ressentiments, Ängste
und Vorurteile. Es führt allerdings we-

der die Debatte weiter, noch verbessert
es das Klima, wenn man darüber disku-
tiert, ob der Islam historisch gesehen
diese Gesellschaft beeinflusst hat oder
nicht. Faktisch ist es doch so, dass der
Islam mit vier Millionen Muslimen, die
hier leben, ein Teil Deutschlands gewor-
den ist. Das wird nur nicht von allen ge-
sellschaftlich anerkannt.
E &W: Wie haben Sie das in Ihrer Jugend
erlebt?
Akyün: Als Heranwachsende war mir
sehr bald klar: Es gibt eine Rangfolge
unter den Ausländern. Es galt nie als
„chic“, Türkin zu sein. Es war „chic“, Ita-
lienerin oder Spanierin zu sein. In der
Uni habe ich deshalb manchmal auf die
Frage nach meiner Herkunft geantwor-
tet, ich bin Spanierin. Dann kam die Re-
aktion, „wow, Spanierin, Spanien ist ein
tolles Land“! Sobald ich aber sagte, ich
bin Türkin, reagierten die Mitstudieren-
den doch ziemlich verhalten.
E &W: Die Publizistin Hilal Sezgin, He-
rausgeberin des „Manifestes“, in einer nicht-
religiösen Akademikerfamilie in Frankfurt
am Main aufgewachsen, hat sich nie als
Muslima begriffen. Sie war nicht religiös er-
zogen. Erst seit dem vergangenen Jahr sehe sie
sich plötzlich in dieser Rolle. Selbst auf Steh-
partys, so Sezgin, müsse sie bei Würstchen
und Kartoffelsalat z. B. Fragen nach dem
Dschihad** beantworten. Stehen Muslime
nichtdeutscher Herkunft nun stärker unter
Rechtfertigungsdruck?
Akyün: Außerhalb meiner Schulzeit
gab es nur eine kurze Zeit in meinem
Leben, in der ich nicht auf meine Her-
kunft angesprochen oder darauf festge-
nagelt worden bin, das war Ende der
1990er-Jahre. Durch den 11. Septem-
ber ist der Islam als Religion stark in
das öffentliche Interesse gerückt. Und
mit ihm die Angst vor Fundamentalis-
mus und Extremismus. Das hat dazu
geführt, dass der Islam und die Musli-
me mit sehr negativen Bildern assozi-
iert worden sind und immer noch wer-
den: mit terroristischen Angriffen, Un-
terdrückung der Frauen, Zwangsheirat,
Ehrenmorden, Steinigungen. Alles
durcheinander gemixt. Und nicht nur
an den Stammtischen. Mir ist es bei-
spielsweise passiert, dass man mich bei
einer Lesung fragte, warum in der Tür-
kei Mädchen beschnitten werden.
Kaum zu glauben! Ich habe zurück ge-
fragt: Wie kommen Sie denn darauf?
In der Türkei werden keine Mädchen

* Hilal Sezgin (Hrsg.):
Manifest der Vielen.
Deutschland erfindet
sich neu. Blumenbar
Verlag Berlin 2011, 232
Seiten, 12,90 Euro.

** Dschihad bedeutet
etymologisch eine auf
ein bestimmtes Ziel ge-
richtete Anstrengung.
Im Koran und der Sun-
na bezeichnet dieser Be-
griff primär militäri-
schen Kampf. Aus dem
Koran geht nicht ein-
deutig hervor, ob es sich
dabei um einen univer-
sellen Kampf gegen An-
dersgläubige handelt
oder ob dieser Kampf
nur defensive Ziele ver-
folgt.

Hatice Akyün
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beschnitten. Das ist dort verboten.
Und, bitte: Was kann ich als Deutsche,
die den Islam als Religion gar nicht
praktiziert, zur Steinigung von Frauen
im Sudan oder im Iran sagen? Das wä-
re ja genauso, als wenn man einen Ka-
tholiken fragte, warum in seiner Kir-
che so viele Kinder missbraucht wor-
den sind?
E &W: Sie schreiben „Ich habe zum ersten
Mal den Gedanken gefasst, dass ich nicht hier
bleiben kann, dabei ist Deutschland meine
Heimat. Ich kann gar nicht woanders leben.“
Sind Sie trotzdem auf dem Absprung?
Akyün: Vielleicht. Aber das hat nichts
mit meinem Heimatgefühl zu tun.
Duisburg ist die Stadt meiner Kindheit,
meiner Jugend. Wenn ich künftig die
Türkei als Lebensmittelpunkt wähle,
wäre das kein Zurückgehen, sondern ein
Auswandern. Nach Istanbul auszuwan-
dern, um dort zu arbeiten, wäre unge-
fähr so, als wenn Sie nach Kanada emi-
grierten. Sicher, über die Sprache und
die kulturellen Einflüsse meiner Familie
habe ich eine enge Beziehung zur Türkei
gewonnen, aber sie ist nicht meine Hei-
mat. Der Grund, warum ich vielleicht in
der Türkei leben will, liegt nicht darin,
dass ich Deutschland nicht mehr liebe.
Das bleibt meine Heimat, hier leben die
Menschen, die mir am nächsten sind.
Aber die Stimmung in diesem Land be-
fremdet mich zunehmend.
E &W: Warum?
Akyün: Die Sarrazin-Debatte im ver-
gangenen Jahr ist ja immer absurder ge-
worden. Sie gipfelte schließlich in Sarra-
zins abstrusen Behauptungen, die pseu-
dogenetisch die These von den „dum-
men Türken“ belegen sollten. Damals
dachte ich an meine vierjährige Tochter
und daran, was passiert gerade in dieser
Gesellschaft? Wie kann ich mein Kind
davor schützen, dass es nicht irgend-
wann von der Schule nach Hause

kommt und klagt, Mama, die sagen, ich
bin dumm, weil ich Türkin bin. Oder
anders formuliert: Ich möchte nicht,
dass mein Kind in einer Gesellschaft
aufwächst, in der es wieder salonfähig
geworden ist, ausländerfeindlich zu
sein. Es herrscht im Moment ein Klima,
in dem die öffentliche Meinung uns
wieder in das „Wir“ und „Die“ spaltet.
So vertieft die Gesellschaft kulturelle
Gräben, anstatt Brücken zu bauen.
E &W: Wie haben Sie es früher erlebt?
Akyün: In meiner Duisburger Zeit war
ich zuerst Duisburgerin, die Herkunft
war unwichtig. Gastarbeiter und Einhei-
mische sind sich auf Augenhöhe begeg-
net und haben respektvoll miteinander
geredet. Diesen Respekt vermisse ich
heute. Denn solange jemand die Geset-
ze des Landes achtet und mich nicht in
meinem Leben einschränkt, habe ich
doch nicht das Recht, ihm vorzuhalten,
wie er zu leben hat, ob er z.B. ein Kopf-
tuch tragen darf oder fünfmal am Tag in

die Moschee geht und betet oder nicht.
Da muss Deutschland – und das sage ich
auch mit Blick auf die Islamkonferenz,
die Ende März stattgefunden hat (s. Sei-
te 22) noch ganz viel lernen.
E &W: Erschreckt Sie dieser Mangel an
Respekt?
Akyün: Ja. So unbehaglich habe ich
mich nicht mal in den 1990er-Jahren ge-
fühlt, als Asylbewerberheime brannten
und die Häuser von Türken angezündet
worden sind. Damals haben wir sehr viel
Solidarität erfahren. Wir sind alle ge-
meinsam auf die Straßen gegangen, ha-
ben zusammen gegen Rassismus de-
monstriert, denn alle waren schockiert.
Während der Sarrazin-Debatte habe ich
ein solches solidarisches Verhalten wirk-
lich vermisst. Das, was mir seitdem
Angst macht, ist das große Schweigen
vieler Menschen.
E &W: Sie sind eine der 30 Autorinnen und
Autoren im „Manifest der Vielen“. Was war
der Anlass für das Buchprojekt?
Akyün: Wir wollten klar signalisieren:
Wir sind da! Auch wenn ihr, die Mehr-
heitsgesellschaft, die Augen verschließt
und uns ignoriert, wir sind schon längst
da. In dem Manifest schreiben sehr un-
terschiedliche Autorinnen und Autoren,
Gläubige und Nichtgläubige. Uns ver-
bindet lediglich, dass an uns allen das
Etikett „Muslim“ oder „Muslima“ haf-
tet. Daher wollten wir einfach den Facet-
tenreichtum unseres Lebens darstellen,
auch zeigen, wie unterschiedlich wir le-
ben. Und wir wollten sagen: Schaut her,
Deutschland „schafft sich nicht ab“, son-
dern es muss sich „neu erfinden“.

Interview: Helga Haas-Rietschel,
Redakteurin der

„Erziehung und Wissenschaft“
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Duisburg-Marxloh:
„In meiner Duisburger
Zeit war ich zuerst
Duisburgerin,
die Herkunft war
unwichtig.“

Istanbul: „Der Grund,
warum ich vielleicht in
der Türkei leben will,
liegt nicht darin, dass
ich Deutschland nicht
mehr liebe.“
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Die Deutsche Schule Bukarest sucht ab dem

Schuljahr 2011/2012 Lehrerinnen und Lehrer!

Die Deutsche Schule Bukarest wurde vor 3 Jahren gegründet und

besteht aus einer Grundschule / Gymnasium (1.-5. Klasse) und einem

Kindergarten. Wir wachsen und entfalten uns stetig, ab dem nächsten

Schuljahr wird es eine 6. Klasse geben.

Wir verstehen uns als Begegnungsschule und legen Wert auf die

individuelle Entfaltung der Persönlichkeit eines jeden Kindes in einem

interkulturellen Dialog.

* Sie verfügen über Fachkompetenz, Leidenschaft für ihren Beruf und

haben Lust an dem Aufbau einer Schule mitzuwirken?

* Sie sind teamfähig und selbstständig?

* Sie sind neugierig auf interkulturelle Lernerfahrung?

* Sie sind Muttersprachler/in Deutsch und haben gute Englischkennt-

nisse?

Wir suchen eine(n) Grundschullehrer/in und eine gymnasiale Lehrkraft

mit den Fächern Mathematik, Englisch und Naturwissenschaften. Sie

sollten bereit sein, sich mit überdurchschnittlicher Bereitschaft in die

Arbeit mit den Schülerinnen und Schülern einzubringen und am Aufbau

der Schule mitzuwirken!

Wir bieten eine für rumänische Verhältnisse überdurchschnittliche

Bezahlung und Unterstützung bei der Suche nach einer Unterkunft.

Nehmen Sie Kontakt mit uns auf: Frau Tünde Imbeck

Tel. + Fax Rumänien: 0040 (0)21 210 60 70, e-mail: info@dsbu.eu

Verein zur Gründung und Förderung der Deutschen Schule Bukarest

Bucuresti, Str. Ancuta Baneasa, nr 8, Sector 2

www.dsbu.eu

In Mitten Deutschlands am Fuße des 
größten Bergparks Europas mit Her-
kules und Schloss Wilhelmshöhe 
sowie in direkter Nachbarschaft zu 
einer der schönsten Thermen liegt die  
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In ihrem Selbstverständnis als 
KKlliinniikk ffüürr GGaannzzhheeiittssmmeeddiizziinn
arbeitet die Habichtswald-Klinik 
auf der Ebene einer integrativen 
Betrachtung von Körper, Seele 
und Geist in einer Synthese aus 
Schulmedizin, Naturheilverfahren 
und komplementärer Therapien. 

Die Klinik hat einen Versorgungs-
vertrag nach § 111 und ist nach 
§ 30 GWO als beihilfefähig aner-
kannt. Bei den Gesetzlichen 
Krankenkassen ist die Habichts-
wald-Klinik als Rehabilitationskli-
nik anerkannt, bei den privaten 
Krankenversicherungen als „Ge-
mischte Einrichtung“ die auch 
Akutbehandlungen gemäß OPS 
301 durchführt. Die Beihilfestel-
len rechnen mit der Klinik den 
allgemeinen niedrigsten mit den 
Sozialversicherungsträgern ver-
einbarten pauschalen Pflegesatz 
ab.    

 

Fachklinik für Psychosomatik, 
Onkologie und Innere Medizin 
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„Wir sind anders
– aber gleich“

Gespräch mit einer 11. Gymnasialklasse aus Frankfurt

Das Goethe-Gymnasium in
Frankfurt am Main ist ein Ab-
bild der multikulturellen Gesell-
schaft – zumindest was die Zu-
sammensetzung der Schülerin-
nen und Schüler betrifft. Mit
Elftklässlern sprach E&W über
Identität, Herkunft, Religion
und Integration.

E
milia Galotti oder Nat-
han der Weise? Beide
Werke Gotthold Ephraim
Lessings stehen für den
Deutschunterricht in
der Sekundarstufe II

zur Auswahl. Welcher der Texte,
mit denen laut Lehrplan das The-
ma „Identität“ behandelt werden
soll, eignet sich besser für Elftkläss-
ler? „Aufgrund aktueller Diskus-
sionen über den Islam in Deutsch-
land“ hat sich Silvia Agde-Becker
für den „Nathan“ entschieden.
Die Lehrerin unterrichtet am
Frankfurter Goethe-Gymnasium
eine 11. Klasse in Deutsch. Über
Lessings Text gelingt es der erfahre-
nen Pädagogin, viele ihrer Schüle-
rinnen und Schüler aus der Reser-
ve zu locken. Was für ein heißes
Eisen sie mit dem über 200 Jahre
alten Werk angefasst hat, wird ihr
aber erst im Unterricht klar. Denn
es geht „elementar zur Sache“,
kommt sogar zum Streit, als die
Klasse über die Ringparabel und
ihre Botschaft der religiösen Tole-
ranz diskutiert.
Das Ergebnis überrascht die Päda-
gogin, die seit 32 Jahren im Schul-
dienst ist. Früher sei nicht so heftig
über den Nathan diskutiert wor-
den, seien die Schüler nicht so ve-
hement für ihre Religion eingetre-
ten, wie die Kontroverse zwischen
Jugendlichen aus christlichen und
muslimischen Elternhäusern zeigt.
Einige muslimische Mädchen und
Jungen sind überzeugt, dass der Is-
lam die wahre Religion sei und
dies alle anderen mit der Zeit auch

feststellen würden. Andere wieder-
um veranlasst die Lessing-Lektüre
zum Nachdenken, ob es über-
haupt möglich sei, Muslim zu sein
und zugleich anderen Religionen
gegenüber Toleranz aufzubringen.
„Was bleibt denn bei so vielen Zu-
geständnissen an andere Religio-
nen vom Islam übrig?“, fragt ver-
unsichert ein aus Pakistan stam-
mender Schüler. Ein Bart soll seine
Zugehörigkeit zum Islam demon-
strieren.
Wenn die Klasse vollständig ist,
sitzen vor Agde-Becker 24
Mädchen und Jungen im Alter
von 16 bis 18 Jahren mit Namen
wie Ahmed, Asmir, Bafta, Deniz,
Farhan, Mesut, Konrad und Judith.
Nur drei sind Deutsche in dem
Sinne, dass sie Angehörige der
Mehrheitsgesellschaft sind; die an-
deren sind entweder als Kind mit
den Eltern eingewandert oder –
wie die meisten – hier geboren.
Das Goethe-Gymnasium unweit
des Frankfurter Hauptbahnhofs ist
so etwas wie ein Mikrokosmos der
Stadtgesellschaft: Die Schüler-
schaft setzt sich seit langem nicht
mehr nur aus Töchtern und Söh-
nen Herkunftsdeutscher zusam-
men; ein nicht unerheblicher Teil
hat Eltern, die aus Äthiopien,
Bangladesch, Bosnien, Serbien,
Tschechien oder der Türkei kom-
men. Religionszugehörigkeit und
ethnische Herkunft waren bisher
keine relevanten Themen, berich-
ten die Schüler unisono. Weder im
Unterricht, noch im Gespräch un-
tereinander. Und wenn, dann bloß
aus Jux, nicht um jemanden auszu-
grenzen.

Facette der Meinungen
Erst jetzt, in der 11. Klasse, spre-
chen sie in den Fächern Deutsch,
Englisch und „PoWi“ (Politische
Wissenschaft – Anm. d. Red.) über
das, was die öffentlichen Debatten
seit dem 11. September 2001 be-
stimmt: über Islam, Identität und
Integration. Als im Herbst 2010
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Thilo Sarrazins Buch „Deutschland
schafft sich ab“ Landauf, Landab für
Kontroversen sorgte, griff der „PoWi-
Lehrer“ die öffentliche Debatte auf.
Konrad, einer der Herkunftsdeutschen,
ist der Ansicht, „dass der Mann leider
teilweise Recht hat“ mit seiner These,
muslimische Einwandererfamilien inte-
grierten sich nicht, ihre Söhne seien Ma-
chos. Einige aus der Klasse protestieren.
„Ich weiß eigentlich nicht, was wirklich
gemeint ist, wenn von Integration ge-
sprochen wird“, entgegnet Deniz. Inte-
gration könne doch nichts anderes be-
deuten, als dass jeder die geltenden Ge-
setze befolge. Der häufig angeführte
schulische Misserfolg junger Migranten
ist dem Sohn türkisch-kurdischer Eltern
bekannt, aber: „Das hat doch vor allem
damit zu tun, ob die Eltern gebildet sind
oder nicht.“ Es sei eben ein Unter-
schied, ob man der Sohn einer deut-
schen Grundschullehrerin sei oder der
einer türkischen Fabrikarbeiterin mit
schlechten Sprachkenntnissen. Gerade
Eltern aus einfachen Milieus wünschten
sich doch meist eine bessere berufliche
Zukunft für ihre Kinder, ist Deniz über-
zeugt. Die Facette politischer Meinun-
gen spiegelt sich auch bei den Elftkläss-
lern des Goethe-Gymnasiums wider.
Ein Großteil der Schülerinnen und
Schüler erklärt allerdings, dass die Frage

nach Integration nicht wichtig für sie
sei: „Wir selbst haben eigentlich keine
Probleme mit der Integration“, fasst es
Farhan zusammen. Aber eben nur „ei-
gentlich“, wie das Gespräch deutlich
macht.

„Herkunft spielt keine Rolle“
„In meinem Freundeskreis spielt meine
Herkunft keine Rolle“, wirft Judith in
die Diskussion ein. Das, meint die
Schülerin, hänge wiederum mit der
Großstadt Frankfurt zusammen. Die
Tochter nigerianischer Eltern erlebt
Ausgrenzung und Ausländerfeindlich-
keit aufgrund ihrer dunklen Hautfarbe
zwar in Kleinstädten, nicht aber in der
Mainmetropole. Farhan widerspricht
und erhält Zustimmung von anderen,
die wie er eine dunkle Hautfarbe haben:
„Es sind vor allem ältere Erwachsene,
die mich als Fremden behandeln.“ Da-
bei fühlt sich Farhan gar nicht fremd in
Frankfurt. Obwohl er, dessen Eltern aus
Bangladesch stammen, sich seiner Her-
kunft wohl bewusst ist und darüber re-
det, sofern er danach gefragt wird. Auch
Ahmed, Sohn pakistanischer Einwan-
derer, ist seine Herkunft „eher egal“.
„Mir nimmt bloß keiner ab, wenn ich
sage, ich bin Deutscher, dabei besitze
ich einen deutschen Pass.“ Um weitere
Nachfragen zu vermeiden, sage er so-

gleich, er kommt aus Pakistan. Eine
ganz andere Antwort auf die Frage nach
seiner Identität hat sich Farhan erarbei-
tet: „Ich bin ein ganz normaler Schüler,
der in Deutschland aufgewachsen ist
und noch nicht viel erlebt hat.“ Nicht
zuletzt die Diskussion im Deutsch-
unterricht habe ihm zu dieser Einsicht
verholfen. Was ihn ausmache, bringt
Ahmed wiederum so auf den Punkt:
„Meine Identität ist ein Mix aus Kultur,
Religion, Herkunft und Zukunftsper-
spektive.“ Wäre im Unterricht darüber
nicht gesprochen worden, hätte er das
„so klar“ nicht formulieren können,
versichert er.
Freiwillig reden die Jugendlichen nicht
über ihre Herkunft und ihr Verständnis
von kultureller Identität, hat Lehrerin
Agde-Becker festgestellt. Zeitgenössi-
sche deutschsprachige Literatur und
Texte von Autorinnen und Autoren aus
Migrantenmilieus könnten in dem Zu-
sammenhang hilfreich sein, der Lehr-
plan sehe dies aber nicht vor. Aus Man-
gel an Alternativen versucht sie daher
anhand älterer Texte mit den Schülern
über das zu sprechen, was diese be-
schäftigt – z.B. ihre Religion. Nathan
der Weise als Vehikel? „Die Jugendli-
chen konnten über die Lektüre indirekt
über sich selbst sprechen“, begründet
die Studiendirektorin ihr Vorgehen.

Elftklässler des Frankfurter
Goethegymnasiums:
„Freiwillig reden die
Jugendlichen nicht über
ihre Herkunft und ihr
Verständnis kultureller
Identität.“
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Ärgern Sie doch mal 
Ihre Oberstufe
Entwicklungspolitik ist langweilig, wenn sich alle einig sind. Die Armen werden 
immer ärmer, Wirtschaftswachstum ist die Basis jeder Entwicklung, mit mehr 
Entwicklungshilfe gäbe es auch keine Armut mehr. 20 solcher entwicklungs-
politischer „Irrtümer“ greift ein neues Magazin des Welthauses Bielefeld auf. 
Auf jeweils einer Seite mit viel Bild und wenig Text werden These und Gegen-
these erläutert, eine Einladung, alte Überzeugungen zu überdenken und sich 
eine eigene, differenziertere Meinung zu bilden. Vorschläge für Arbeitsauf-
gaben kommen hinzu. Das Lehrerheft (44 Seiten) ergänzt das  Angebot – für 
Politik, SoWi, Erdkunde, und Religion.

Die alten Thesen stimmen nicht mehr. 
25 farbige Magazine (24 Seiten) mit 20 entwicklungspolitischen Irrtümern und Denkanstößen. 
Dazu ein Lehrerheft (44 Seiten) mit Hintergrundinformationen und Unterrichtsvorschlägen.
Preis für einen solchen Klassensatz: 18,00 € (zuzüglich Paket-Versandkosten).

Bezug:
Welthaus Bielefeld | 05 21 - 9 86 48-0 | info@welthaus.de
www.welthaus.de/publikationen-shop/

20 entwicklungspolitische 
Irrtümer und Denkanstöße

Ein Magazin für Menschen mit Entwicklungsfragen

Die alten Thesen 
stimmen nicht mehr

Welthaus Bielefeld in Kooperation mit Alliance Sud, „Bildung trifft Entwicklung“, GIZ und 
Stiftung Entwicklungs-Zusammenarbeit Baden Württemberg (Hrsg.):

Dass Deutschland ein Einwanderungs-
land ist, werde im Schulalltag und im
Unterricht viel zu wenig berücksichtigt,
bedauert Agde-Becker, die im Studien-
seminar als Ausbilderin für die Fächer
Religion und allgemeine Pädagogik zu-
ständig ist. Anders als für Grund-,
Haupt- und Realschulen tauchten im
Lehrplan für den Gymnasialbereich kei-
ne Unterrichtseinheiten rund um die
Fragen nach religiöser und kultureller
Identität sowie zum Begriff der Integra-
tion auf. Eine Ausnahme bilde das Fach
Englisch; wenn Landeskunde auf dem
Plan steht, beschäftigen sich die Schüler
auch mit der multikulturellen Gesell-
schaft Großbritanniens.
„Die allermeisten Schulen haben kein
pädagogisches Konzept für den Um-
gang mit unserer multiethnischen und
multireligiösen Gesellschaft, obwohl
sich diese Realität schon lange in den
Klassenzimmern widerspiegelt“, so Ag-
de-Becker. Das sei in der Lehrerbildung
nicht anders.
Nicht alle in der Klasse wollen jedoch,
dass im Unterricht über Integration,
Identität und Herkunft gesprochen
wird. Und das hängt weder von ihrer Re-

ligion noch von ihrer Ethnie, sondern
von ihrem Geschlecht ab. Vor allem die
Mädchen lehnen dies ab. Sie begründen
es damit, dass ihnen das „Zerreden“ der
Herkunft mehr Probleme bereite, als
dass es sie weiterbringe. Die 17-jährige
Hannah, Tochter herkunftsdeutscher
Eltern, formuliert es so: „Wenn wir im
Unterricht über kulturelle, ethnische
oder religiöse Unterschiede oder Inte-
gration reden, entfernt mich das von
den anderen, weil ich danach mehr auf
die Unterschiede achte; ich möchte
mich lieber auf die Gemeinsamkeiten
konzentrieren.“ Asmir ist anderer An-
sicht: „In unserer Klasse sind Schüler
verschiedener Herkunft. Durch die Dis-
kussionen über unsere unterschiedli-
chen Kulturen und Religionen ist mir
klar geworden, dass die Politiker hierzu-
lande sehr übertreiben. Wir sind zwar
anders, aber wir sind auch gleich.“ Er,
der als Sohn serbischer Migranten in
Deutschland aufgewachsen ist, wolle
sich weder zum Fremden abstempeln
lassen, noch andere aus dieser Perspekti-
ve betrachten.

Canan Topçu, Redakteurin
der „Frankfurter Rundschau“

Deniz (links) und Marko aus der 11. Klasse. Deniz: „Ich weiß nicht,
was gemeint ist, wenn von Integration gesprochen wird.“
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Ist Herr Özer ein toller Kumpel?
Aktuelle Studien zeigen: Der „Ausländer vom Dienst“ macht Schule nicht besser

Mehr als jeder vierte Schüler ist nicht-
deutscher Herkunft, in Großstädten
jeder zweite. Darüber, wie viele Lehr-
kräfte mit Migrationsgeschichte unter-
richten, gibt es keine zuverlässigen
Zahlen - Schätzungen gehen von
einem bis fünf Prozent aus. Dass es
mehr werden sollen, fordern Experten
seit langem. Doch: Sind Einwanderer
tatsächlich die besseren Lehrkräfte für
Kinder aus Migrantenfamilien?

D
ie Kultusminister setzen auf
mehr Vielfalt unter den
Lehrenden. Das ist auch
das Ziel des „Bundesweiten
Integrationsprogramm“ der
Bundesregierung. Verbun-

den wird damit weit mehr als nur der
Wunsch, die Gesellschaft in der Schule
widerzuspiegeln. Die neuen Pädagogin-
nen und Pädagogen sollen Schüler mit
Migrationshintergrund besser verstehen
und deren Eltern leichter erreichen kön-
nen. Sie sollen Vorbild sein und
Schülern, die sich das sonst nicht zu-
trauen, zeigen: Seht her, das schafft ihr
auch! Und sie sollen interkulturelle
Perspektiven im Unterricht, besser noch
im gesamten Kollegium, verbreiten.
Aber können sie das alles?
Zwei bisher unveröffentlichte Studien
legen den Schluss nahe: Die Erwartun-
gen sind überzogen. „Die Lehrer sind

zwar ein Schlüssel für mehr interkultu-
relle Kompetenz an Schulen“, erklärt
die Berliner Erziehungswissenschaftle-
rin Viola Georgi, „ein Allheilmittel sind
sie aber nicht.“ Die Herkunft allein, so
Georgi, mache nämlich noch nieman-
den zu einem Experten in Interkultura-
lität: „Dazu gehören Handwerkszeug
und eine solide Ausbildung, bei Lehr-
kräften mit wie ohne Migrationshinter-
grund.“

Konfliktschlichter
Für ihre Studie „Vielfalt im Klassenzim-
mer“ führte Georgi mit 60 Lehrkräften
aus Migrationsmilieus Gespräche; wei-
tere 200 füllten einen Fragebogen aus.
Ein interessantes Detail zeigt bereits die
erste Auswertung der Stichprobe: Die
meisten dieser Lehrkräfte fand Georgi
an Gymnasien – also dort, wo die we-
nigsten Migrantenkinder unterrichtet
werden.
An anderen Schultypen stellte Georgi
fest, dass Vermutung und Realität über-
einstimmten: Lehrerinnen und Lehrer
nichtdeutscher Herkunft sollen regel-
mäßig auch außerhalb ihrer Klassen
Konflikte zwischen Kollegen und
Schülern oder unter Schülern bzw.
Schülergruppen schlichten. Dafür, sagt
Georgi, bräuchte es allerdings mehr in-
terkulturelle Kompetenz, als Menschen
in die Wiege gelegt wird. Selbst dort, wo
Pädagogen die ihnen zugeschriebene
Sozialarbeiter-Rolle bereitwillig über-

nehmen, klagten viele über Überforde-
rung sowie mangelnde interkulturelle
Kompetenz im Kollegium.
Was Migranten nichtdeutscher Her-
kunft hingegen in den Unterricht ein-
bringen, seien Sensibilität für die
Mehrsprachigkeit und den Bildungser-
folg von Kindern aus Einwandererfami-
lien. Zwei von drei gaben an, dass sie
sich besonders für diese Schüler einsetz-
ten; drei von vier, dass sie gezielt deren
Selbstbewusstsein stärkten. Auch ein
besonderes Vertrauensverhältnis zu Ein-
wandererkindern attestierten sich viele.
65 Prozent erklärten, diese brächten ih-
nen mehr Vertrauen entgegen als ande-
ren Lehrkräften; noch einige mehr wa-
ren überzeugt, ihre Herkunft spiele hier-
bei eine große Rolle.

Trugschluss?
Das könnte ein Trugschluss sein. Die
Bochumer Erziehungswissenschaftlerin
Carolin Rotter fand bei ihrer Habilitati-
onsarbeit keine Hinweise auf einen be-
sonders „guten Draht“ zwischen Leh-
renden und Schülern aus Migrantenmi-
lieus. Stattdessen stellte sie bei Ge-
sprächen mit rund 30 Schülern aus Mi-
grantenmilieus an zwei Schulen in
Nordrhein-Westfalen fest: „Solange ich
nicht gezielt gefragt habe, wurde der Mi-
grationshintergrund der Lehrkräfte
überhaupt nicht erwähnt, weder positiv
noch negativ.“ Auf die Frage „Was
macht einen guten Lehrer aus?“ antwor-
teten Schüler deutscher wie nichtdeut-
scher Herkunft ebenso wie Jungen und
Mädchen: Humor, klare Ansagen,
Kompetenz in der Stoffvermittlung.
„Niemand sagte: ‚Der Herr Özer ist ein
toller Kumpel!‘“, so Rotter. Überrascht
habe sie das nicht: „Ein Lehrer ist für
Schüler ein Lehrer, kein Freund“. Dazu
passe, dass auch die interviewten Lehr-
kräfte mit ausländischen Wurzeln ihre
Herkunft gar nicht thematisieren woll-
ten. Immer wieder verwiesen sie darauf,
„ganz normale“ Pädagoginnen und
Pädagogen zu sein. Einer Kollegin, er-
zählt Rotter, sei es geradezu unange-
nehm gewesen, gleichsam „enttarnt“ zu
werden. Einen deutlichen Hinweis ge-
ben beide Wissenschaftlerinnen jeden-
falls schon vor Drucklegung ihrer For-
schungsarbeiten: „‚Ein Ausländer vom
Dienst’ macht Schule nicht besser.“

Jeannette Goddar, freie Journalistin

Viola Georgis Studie soll
Anfang 2012 unter dem
Titel „Vielfalt im Klas-
senzimmer“ im
Waxmann Verlag er-
scheinen.
Titel und Verlag von
Carolin Rotters Habilita-
tionsschrift stehen noch
nicht fest.
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Der „Migrationshintergrund“
der Lehrkräfte spielt für Schüler
nichtdeutscher Herkunft offen-
bar kaum eine Rolle.
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Info zum Internetaustausch
Laut einer aktuellen ARD- und ZDF-Studie nutzen 38 Prozent der 14- bis 39-
jährigen Migranten täglich das Internet. Eine erfolgreiche deutsch-türkische
Community ist zum Beispiel Vaybee. Ebenso gerne werden die Websites von Af-
ghanpage, Iran Now, Turkish-Talk frequentiert; mIRC und ICR sind spezielle
Computerprogramme, mit denen junge Migranten chatten. Auch die „Muslim-
Girls“ haben aufgeholt und schicken ihre Meinungen und Ideen durch die Wei-
ten des World-Wide-Web. Zum Beispiel in dem Blog „Meryems.Welt“
(www.meryemdeutschemuslima.worldpress.com). (Quelle: Sineb El Masrar: Muslim-
Girls. Wer wir sind, wie wir leben. Eichborn-Verlag 2010).

Heimatsuche im Netz
Was das Social Web jungen Migranten ermöglicht

Internetportale wie Facebook, Twitter
oder Windows Live Messenger sind
heute allgegenwärtig. Junge Migran-
tinnen und Migranten gehören ebenso
wie ihre deutschen Altersgenossen zu
den häufigsten Nutzerinnen und Nut-
zern der Social-Web-Angebote. Onli-
ne-Medien sind für sie pure Kommu-
nikation. Und mehr.

D
ie Social-Web-Angebote
sind eine besondere Chan-
ce, Gemeinschaftsgefühle
zu entwickeln und die in-
dividuelle Identität sozial,
politisch, aber auch kultu-

rell zu verorten.
Für junge Migrantinnen und Migranten
ist es völlig selbstverständlich, im Netz
zu surfen. Das pauschale (Vor-)Urteil,
wonach die Medienkompetenz von Ju-
gendlichen aus Migrantenfamilien pro-
blematisch sei, ist längst widerlegt: Zwi-
schen ihnen und ihren Altersgenossin-
nen und -genossen deutscher Herkunft
ist keine „digitale Kluft“ festzustellen.
Schaut man sich genauer an, wie Zu-
wandererfamilien das Internet aufsu-
chen, erweisen sich vor allem die Heran-
wachsenden als regelrechte „Medienex-
perten“. Häufig treffen sich Junge und
Ältere im Kinderzimmer, um über das
„Web“ Verwandte im Herkunftsland zu
kontaktieren.
Bei dem kommunikativen „Netzwerk-
en“ ist die jüngere Generation klar ge-
genüber ihren Müttern und Vätern im
Vorteil. Während die Eltern die Online-
Medien primär zur Informationssuche
verwenden, sind sie für die Heranwach-
senden pure Kommunikation, vor al-
lem mit Gleichaltrigen. Durch Face-
book, Windows Live Messenger und Co
sind sie miteinander vernetzt – sei es mit
Freunden und Bekannten aus Deutsch-
land, aus dem Herkunftsland oder ande-
ren Teilen der Welt.

Online-Präsenz im Alltag
Anzumerken ist jedoch: Die Chancen,
sich das Potenzial von Online-Netz-
werken zu erschließen, sind ungleich
verteilt. Zum einen steht die Internet-
Nutzung bei jungen Migrantinnen und
Migranten in einem engen Verhältnis
zur Bildung. Zum anderen geraten Mi-

grantinnen dabei oft ins Hintertreffen.
Denn im Gegensatz zu ihren Altersge-
nossen sind sie oft schlechter mit den
neuen Technologien ausgestattet. Hin-
zu kommt, dass Eltern bestimmter Kul-
turkreise der Online-Vernetzung ihrer
Töchter durch Facebook und Schüler
VZ eher skeptisch gegenüberstehen.
Für viele Zugewanderte bekommt die
Beziehung zum Herkunftsland über So-
cial-Web-Portale allerdings eine neue
Qualität. Die Nachbarschaften in der al-
ten Heimat sind für sie häufig in weite
Ferne gerückt. Von den Gesprächen und
dem Alltagsleben im dortigen Fami-
lien-, Freundes- oder Bekanntenkreis
sind sie ausgeschlossen. Nur über die
neuen Medien stehen sie miteinander
im Kontakt. Früher hielt man sich durch
Briefe und Festnetz-Telefonate auf dem
Laufenden, heute ermöglicht das Inter-
net einfachere und schnellere Formen
der Kommunikation. Alltag, Kultur
und Politik im Herkunftsland rücken
wieder näher.

Unmittelbarer Dialog
Beliebt sind vor allem Internet-An-
wendungen, mit denen sich zeitgleich
kommunizieren lässt. Nach einer aktu-
ellen Studie im Auftrag der Lan-
desmedienanstalt Nordrhein-Westfa-
len (LfM) greifen jugendliche Migran-
tinnen und Migranten vor allem auf
Chat- und Instant-Messaging-Pro-
gramme zurück. Die bekanntesten
heißen Windows Live Messenger und
Skype. Diese ermöglichen nicht nur ei-
nen kostengünstigen, sondern auch ei-
nen unmittelbaren Dialog mit Freun-
den und Bekannten.
Ähnliches bieten auch Online-Netz-
werke wie Facebook, die bei jungen Mi-

grantinnen und Migranten nicht min-
der populär sind. Sie unterscheiden sich
von anderen Internet-Angeboten da-
durch, dass der „User“ die Aktivitäten
seiner Online-Freunde sofort mitbe-
kommt. Die Facebook-Nutzer können
so aktuell am Leben und an den Interes-
sen ihrer Freunde teilnehmen, lesen und
bewerten deren „Status-Meldungen“
oder begutachten deren Foto-Alben.
Mehr als 750 Millionen Schnappschüs-
se wurden z.B. an den beiden Tagen des
Neujahrs-Wochenendes auf der Face-
book-Community hochgeladen – Auf-
nahmen, die den Nutzern das Gefühl
vermitteln, unmittelbar am Leben ihrer
Freunde beteiligt zu sein.
Der in Deutschland lebende Australier
Christopher*, Mitglied von Facebook,
beschreibt dieses Phänomen: „Man
bleibt miteinander im Gespräch, auch
ohne direkten Kontakt zu haben.“
Durch den Nachrichten-Ticker des On-
line-Netzwerks „News-Feed“ werden
ihm beispielsweise die Neuigkeiten aus
seinem australischen Freundeskreis zu-
getragen. Die Informationen aus der al-
ten Heimat kann er bewerten und kom-
mentieren. Oft sind sie Anlass von Ge-
sprächen im Chat. Das Besondere ist die
Selbstverständlichkeit, mit der diese
fortlaufende und beiläufige kommuni-
kative Vernetzung stattfindet. Der Vor-
teil für Migrantinnen und Migranten:
Die Interaktionen im Netz ermöglichen
einen kulturellen und sozialen Aus-
tausch, der dazu beiträgt, die eigene
Identität oder Herkunft zu reflektieren
und zu verorten.
Dieser Austausch fällt grundsätzlich
leichter, wenn Online-Netzwerke inter-
national ausgerichtet sind. Magda* zum
Beispiel stammt aus Polen. Ihre Online-
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Die Welt der alten Griechen und Römer, das Land

des Lichtes und der Farben, der Düfte der Land-

schaft, der Wohlgerüche der Märkte. Unser schönes

"Natur"-Grundstück liegt auf dem Kalkstein-Hoch-

plateau von UZÈS, inmitten der Heidelandschaft -

teilweise im Naturschutzgebiet - umgeben von Zy-

pressen, Wacholderbäumen, Steineichen und Pinien.

Zahlreiche Sehenswürdigkeiten und Ausflugsziele

liegen in der direkten Umgebung: Das Tal der

Ardèche, Städte wie Orange, Avignon, Nîmes, Arles,

Montpellier, der Lubéron, die Camargue, Le Crau du

Roi und das Meer, die Cevennen u.v.a.m.

Das MAISON D'AMIS bietet jeweils eine Doppelhaus-

hälfte für je 2 Personen. Es gibt dazu einen Pool und

einen großen Garrigue-Garten mit Kfz-Stellplatz.

Sie können uns erreichen unter:

Tel. 0033 - 4 - 66 22 77 25

info@provence-ferien.info

Kontakte waren früher „kulturell“
getrennt: Auf SchülerVZ begegne-
te sie ihren deutschen, auf Nasza
Klasa ihren polnischen Freunden.
Heute nutzt sie ausschließlich Fa-
cebook und kommuniziert dort
zweisprachig. Ihre eigenen Status-
Updates „postet“ sie wahlweise auf
Deutsch oder Polnisch. Der
Sprachbarriere begegnen ihre
Freunde manchmal mit Hilfe des
„Google Translator“. Beiden Sei-
ten bietet sich die Chance, die je-
weils andere Kultur besser wahr-
zunehmen – aus der Perspektive
der Gleichaltrigen und gemeinsa-
mer Interessen. Ferner ist das
Netzwerk eine Ressource sozialen
Kapitals. Über Facebook fiel es
den polnischen Freunden Magdas
auch leicht, neue Kontakte in
Deutschland zu knüpfen.

FeedbackvonderCommunity
Ebenso wichtig wie sich sozial zu
vernetzen ist es für Jugendliche,
ihre kulturelle Identität online zu
artikulieren. Ein Junge mit marok-
kanischen Wurzeln bezeichnet
sich beispielsweise im SchülerVZ
als „Yannick the Afro“. Das Feed-
back der Peers auf seinen Identi-
tätsentwurf fällt positiv aus und
bestätigt sein Selbstbild. Yannick*
erfährt via Internet soziale Aner-
kennung. Jugendspezifisch ist da-
bei, dass sich „Akzeptanz“ nicht
immer in höflicher Form äußern
muss. Eine Clique von Migrantin-
nen aus dem ehemaligen Jugosla-
wien etwa trägt „Nicknames“ wie
„Freakovic“ oder „Unbekannto-
vic“. Ihr spielerischer Umgang mit
der eigenen Herkunft bleibt im
Netz nicht lange unbemerkt. Eine
befreundete deutsche Mädchen-
Runde greift die Namensgebung
scherzhaft auf. In Anlehnung an
die Migrantinnen nennen die
Deutschen sich wiederum „Em-
mavic“, „Karovic“ und „Sarahvic“.
Sie machen sich übereinander lus-
tig, bringen aber dennoch ihre An-
erkennung für die Bekannten aus
der fremden Kultur zum Aus-
druck.
Die Medienpraktiken Heranwach-
sender zeigen deutlich, dass sich
kulturelle Identität der jungen Ge-
neration nicht so einfach auf den
Punkt bringen lässt, sondern stets
und immer wieder kommunikativ
ausgehandelt wird. Online-Netz-
werke bieten dafür einen passen-
den Handlungsraum. Wo dieser

eingeschränkt ist, nehmen die
Nutzer eigene Anpassungen vor.
Das gilt für biographische Daten,
die auf Facebook und SchülerVZ
in einem „Steckbrief“ abgefragt
werden. Die Reaktion der Jugend-
lichen überrascht wenig: Viele ver-
wenden die standardisierten Vor-
gaben für eigene Selbst-Zuschrei-
bungen: Ein Schüler nennt als Be-
ruf „Türke“, ein anderer verlegt sei-
nen Heimatort nach Istanbul. Ger-
ne verweisen Jugendliche dabei
auf Kultur und Traditionen ihres
Herkunftslandes. Andere wieder-
um identifizieren sich lieber mit
der lokalen Kultur vor Ort, dem
Sportverein oder dem Wohnvier-
tel. Viele junge Migranten bringen
ihre soziale Integration anhand
der engsten Freunde zum Aus-
druck. In der Sparte „Familie“ tra-
gen sie deutsche und türkische
„Kumpels“ ein. Kurzum: Online-
Netzwerke geben Jugendlichen
aus Migrantenfamilien die Chan-
ce, sich zu integrieren, ohne die ei-
genen kulturellen Wurzeln ver-
leugnen zu müssen.

Vergemeinschaftung
Wie wirkt die globalisierte Kom-
munikation auf das Selbstbild jun-
ger Migrantinnen und Migranten?
Die Problematik ist bekannt: Als
Folge ihrer Zuwanderung fühlen
sich Jugendliche oft weder dem ei-
nen noch dem anderen Land klar
zugehörig. Es fällt ihnen daher
manchmal nicht leicht, ihre Iden-
tität zu verorten: Die Beziehungen
zur alten Heimat der Eltern oder
Großeltern können aus der Ferne
nicht gepflegt werden, die Integra-
tion in die neue gestaltet sich nicht
selten als schwierig. Im schlimm-
sten Fall erleben sie sich als „dop-
pelt-abwesend“.
Können Online-Netzwerke ange-
sichts dieses Dilemmas hilfreich
sein? Facebook und andere Net-
work-Portale unterstützen zumin-
dest Formen der Vergemeinschaf-
tung, die nicht an lokale, regionale
oder nationale Grenzen gebunden
sind. Junge Migrantinnen und Mi-
granten können sich dem Her-
kunfts- und dem Einwanderungs-
land zugleich zugehörig fühlen –
und so beide Facetten ihrer Iden-
tität ausdrücken.

Jörg Astheimer,
Medienwissenschaftler

*Die Namen sind geändert.



22 Erziehung und Wissenschaft 5/2011

IDENTITÄT UND INTEGRATION

Es ist ein historischer Moment, als die
Männer den Kölner Dom betreten;
mit respektvollen Blicken, Gebetstep-
pichen unter dem Arm, Schuhen in
der Hand. Es ist das Ende des Fasten-
monats Ramadan – und das erste Mal,
dass Muslime in einer katholischen
Kirche ihr Gebet gen Mekka ausrich-
ten. Was ist das? Ein Bild aus der fer-
nen Zukunft? Nein. Realität des Jahres
1965. Als die türkischen
Gastarbeiter einen Platz
für ihr Gebet suchten,
öffnete ihnen der Köl-
ner Dom bereitwillig
die Pforte.
Und nun, ein halbes
Jahrhundert später, soll
der Islam nicht zu
Deutschland gehören?
In einem Land mit vier
Millionen Muslimen
und 2000 Moscheege-
meinden? Der neue
deutsche Bundesinnen-
minister Hans-Peter Frie-
drich (CSU) jedenfalls
hat sich entschieden: Ja,
die Muslime sind Teil dieser Gesell-
schaft. Der Islam nicht. Der, erklärte
Friedrich vor, während und nach der
Islamkonferenz Ende März sei nicht
„Teil unserer Kultur“; Deutschland sei
ein „christlich-abendländisch gepräg-
tes Land“.
Was aber soll diese Veranstaltung dann
noch? Sie ist ins Leben gerufen wor-
den, weil ein anderer Innenminister,
Wolfgang Schäuble (CDU), erkannt hat-
te: Der Islam gehört zu Deutschland.
Da das Fragen aufwirft, die einen
Raum zur Debatte benötigen, schuf
Schäuble einen solchen: Ein Gremi-
um aus Vertretern des Staates und

Muslimen, dessen größter Erfolg sich
lange in einem einzigen Satz zusam-
menfassen ließ: Endlich ist man im
Gespräch.
Fünf Jahre später ist die Islamkonfe-
renz vor allem ein Beleg dafür, dass ein
Land sich auch zurückentwickeln
kann. 2011 erklärt der neue Innenmi-
nister nicht mehr zuerst den Musli-
men, sondern der Presse, was er von ih-
nen möchte: eine „Sicherheitspartner-
schaft“ nämlich, zum Zwecke des Auf-
spürens islamischer Extremisten.
Neun der eingeladenen Muslime rea-
gieren entsetzt und präsentieren eben-
falls eine Erklärung: gegen „gefährli-
che Symbolik, Marginalisierung und
Polarisierung“.
Nie war der Dialog zwischen Musli-
men und Nichtmuslimen so wichtig
und nötig wie heute. Das Misstrauen

sitzt tief; auf beiden Sei-
ten. Und so wenig die
Mehrheit in Deutschland
„dem Islam“ über den
Weg traut, so sehr wird al-
les, was mit ihm assoziiert
wird, durch die Medien
gescheucht: Moscheebau
und Kopftuchstreit,
Zwangsheirat und Ehren-
mord, Schwimmunter-
richt und Schulessen.
Auch wenn längst nicht
jedes dieser Themen mit
dem Islam zu tun hat:
Auseinandersetzung ist
vonnöten und ein Fo-
rum, das kompetent und

sachlich statt inkompetent und dema-
gogisch diskutiert, dafür ein guter Ort.
Nur müsste seine oberste Prämisse, wie
bei einem gleichberechtigten Dialog
üblich, lauten: Man redet miteinan-
der, nicht übereinander.
Da das nicht so ist, muss man nach fast
fünf Jahren Islamkonferenz leider fest-
halten: Auch in Fragen, die sie sich
gern auf die Fahnen schreibt, ist ihre
Bedeutung marginal. Die für Herbst
geplante Etablierung einer Imam-Aus-
bildung an deutschen Unis etwa ist
mehr dem Wissenschaftsrat als der Is-
lamkonferenz zu verdanken. Wie
wichtig die Erklärung einer islami-

schen Theologie in Deutschland ist,
darüber ist man sich einig – aber eben-
so, dass es noch viele offene Fragen
gibt. Zum Beispiel, wer in den Beiräten
der Studiengänge sitzt (und wer nicht)
und welchen Einfluss diese auf die Be-
setzung wissenschaftlicher Stellen ha-
ben. Oder: Wer will die neuen Imame
eigentlich haben? Die Ditib, die Tür-
kisch-Islamische Union der Anstalt für
Religion e.V., die als Dependance der
türkischen Religionsbehörde Diyanet
mehr als jede dritte Moschee in
Deutschland betreibt, schweigt sich
aus: in und außerhalb der Islamkonfe-
renz. Ein Interview, das der Vizechef
der Diyanet, Mehmet Görmez, der Zei-
tung „Die Welt“ jüngst gab, lässt nichts
Gutes hoffen: Mit keiner Silbe be-
grüßt er die Islam-Studien; stattdessen
verweist er auf die fehlende Erfahrung
der Deutschen und das große
Bemühen der Türkei in der Imam-Aus-
bildung. Und so redet bisher kein
Mensch darüber, dass ausgerechnet
ein laizistischer Staat verhindern
könnte, dass in deutschen Moscheen
künftig hier ausgebildete Vorbeter pre-
digen dürfen.
Bessere Nachrichten kommen von der
islamischen Religionskunde. In sieben
Bundesländern laufen Modellversu-
che; Niedersachsen und Nordrhein-
Westfalen (NRW) stehen kurz vor der
flächendeckenden Einführung. Wie
im Bildungsföderalismus üblich, sind
die Modelle ganz unterschiedlich: In
NRW ist der Koordinationsrat der
Muslime der Ansprechpartner, in Nie-
dersachsen sollen Muslime verschie-
dener Vereine einen Beirat bilden.
Dass auch alle anderen Länder ihr je-
weils eigenes Modell finden werden
und wollen, zeichnet sich ab. Auch
hier gilt: mit oder ohne Islamkonfe-
renz.
Was aber soll nun aus dieser werden?
Am besten vielleicht: nichts weiter. So
wie es richtig war zu sagen „Wir reden“
– so richtig wäre jetzt ein freundlich-
abschließendes: „Gut, dass wir geredet
haben.“ Außer es gelingt, einmal nicht
die Teilnehmer auszuwechseln. Son-
dern den Gastgeber.

Jeannette Goddar, freie Journalistin

„Wir haben geredet“
Kommentar: Es war einmal eine Islamkonferenz ...
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82,9 Prozent Zustimmung
Mitgliederbefragung zum Länder-Tarifergebnis abgeschlossen

Die GEW-Mitglieder haben den Ta-
rifabschluss mit den Ländern (s.
E&W 4/11, S. 22-25) in vielen Regio-
nen überwiegend in Versammlungen
intensiv und kritisch diskutiert.
Knackpunkt war, dass die GEW ihre
Kernforderung nach einer tariflichen
Länder-Entgeltordnung (L-ego) für
die angestellten Lehrkräfte nicht
durchsetzen konnte. Dennoch stimmte
mit 82,9 Prozent eine deutliche Mehr-
heit der stimmberechtigten Mitglieder,
für die der Länder-Tarifvertrag gilt
und die sich an der Befragung beteiligt
haben, dem Verhandlungsergebnis zu.
Ein Zeichen dafür, dass die Mitglie-
der die einzelnen Komponenten des
Kompromisses sehr genau und diffe-
renziert betrachtet haben.

E
rstmals hat die GEW alle mo-
dernen Kommunikationsme-
dien genutzt, um den Mit-
gliedern das Ergebnis umfas-
send zu erläutern: Auf You-
Tube (www.youtube.com) hat

sie eine Plattform eingerichtet, auf der
Verhandlungsführerin Ilse Schaad das Ta-
rifergebnis darstellt. Bei Facebook (www.
facebook.com/pages/GEW-Gewerkschaft-
Erziehung-und-Wissenschaft/405938596302)
und im Mitgliederblog (http://GEW.
blogsport.de) gab es zum Teil heftige Kon-

troversen. Nach Abschluss der Mitglie-
derbefragung geht es jetzt darum, die
Strategie für die nächsten beiden Jahre
zu entwickeln. Ausgehend von einer
selbstkritischen Auswertung der Tarif-
runde muss die GEW eine Diskussion
führen, wie das Ziel der Tarifierung einer
Lehrkräfte-Entgeltordnung weiterver-
folgt und erreicht werden kann. In die-
ser Debatte muss schnell geklärt wer-
den, ob die vorzeitige Kündigungsmög-
lichkeit des 1. Änderungstarifvertrags
zum Bundesangestelltentarifvertrag Ost
(BAT-O) genutzt werden soll, damit die
Friedenspflicht auch in den neuen Bun-
desländern beendet wird.
Noch vor der Sommerpause befasst sich
die Bundestarifkommission mit diesen
Fragen. Dort soll die in vielen Landes-
verbänden bereits anlaufende Mitglie-
derdiskussion gebündelt und fortge-
führt werden. Im September findet eine
tarifpolitische Konferenz statt. Sie hat
das Ziel, weitere strategische Entschei-
dungen vorzubereiten. Der gesamte
Prozess soll so gestaltet werden, dass
sich die Mitglieder aktiv beteiligen kön-
nen.

Ergebnis auf Beamte übertragen
In diesem Jahr zeigt sich bei der Über-
tragung des Tarifabschlusses auf die Be-
amtenbesoldung erneut, wie wichtig
verbindliche Regelungen für alle Be-
schäftigten sind. Erst sieben Bundeslän-
der haben die zeit- und inhaltsgleiche

Übertragung des Tarifergebnisses auf
die Beamtinnen und Beamten ange-
kündigt: Mecklenburg-Vorpommern,
Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen,
Rheinland-Pfalz, Sachsen, Sachsen-An-
halt und Schleswig-Holstein*. In Bre-
men wird der Abschluss nur teilweise
und verzögert übertragen. Gegen diese
Kürzungen haben am 5. April rund
3000 Beschäftigte, überwiegend Lehre-
rinnen und Lehrer, protestiert. In Ba-
den-Württemberg hatte die abgewählte
Landesregierung schon vor der Wahl ei-
ne Besoldungserhöhung von zwei Pro-
zent beschlossen.
Bayern und das Saarland haben die
Übertragung abgelehnt. Dort ist min-
destens für 2011 eine Nullrunde geplant.
Dieses Vorgehen ist ein Skandal, weil
die Länder die Kosten für eine komplet-
te Übertragung des Ergebnisses auf die
Beamtinnen und Beamten während der
Tarifverhandlungen stets eingerechnet
hatten. Offen ist die Situation nach wie
vor in Brandenburg, Hamburg und
Thüringen. Eine Übertragung des Tarif-
abschlusses gilt zwar als wahrscheinlich
– es muss jedoch immer mit Abstrichen
(z.B. verspätetes Inkrafttreten) gerech-
net werden. Hessen und Berlin sind
vom Tarifabschluss nicht unmittelbar
betroffen.

Ilse Schaad, Leiterin des GEW-Arbeits-
bereichs Angestellten- und Beamtenpolitik,

Oliver Brüchert, Referent im selben

* 2012 wird in einigen
Bundesländern die Re-
gelung über die Zu-
führung eines Teils der
Besoldungserhöhung in
die Versorgungsrücklage
wieder angewendet. Da-
durch verringert sich die
Besoldungserhöhung
im Vergleich zum Tarif-
abschluss um jeweils 0,2
Prozent.

Mitgliederdiskussion

Wie in diesem Mailwechsel liefen viele
Diskussionen zwischen Mitgliedern
und GEW-Verhandlungsführung.

GEW-Mitglied B.:
Sehr geehrte Frau Schaad,
vielleicht können Sie mir erklären, wa-
rum Sie kampflos den Arbeitgebern das
Heft des Handelns überlassen haben.
Zur Feststellung eines Konsens‘ zwi-
schen zwei Partnern gehört offensicht-
lich, dass BEIDE Partner diesem Kon-
sens zugestimmt haben. Daher ist Ihre

ausschließliche Schuldzuweisung an die
Vertreter der Länder im letzten Tariftele-
gramm für mich in keiner Weise nach-
vollziehbar

GEW-Verhandlungsführerin Ilse
Schaad:
Sehr geehrter Kollege B.,
die Entscheidung haben die Bundestarifkom-
mission und der Koordinierungsvorstand in
getrennten Abstimmungen getroffen – nicht
ich allein. Die Verhandlungen waren am En-
de. Weitere Bewegung hätte es nicht gegeben.
Der Abschluss der allgemeinen Entgeltord-

nung, der auch für unsere Mitglieder im Be-
reich des Sozial- und Erziehungsdienstes und
für alle Lehrkräfte in den unteren Entgelt-
gruppen (EG 5 bis 8 – ja, die gibt es auch!)
gilt, bringt Aufstiege von 6 nach 8 oder von 6
nach 9 bei technischen Lehrkräften z. B.
Insgesamt hat es aber nicht gereicht – das
müssen wir selbstkritisch sehen. 2009 haben
die Erzieherinnen 17 Wochen lang gestreikt,
bis sie ihren Eingruppierungstarifvertrag
durchgesetzt hatten. Aber selbst dann ist
nicht das rausgekommen, was wir wollten –
auch da mussten wir schwere Kompromisse
eingehen.

„Nicht kampflos“
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*Die Fröbel-Gruppe ist
ein Träger von Kinderta-
geseinrichtungen in Ber-
lin, Brandenburg, Ham-
burg, Sachsen und
Nordrhein-Westfalen.

Ich weiß, dass es nicht leicht ist, wenn man
selbst gestreikt hat, die kollektive Kraft noch
objektiv einzuschätzen. Die Bundestarif-
kommission muss dies aber tun. Deshalb
muss man sich die Fakten vor Augen führen.
Tatsache ist: In NRW sind ca. 360 000 An-
gestellte im öffentlichen Dienst beschäftigt. In
Düsseldorf haben sich ca. 10 000 an den Ak-
tionen am 1. März beteiligt. Davon waren
ca. 3 000 Lehrkräfte.
B.: Mein Eindruck ist vielmehr, dass die
GEW in erster Linie die Interessen der
verbeamteten Lehrer vertritt, und sich
dazu der angestellten Lehrer bedient, die
über das Streikrecht verfügen. So zumin-
dest wirken – aller Rhetorik der letzten
Jahre zum Trotz – die konkreten Ver-
handlungsergebnisse, die die GEW fak-
tisch erzielt hat. Angesichts dieser Lage

stellt sich für mich die Frage, ob die an-
gestellten Lehrer nicht durch die Grün-
dung einer eigenen Gewerkschaft (ver-
gleichbar der GdL) ihre Interessen erheb-
lich effektiver vertreten könnten, als dies
in den letzten 20 Jahren geschehen ist?
Schaad: In der Frage der Entgeltordnung
sind wir weiterhin genauso handlungsfähig
wie vor der Verhandlung. Wir können, wenn
dies so beschlossen wird, in den westlichen
Bundesländern jederzeit dafür streiken. In
den östlichen Bundesländern haben wir ein
Sonderkündigungsrecht wegen des dort im-
mer noch (seit 1991) bestehenden Tarifvertra-
ges zum 31. Dezember 2011 durchsetzen kön-
nen.
Einen Einfluss auf die Frage der Übertragung
auf die Beamten haben wir in Wirklichkeit
nicht. Die Landtage entscheiden darüber. In
Bayern ist bereits entschieden, dass das Er-
gebnis nicht auf die Beamten übertragen
wird. In Baden-Württemberg hat der Land-
tag schon vor den Tarifverhandlungen zwei
Prozent für die Beamten beschlossen (kurz
vor der Landtagswahl!). Es nützt aber im-
mer nur den Arbeitgebern, wenn die Beschäf-
tigten sich untereinander etwas neiden. Be-
amte sind genauso Beschäftigte im öffentli-
chen Dienst wie Angestellte. Die GEW strei-
tet zur Zeit vor Gericht für ein Streikrecht für
Beamte. Das erste Gericht hat uns Recht gege-

ben. Wäre es nicht klüger, sich künftig nicht
mehr gegeneinander ausspielen zu lassen und
stattdessen gemeinsam zu kämpfen? Ich halte
Überlegungen zur Gründung einer eigenen
Gewerkschaft (die die GEW übrigens ist) für
nicht Erfolg versprechend. Der Bildungs- ist
etwas anderes als der Lokführerbereich. Der
Bildungsbereich geht von frühkindlicher Bil-
dung bis Hochschule und Weiterbildung.
Überall finden wir andere Bedingungen vor.
Ganz davon abgesehen, dass die Wirkung ei-
nes Streiks bei der Bahn eine andere ist als im
Schulbereich. Ich bin völlig einer Meinung
mit Ihnen, dass die GEW ganz anders da
stünde, wenn sie schon vor 20 Jahren ange-
fangen hätte, Tarifpolitik als eigene Aufgabe
anzunehmen. Das ist aber erst seit 2005 der
Fall. Vorher hat die GEW alles ÖTV/ver.di
überlassen. Das, was wir jetzt erreichen wol-
len, hätten wir 1991 leichter erreicht, gerade
weil damals der Druck im Osten noch größer
gewesen ist.
Die Frage der Lehrereingruppierung ist nicht
erledigt. Aber ich finde, jetzt sollten wir erst
einmal gründlich überlegen, was wir tun kön-
nen und was Erfolg versprechend ist. Andere
Gewerkschaften gehen strategisch anders vor
als die im öffentlichen Dienst. Die IG Metall
z. B. führt den Tarifkampf in Nordwürttem-
berg, weil sie dort kampfstark ist. Darüber
sollten wir auch einmal nachdenken.

100 Euro Bonus für GEW-Mitglieder
Fröbel-Tarifvertrag: Verbesserungen durchgesetzt

Das Ergebnis der Tarifverhandlungen
mit der Fröbel-Gruppe* kann sich se-
hen lassen. Die GEW hat einen Bo-
nus in Höhe von 100 Euro für ihre
Mitglieder durchgesetzt, die Arbeits-
zeit für ältere Beschäftigte verkürzt
und eine bessere Eingruppierunge ab
2013 erreicht.

D
er im November 2009 zwi-
schen Fröbel-Gruppe und
GEW geschlossene Tarif-
vertrag sichert gleiche und
verbindliche Beschäfti-
gungsbedingungen für die

inzwischen ca. 1700 Beschäftigten, die
wegen der Übernahme von Einrichtun-
gen verschiedener Träger (Kirche, Land
etc.) sehr heterogen waren. Dabei wur-
den günstigere Bedingungen z.B. bei
der Arbeitszeit geschützt.
In den Verhandlungen Ende 2010/An-
fang 2011 ist es gelungen, die Arbeitszeit
älterer Beschäftigter zu senken, um ih-
nen ein alternsgerechtes Arbeiten zu er-
möglichen. Die tarifliche Wochenar-

beitszeit bei Fröbel beträgt in Vollzeit 40
Stunden. Beschäftigte ab Vollendung
des 56. Lebensjahres arbeiten jetzt nur
noch 38 Stunden in der Woche, ab Voll-
endung des 61. dann 36 Stunden. Das ist
eine erhebliche Entlastung älterer Ar-
beitnehmer. Zudem vereinbarten GEW
und Arbeitgeber, dass diese Ent- nicht
zu einer zusätzlichen Belastung des an-
deren Personals, sondern durch Auf-
stockung von Teilzeitkräften und/oder
Neueinstellungen kompensiert wird.

GEW-Zuschlag
Aus Gewerkschaftssicht besonders in-
teressant sind die mit Fröbel vereinbar-
ten Differenzierungsklauseln. Schon
2009 ist festgelegt worden, dass der Ar-
beitgeber für GEW-Mitglieder die Kos-
ten für die im Tarifvertrag festgeleg-
te Weiterbildungsverpflichtung über-
nimmt. Nun wurde zusätzlich eine Ein-
malzahlung für GEW-Mitglieder in
Höhe von 100 Euro vereinbart, die mit
dem April-Gehalt ausgezahlt worden
ist. Der Hintergrund: Gewerkschafts-
mitglieder ermöglichen durch ihre

Beiträge erst, dass Tarifverträge abge-
schlossen werden, von denen dann alle
Beschäftigten gleichermaßen profitie-
ren.
In der Entgelttabelle wird es ab 2013 ei-
ne fünfte Stufe geben. Damit ist ein wei-
terer Schritt gemacht, die Fröbel-Entgel-
te dem Tarifvertrag für den öffentlichen
Dienst (TVöD) anzugleichen. Der be-
reits im Tarifvertrag verankerte Mindest-
lohn wurde zum 1. Februar um 50 Euro
auf 1354,40 Euro erhöht.

Mehr Mitglieder
Die Tarifgespräche werden fortgesetzt.
Konkret vereinbart sind bereits Ver-
handlungen über das Thema Gesund-
heitsschutz. In der 2012 anstehenden
Lohnrunde wird die GEW sich auch für
eine weitere Annäherung der Gehälter
an das Niveau des TVöD einsetzen. Die
Mitgliederentwicklung in den Einrich-
tungen der Fröbel-Gruppe ist sehr posi-
tiv.

Ilse Schaad, Leiterin des GEW-Arbeits-
bereichs Angestellten- und Beamtenpolitik,

Oliver Brüchert, Referent im selben
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Die „Heilsbringer“
kommen

Deprofessionalisierung im Schulbereich

Seiteneinsteiger, pädagogische Mitar-
beiterinnen, Mini-Jobber, Ehrenamt-
ler, „Coaches“ und „Fellows“ – sie alle
tummeln sich an Schulen, um gut aus-
gebildete Lehrerinnen und Lehrer zu
ersetzen. Hauptsache, es kostet nicht
viel. Denn die Bundesländer leiden
unter Finanznot. Gleichzeitig verlan-
gen Bildungspolitiker und Eltern, dass
allgemeinbildende Schulen zusätzli-
che Aufgaben stemmen – etwa Ganz-
tagsangebote. Was dabei heraus-
kommt, welche Gefahren für die Qua-
lität des Unterrichts bestehen, beleuch-
tet der jetzt erschienene GEW-Privati-
sierungsreport Nr. 12* .

D
ie Techniker der Telekom
passen mit ihrer Praxiser-
fahrung hervorragend an
unsere Schulen“, begeistert
sich Georg Wacken, Staatsse-
kretär im baden-württem-

bergischen Kultusministerium. Am 9.
November 2009 unterzeichnete das
Kultusministerium mit der Deutschen
Telekom AG einen Vertrag. Der sieht
vor, bei den Unternehmen nicht mehr
benötigte Beamte des technischen
Dienstes als „Fachlehrer“ zu qualifizie-

ren, damit sie in „musisch-technischen
Fächern“ unterrichten können.

„Personelle Flickschusterei“
„Keine seriöse Lösung, um dem struktu-
rellen Mangel an Lehrkräften adäquat
zu begegnen“, urteilt die GEW. Das
Kultusministerium betreibe „personelle
Flickschusterei“.
Bundesweit ist die Zahl der Quereinstei-
ger enorm gestiegen. Das belegen Zah-
len der Kultusministerkonferenz (KMK).
2001 begannen 30 613 Lehrerinnen und
Lehrer im öffentlichen Schuldienst. Da-
von starteten 847 als „Berufsfremde“
mit Zusatzausbildung. 2009 kamen 30
422 Lehrkräfte neu in den Schuldienst.
Darunter 1798 Seiteneinsteiger.
Längst gibt es auch an Schulen prekäre
Arbeitsverhältnisse. So arbeiten in Bre-
mens Klassenzimmern über 1000 Exter-
ne. Vor allem als pädagogische Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter. Sie besitzen
in der Regel nur einen Vertrag mit weni-
ger als zehn Wochenstunden. „Ein Mi-
ni-Job, ohne wirksame Renten-, Kran-
ken-, Pflege- und Arbeitslosenversiche-
rung“, kritisiert die Bremer GEW. Erst
am 24. Februar dieses Jahres gelang es
dem Personalrat Schulen in Bremen,
den Einstieg in bessere Arbeitsbedin-
gungen durchzusetzen. So bekommen
Beschäftigte, die nicht unterrichten,

aber pädagogisch tätig sind, künftig eine
Vergütung nach dem Tarifvertrag des öf-
fentlichen Dienstes (TVöD). Teilzeitar-
beitskräfte erhalten das Angebot, ihre
Arbeitszeit aufzustocken.

Staatsanwaltschaft ermittelt
Derweil ermittelt die Staatsanwaltschaft
Hannover gegen Ganztagsschulen in
Niedersachsen – wegen des Verdachts
auf Sozialversicherungsbetrug. Stein
des Anstoßes sind die außerschulischen
Honorarkräfte. Die Staatsanwaltschaft
fragt nach, ob deren Arbeit nicht in
Wirklichkeit der von abhängig Beschäf-
tigten entspricht. Vielen der 1200 Ganz-
tagsschulen in dem nördlichen Bundes-
land droht nun, dass sie Sozialversiche-
rungsbeiträge nachzahlen müssen. „Es
geht um Millionen“, schätzt Eberhard
Brandt, Vorsitzender der niedersächsi-
schen GEW. Er sieht den Ganztagsbe-
trieb landesweit in Gefahr. Kultusmi-
nister Bernd Althusmann (CDU) hinge-
gen behauptet: Die Fortsetzung der
Ganztagsschulangebote durch außer-
schulische Fachkräfte sei durch die lau-
fenden Ermittlungen „unberührt“.

Berlin: „Teach First“ empört
Wie gut, dass wenigstens „Teach First“
Deutschland unbürokratisch Hilfe ver-
spricht. So zumindest die Eigenwer-
bung. Die Berliner gemeinnützige
GmbH entsendet so genannte Fellows
für zwei Jahre an Schulen in sozialen
Brennpunkten. Diese, so Teach First,
„unterstützen im Unterricht, geben
Gruppen- und Einzelförderung und
schaffen zusätzliche Angebote am Nach-
mittag“. Bewerben kann sich, wer einen
Hochschulabschluss besitzt sowie „fach-
lich und persönlich herausragend“ ist.
Doch in Berlin sorgt „Teach First“ für
Empörung. In der Hauptstadt arbeiten
derzeit 30 Fellows. Deren Gehälter – pro
Kopf rund 1700 Euro brutto im Monat –
zahlt das Land aus dem Topf für Lehrer-
vertretung. Der sei nun leer, kritisierte
die Berliner GEW im Juli 2010. Denn
die Senatsverwaltung habe in den ver-
gangenen zwei Jahren „knapp zwei Mil-
lionen Euro für das Teach-First-Pro-
gramm verballert“, so Rose-Marie Seggel-
ke, ehemalige Vorsitzende der GEW
Berlin. „Das Geld ist weg und hat den
Hauptstadt-Schulen keine einzige Stun-
de Unterricht eingebracht.“ Bundesweit
fordert die GEW zusätzliche Stellen für
Lehrkräfte und 9000 weitere Referen-
darstellen. Prekäre Arbeitsbedingungen
an Schulen, so die Gewerkschaft, müs-
sten bekämpft werden.

Matthias Holland-Letz, freier Journalist

* Ab Anfang Juni ist der
Privatisierungsreport
Nr. 12 erhältlich unter:
www.gew.de/
privatisierungsreport.html
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Die Berliner GmbH „Teach First“ ver-
spricht bei pädagogischem Fachkräf-
temangel unbürokratische Hilfe und
entsendet so genannte Fellows für
zwei Jahre an Bildungseinrichtungen
in sozialen Brennpunkten. Jetzt sind
die öffentlichen Gelder für das Pro-
gramm verbraucht: Den Schulen hat
es keine einzige Stunde Unterricht
gebracht.
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Das Bürokratie-Monster
Hartz-IV-Bildungspaket: großer Aufwand, fraglicher Ertrag

Das Hartz-IV-Bildungspaket hat –
freundlich formuliert – einen Holper-
start hingelegt. Die Krisensitzung vor
Ostern von Bundesarbeitsministerin
Ursula von der Leyen (CDU) mit
Vertretern der Länder und Kommu-
nen offenbarte die Schwächen der neu-
en Regelung. Es wäre in der Tat viel
sinnvoller, wenn das Geld für bedürfti-
ge Kinder, wie die GEW vorgeschla-
gen hat, direkt in den Ausbau der Ki-
tas und Ganztagsschulen investiert
würde.

N
ach dem Willen der Karls-
ruher Verfassungsrichter
sollte die Hartz-IV-Neure-
gelung einschließlich der
verlangten Bildungshilfen
für die Kinder schon zum

1. Januar 2011 in Kraft treten (E&W be-
richtete). Doch nach dem wochenlan-
gen zermürbenden Tauziehen zwischen
dem schwarz-gelben Regierungslager
und den SPD-geführten Ländern im
Bundesrat ist die Neuregelung erst Ende

März rechtswirksam im Bundesgesetz-
blatt veröffentlicht worden.
Es war sicherlich ein ungewolltes Zu-
sammenspiel, dass mit der Verkündung
des Bildungspakets die Organisation für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung (OECD) nahezu zeit-
gleich den zweiten Band ihrer jüngsten
internationalen PISA-Erhebung 2009
auch in deutscher Sprache vorlegte.
Schwerpunkt: Chancengleichheit in der
Bildung.
Erneut wird darin mit Zahlen und Fak-
ten die These belegt, dass in kaum einer
anderen vergleichbaren Industrienation
der Welt der Bildungserfolg eines Kin-
des so von seiner sozialen Herkunft ab-
hängig ist wie in Deutschland. Ein Bei-
spiel: In Finnland, Japan und Kanada
schaffen es zwischen zehn und elf Pro-
zent der Kinder aus sozial benachteilig-
ten Schichten trotz ungünstiger sozialer
Startbedingungen, in der Schule ein ho-
hes Leistungsniveau zu erreichen, in
Deutschland sind es nur sechs Prozent.
In den asiatischen PISA-Spitzenregio-
nen wie Shanghai und Hongkong be-
trägt der Anteil dieser „resilienten

Schüler“ – wie die Schulforscher es for-
mulieren – gar 18 beziehungsweise 19
Prozent, in Korea 14 Prozent. In der Tür-
kei und in Polen sind es immerhin noch
neun bis zehn Prozent. Nur Österreich
steht mit fünf Prozent noch schlechter
da als die Bundesrepublik.
In keinem anderen Industriestaat hat
zudem ein sozial ungünstiges Schulum-
feld mit hoher Arbeitslosigkeit und
überdurchschnittlichem Migrantenan-
teil einen derart negativ verstärkenden
Einfluss auf die Leistungen der Schüle-
rinnen und Schüler aus benachteilig-
ten Familien. Der Leistungsabstand
zweier Schüler mit ähnlichem sozialen
Hintergrund beträgt in Deutschland
mehr als 100 PISA-Punkte – je nach-
dem, ob diese eine Schule mit günsti-
gem oder ungünstigem Umfeld besu-
chen. 100 PISA-Punkte entsprechen
nach Lesart der Schulforscher einem
Lernfortschritt von mehr als zwei Jah-
ren.
Dabei mangelt es seit langem wahrlich
nicht an Untersuchungen, die den Teu-
felskreis von sozialer Armut der Eltern,
Bildungsarmut der Kinder und deren
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Leistungen im Bildungspaket
Was ist im Bildungspaket für die 2,5 Millionen bedürftigen Kinder enthalten?
� Ein warmes Mittagessen in Kitas und Ganztagsschulen. Die Eltern müssen ei-
nen Euro zuzahlen.
� Für eintägige Klassenfahrten oder Wandertage gibt es pro Schuljahr 30 Euro
Zuschuss.
� Zehn Euro im Monat stehen für Mitgliedsbeiträge in Sport- oder Musikverei-
nen zur Verfügung – zur Einlösung des „Teilhaberechts“ der Kinder.
� Lernförderung – meist in Form von Nachhilfeunterricht – gibt es lediglich in
Ausnahmefällen – auf Antrag der Eltern und mit Beurteilung des Lehrers über
die Chancen.
Wie schon bisher gibt es 100 Euro pro Schuljahr für Schulsachen.

späteren Problemen auf Ausbildungs-
und Arbeitsmarkt belegen. In einer ak-
tuellen Antwort der Bundesregierung
auf eine parlamentarische Anfrage der
SPD-Fraktion heißt es: „Verfügen Vater
und Mutter sowohl über einen Schul-
als auch über einen Berufsabschluss,
bleiben Jugendliche seltener ungelernt.“
Der Skandal: 1,484 Millionen junge
Menschen zwischen 20 und 29 Jahren
haben derzeit weder einen Berufsab-
schluss noch besuchen sie Qualifizie-
rungsmaßnahmen. Bei 60 Prozent der
Betroffenen hat mindestens ein Eltern-
teil keinen Schul- oder Berufsabschluss.
Und auch die Zahl der Jugendlichen,
die Jahr für Jahr ihre Schule ohne
Hauptschulabschluss verlassen, sinkt
entgegen den Versprechungen der Län-
der nur äußerst langsam. Knapp 60000
waren es 2009 – 6000 weniger als im Jahr
zuvor. Aber ein Bundesdurchschnitt
von sieben Prozent gilt immer noch als
viel zu hoch – zumal in einigen Bundes-
ländern die Zahl der Schulabbrecher so-
gar wieder gestiegen ist.
Aber welche Konsequenzen folgen aus
den Erkenntnissen der verschiedenen
sozialwissenschaftlichen Studien? Rei-
chen wirklich zehn Euro pro Monat für
Vereinsbeiträge und die Kostenübernah-
me beim Schulausflug aus, Kindern aus
bildungsfernen Milieus das Teilhabe-
recht an Bildung und den Freizeitakti-
vitäten Gleichaltriger zu ermöglichen,
wie es das Verfassungsgericht mit seinem
Urteil vom 9. Februar 2010 verlangt hat?
Von der Leyen scheiterte mit ihrem Ver-
such, die Auflagen des Verfassungsge-
richtes mit einem minimalistischen
Konzept umzusetzen. Von ihren heftig
umstrittenen „Bildungschip“-Plänen,
mit denen sie im Sommer 2010 wochen-
lang für Schlagzeilen sorgte, ist kaum et-
was übrig geblieben.

SPD und Grüne machen Druck
In einem beispiellosen wochenlangen
Bund-Länder-Poker im Vermittlungs-

ausschuss des Bundesrates und Bundes-
tages hat die Regierungskoalition auf
Druck von SPD und Grünen die Leis-
tungen ausgeweitet. Knapp 500 Millio-
nen Euro hatte Bundesfinanzminister
Wolfgang Schäuble (CDU) ursprünglich
für das Bildungspaket eingeplant. 1,2
Milliarden Euro muss der Bund nun pro
Jahr veranschlagen.
Profitieren sollen jetzt nicht nur die 1,72
Millionen Kinder aus Familien, die
Hartz-IV-Regelleistungen nach dem So-
zialgesetzbuch (SGB) II beziehen. Auf-
genommen in den Kreis der Förderbe-
rechtigten sind nun auch Familien, die
Sozialhilfe, den Kinderzuschlag oder
Wohngeld bekommen. Berücksichtigt
werden nun rund 2,5 Millionen Kinder
und Jugendliche.
Doch der große Konstruktionsfehler des
Bildungspaketes bleibt. Da der Bund mit
dem Geld nicht direkt Kitas, Schulen und
kommunale Schulsozialarbeit unter-
stützt, sondern auf Einzelabrechnung der
Maßnahmensetzt, wird eine komplizierte
Bewilligungs- und Abrechnungsbürokra-
tie notwendig. „Das Gesetz aus dem Hau-
se von der Leyen ist ein ineffizientes Büro-
kratiemonster“, sagt GEW-Vorsitzender
Ulrich Thöne.
Hinzu kommt ein Wirrwar von Zustän-
digkeiten – je nachdem, um welche Be-
ziehergruppe es sich handelt und wel-
ches Bundesgesetz dafür verantwortlich
ist. In Großstädten werden Langzeitar-
beitslose die Leistungen für ihre Kinder
in den Jobcentern der Arbeitsagenturen
beantragen müssen, Sozialhilfe-Bezie-
her und Asylbewerber beim Sozialamt
und Familien mit Wohngeld- und Kin-
derzuschlägen bei ihrer Wohngeldstelle.
Ein Beispiel für den bürokratischen Auf-
wand: Mit Inkrafttreten des Bildungspa-
ketes hat Berlin 90 neue Stellen für
Schulsozialarbeiter geschaffen – für die
im Zuge des Hartz-IV-Kompromisses
zwei Jahre lang der Bund aufkommt.
Doch für die Antragsbearbeitung und
die anschließende Abrechnung einzel-

ner Bildungsleistungen aus dem Paket
erwartet Berlin 153 neue Stellen in der
Verwaltung.
Nur zäh lief in den meisten Kommunen
die Nachfrage nach Inkrafttreten des Bil-
dungspaketes an. Die Antragsfrist für
rückwirkende Leistungen aus dem ersten
Quartal 2011 wurde bei von der Leyens
Treffen mit Ländern und Kommunen
bis Ende Juni verlängert. Und auch die
über eine Million Euro teure Werbe-
kampagne der Bundesregierung mit
Großflächenplakaten brachte zunächst
nicht die gewünschte Schubkraft.
Angesichts des bislang ausgebliebenen
Nachfragebooms sprechen von der Ley-
en und andere konservative Koalitions-
politiker inzwischen von einer „Hohl-
schuld“ der Eltern, die Leistungen für
ihre Kinder auch abzurufen. „Die Eltern
in Hartz-IV-Familien haben eine
Pflicht, das Mögliche für die Bildung ih-
rer Kinder zu tun – wie alle anderen El-
tern auch“, mahnt die Ministerin. CSU-
Bildungspolitiker Albert Rupprecht for-
muliert es noch härter: „Eltern haften
für ihre Kinder – auch in der Bildung.“
Nur – was ist, wenn die Eltern dazu
nicht in der Lage sind?
„Der Appell der Arbeitsministerin an
die Eigenverantwortung der Eltern ist
zynisch. Er soll von den eigenen Ver-
säumnissen ablenken. Frau von der Ley-
en ist gut beraten, das Gesetz endlich
vom Kopf auf die Füße zu stellen und
die Schulen und Kitas in ihrer Arbeit zu
unterstützen“, unterstreicht Thöne.

Mängel bei Lernförderung
Am deutlichsten werden Mängel und
Fehlkonstruktion des Bilungspaketes
beim Thema Lernförderung. Sie soll
ausweislich der Gesetzesbegründung
nur in Ausnahmefällen gewährt werden.
Entsprechend restriktiv sind die Regeln
gefasst. Die Lernförderung soll „unmit-
telbare schulische Angebote lediglich er-
gänzen“ – um „vorübergehende Lern-
schwächen“ zu beheben. GEW-Schul-
expertin Marianne Demmer: „Das Kon-
zept birgt unkalkulierbare organisatori-
sche und juristische Probleme. Lehrkäf-
te werden mit zusätzlichen hoch proble-
matischen Aufgaben belastet. Sie sollen
mit den Anträgen begründet entschei-
den, wer Nachhilfe bekommt und wer
nicht. Sie sollen Schicksal auf schwan-
kendem Boden spielen.“
Trotz dieser Widrigkeiten rät der Pa-
ritätische Wohlfahrtsverband Schulen
wie örtlichen Sozialverbänden drin-
gend, die Chancen aus dem Bildungspa-
ket zu nutzen – auch wenn sie manch-
mal nur minimal erscheinen.

Max Loewe, Bildungsjournalist
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Schritte zur konkreten Utopie einer friedlichen Welt –

Ferienpatenschaften für Kinder und junge Menschen

aus den Kriegsgebieten des ehemaligen Jugoslawien

und des Nahen Osten

Im Sommer 2011 �ndet die Aktion Ferien vom Krieg zum 18. Mal statt.

Aus der akuten Nothilfe für Kriegskinder aus Flüchtlingslagern im ehema-

ligen Jugoslawien entwickelte sich ein erfolgreiches Projekt für Friedens-

pädagogik und zivile Kon�iktbearbeitung auf Graswurzelebene.

Wie in den Vorjahren werden 300 Jugendliche aus den verfeindeten Volks-

gruppen in Bosnien, Kroatien, Serbien, Mazedonien oder dem Kosovo ans

Meer eingeladen. Jugendliche, die im Alltag durch Grenzen und Panzer,

durch Hass und Propaganda von ‚den Anderen‘ abgeschirmt werden,

erleben, wie sich ihre Leidensgeschichten aus Angst, Demütigungen,

Sadismus und Verbrechen gleichen.

Die Jugendlichen können in friedenspädagogischen Workshops die Interes-

sen der Kriegsherren und die Mechanismen der Gewaltspirale aufarbeiten,

die auf beiden Seiten in Elternhaus und Schule tabuisiert werden. Beson-

ders engagierte TeilnehmerInnen der Vorjahre planen in selbstorganisier-

ten Camps gemeinsame Aktivitäten über die Grenzen hinweg. Diese

außergewöhnlichen Begegnungen erregen in den Heimatorten und in

der örtlichen Presse große Aufmerksamkeit.

21.500 junge Menschen aus Kriegsgebieten haben erlebt:

Wir können zusammen leben, sogar unter einem Dach!

Das ist eine phantastische Erfahrung.

Die meisten der jungen Menschen aus Israel und Palästina (Westbank)

hatten nie zuvor persönlichen Kontakt zu der anderen Seite. Viele der

700 jungen Israeli kamen in den letzten Jahren, auch gegen den Rat

ihrer Familie, zu den Dialogseminaren nach Deutschland, um ‚den Terro-

risten‘ zu begegnen. Viele der 700 PalästinenserInnen aus der Westbank

passierten trickreich die Checkpoints oder umgingen sie auf gefährliche

Weise, um ‚ihren Besatzern‘ zu begegnen, die sie nur mit Gewehren an

Checkpoints oder von nächtlichen Razzien in ihren Häusern kennen.

Auf beiden Seiten kann die Teilnahme als ‚Verrat‘ oder ‚Kollaboration

mit dem Feind‘ denunziert werden und soziale Sanktionen zur Folge

haben.

Von Bosnien über den Kosovo bis in den Nahen Osten haben nicht nur

UN-O�zielle sondern auch Friedensaktivisten vor solch intensiven

Begegnungen von Jugendlichen aus den feindlichen Lagern gewarnt.

Das führe in zugespitzten Situationen unweigerlich zu Gewaltaus-

brüchen. Bisher gab es bei 21.500 TeilnehmerInnen keinerlei tätliche

Auseinandersetzungen zwischen den angeblichen Feinden, wohl

aber viele anhaltende Kontakte, Freundschaften und gemeinsame

Friedensaktivitäten über die Grenzen hinweg.

Jugendliche des Camps
demonstrieren gegen
die Teilung der Stadt
Gornji-Vakuf / Uskoplje
in Bosnien

Der Dialogprozess
beginnt mit Zuhören

Kindergarten in Gaza:
Ferien vom Krieg sind
bislang dort nicht möglich
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Die jährlichen Broschüren und kriegsbiogra�schen Interviews sind als Unterrichts- und Seminar-

material geeignet, weil darin die Gruppendynamik wie auch die persönlichen Wandlungsprozesse

mit Bezug auf die politischen Verhältnissen in der jeweiligen Krisenregion dargestellt werden.

Die Aktion Ferien vom Krieg wird ausschließlich durch private Spenden und

Sammlungen bei Familienfeiern, in Friedensgruppen und Gemeinden, durch

Bene�zveranstaltungen von Schulen und Initiativen �nanziert. Die Verwal-

tungskosten sind gering, weil alle MitarbeiterInnen ehrenamtlich arbeiten.

Von den ca. 350.000 € jährlichen Spendeneinnahmen geben wir für die

israelisch-palästinensischen Begegnungen und die Ferienspiele in Nablus

und Gaza ca. 60 % des Budgets aus. Ca. 33 % der Einnahmen werden für die

Freizeiten im ehemaligen Jugoslawien aufgewendet.

Ehrungen und Preise
2003 Stuttgarter Friedenspreis

2003 Mount-Zion-Award

2005 Panter-Preis der taz

2007 Erich-Mühsam-Preis

2010 Julius-Rumpf-Preis der Martin-Niemöller-Stiftung

Spendenaufrufe
Spendenaufrufe können Sie kostenlos bestellen bei

Helga Dieter, Flussgasse 8, 60489 Frankfurt,

Telefon (0 69) 7 89 25 25, Fax (0 69) 78 80 36 66,

E-Mail: ubihedi@t-online.de

Die farbig bebilderte Broschüre Ferien vom Krieg – im Sommer 2010

können Sie für 5,– € gegen Vorkasse bestellen. (10 Stück 25,– €,

Set mit 6 Broschüren der Vorjahre 15,– €). Für Sammlungen, Bene�z-

veranstaltungen, etc. gibt es auch Fototafeln: 5 Farbkopien A3 kosten

10,– €, 1 DVD oder Video�lm Ferien vom Krieg mit Fernsehberichten

und biogra�schen Interviews kostet 10,– € (alles incl. Porto).

Bitte unterstützen Sie

dieses beispielhafte friedenspolitische Projekt.

Bitte überweisen Sie für eine Ferienpatenschaft der Aktion

Ferien vom Krieg + / – 130,– € an:

Grundrechtekomitee, Konto-Nr. 8 013 055, BLZ 508 635 13,

Volksbank Odenwald
( BIC: GENODE51MIC IBAN: DE34 5086 3513 0008 0130 55,

Grundrechtekomitee, 50670 Koeln )

Bitte Ihre Adresse unter Verwendungszweck angeben,

die Banken übermitteln keine Adressen!

Die Spendenquittung für das Finanzamt erhalten Sie

zu Beginn des nächsten Jahres.

Spendenlauf der

Reformschule Kassel

Bene�z-Konzert des

Ensemble Klezmore

in Kleve

Bene�z-Veranstaltung

Divenalarm mit Kon-

duettina in Frankfurt
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Und am Wochenende wird gekellnert
Skandalös: prekäre Beschäftigungsverhältnisse bei freien Trägern

Zeitverträge, schlecht bezahlte Jobs auf
Honorarbasis, Löhne auf Hartz-IV-
Niveau: Prekäre Beschäftigungsver-
hältnisse sind bei den freien Trägern
der Jugend-, Sozial- und Bildungsar-
beit keine Ausnahme. Das ist nicht
unbedingt nur Schuld der privaten
Arbeitgeber, denn die Tätigkeit der
Sozialarbeiter, Lehrkräfte und Erzie-
herinnen wird vom Staat ungenügend
finanziert.

W
ie viel sind der Ge-
sellschaft Sozialar-
beit, Bildung, die Be-
treuung von Kindern
und Jugendlichen,
die Integration von

Zuwanderern wert? Oder anders gefragt:
Wie viel ist dem Staat gute Arbeit für
gute Bildung wert? „Wenig“, lautet die
ernüchternde Antwort von Dörte Wihan
aus Berlin. Vor einigen Jahren hat sie für
einen kleinen Träger eine Kindertages-
stätte im Stadtteil Friedrichshain aufge-
baut. Das Angebot an Kita-Plätzen

kann dort seit Jahren nicht mehr mit
dem stetig steigenden Bedarf Schritt hal-
ten. Bei jungen Familien ist der Stadtteil
beliebt. Der Bezirk müsste also alles für
eine qualifizierte frühkindliche Bildung
tun.
Sollte man jedenfalls meinen, doch die
Realität sieht anders aus. „Schon die An-
schubfinanzierung für die Kita war
schwierig“, erzählt Wihan. „Ohne priva-
te Kredite wäre die Gründung der Kita
gar nicht möglich gewesen.“ Das, was
man an staatlichen Geldern erhalte, rei-
che auch heute nicht aus, um den Erzie-
herinnen gute Gehälter zahlen zu kön-
nen, sagt die Kita-Leiterin. „Große Trä-
ger können sich z.B. über Fundraising
alternative Geldquellen erschließen,
dafür fehlen uns aber die Zeit und das
Personal.“

Berufseinsteiger trifft es
Doch auch bei den großen Trägern wie
den Wohlfahrtsverbänden oder den Kir-
chen wird gerechnet, weiß Bernhard Ei-
beck, Referent für Jugendhilfe und Sozi-
alarbeit beim GEW-Hauptvorstand.
Vor allem Berufseinsteiger im Kita-Be-

reich und Beschäftigte in Ostdeutsch-
land seien von prekären Jobs betroffen.
„Sie sind mehrheitlich befristet beschäf-
tigt“, heißt es in einer Studie der Univer-
sität Dortmund, die unter Federführung
der Erziehungs- und Sozialwissenschaft-
lerin Kirsten Fuchs-Rechlin entstand. Ge-
gen das Abrutschen in Hartz IV gibt es
nach Fuchs-Rechlin nur zwei „Versiche-
rungen: die Anstellung in einem Nor-
malarbeitsverhältnis (in Vollzeit und
unbefristet) oder das Zusammenleben
in einer Partnerschaft“. Im Klartext:
„Mit einer Teilzeitbeschäftigung kann
kein existenzsicherndes Einkommen er-
zielt werden.“ Der Kreis der Betroffenen
ist groß, da jede zweite Fachkraft in ei-
ner kommunalen wie in einer Einrich-
tung in freier Trägerschaft weniger als
32,5 Wochenstunden arbeitet.
Bei den freien Trägern kommt hinzu,
dass viele nicht oder nur angelehnt an
den Tarifvertrag für den öffentlichen
Dienst (TVöD) zahlen. Bundesweit
schneiden die privaten Arbeitgeber in
Mecklenburg-Vorpommern dabei be-
sonders schlecht ab. Nahezu 80 Prozent
der Kitas (Bundesschnitt: 66 Prozent)
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Rechtsgrundlage für Befristungen

Rechtliche Grundlage für befristete Arbeitsverträge ist das
Teilzeit- und Befristungsgesetz (TzBfG), das am 1. Januar
2001 in Kraft trat und eine einheitliche Rechtsgrundlage
für befristete Arbeitsverhältnisse schuf. Der Gesetzgeber
unterscheidet dabei zwischen einer Befristung mit und ei-
ner ohne sachlichen Grund. Als sachlicher Grund zählen
z.B. ein nur vorübergehender höherer Arbeitskräftebe-
darf, Anstellung zur Probe nach Ausbildung oder Studi-
um, um den Berufseinstieg zu erleichtern; eine Anschluss-
befristung (so genannte Kettenbefristung) ist nur zulässig,
wenn jeweils ein neuer Grund vorliegt.
Ohne sachlichen Grund darf höchstens zwei Jahre befris-
tet eingestellt werden; Kettenbefristungen sind nicht er-
laubt. Wichtig: Auf Befristung mit sachlichem Grund darf
keine ohne sachlichen Grund folgen! J.A.

befinden sich im Nordosten der Repu-
blik in freier Trägerschaft – das Gros stel-
len wiederum die großen Wohlfahrtsver-
bände wie Caritas, Diakonie, Arbeiter-
wohlfahrt (AWO) oder die im Paritäti-
schen Wohlfahrtsverband zusammenge-
schlossenen Organisationen. „Mit Aus-
nahme der kirchlichen Träger Caritas
und Diakonie haben sich mittlerweile al-
le freien Träger aus einem Tarifvertrags-
system verabschiedet“, kritisiert Daniel
Taprogge von der GEW Mecklenburg-
Vorpommern. Die Gehälter liegen im
Schnitt bis zu 15 Prozent unter dem Ni-
veau des TVöD. In Zahlen heißt das: Er-
halten Berufseinsteiger im Erzieherberuf
an einer staatlichen Kita knapp 2100 Eu-
ro brutto (Vollzeitstelle), bekommen die
Kolleginnen und Kollegen bei den freien
Trägern rund 300 Euro weniger.
Doch das ist eher ein theoretischer
Wert, denn die meisten Erzieherinnen
haben nur Teilzeitarbeitsverträge. „Im
Schnitt verdienen sie nur 1400 bis 1500
Euro brutto“, rechnet Taprogge vor.
„Ich kenne Kolleginnen, die müssen am
Wochenende kellnern, um über die
Runden zu kommen“, sagt der Kita-Re-
ferent des GEW-Landesverbandes. Aus-
sicht auf Gehaltserhöhungen hätten nur
die wenigsten Erzieherinnen, denn die
Gehälter seien meist selbst nach mehre-
ren Jahren Berufstätigkeit nicht höher
als beim Berufseinstieg.

Für Silvia Sandmann vom Paritätischen
Wohlfahrtsverband des Landes trägt die
Regierung in Schwerin die Hauptschuld
an der Situation der Erzieherinnen und
Erzieher. Die Kitas im Land seien unter-
finanziert, sagt sie. Die Finanzierung ha-
be 2009 auf dem Niveau des Jahres 2006
gelegen, obwohl in diesem Zeitraum die
Zahl der Kinder in den Kitas gestiegen
ist. Statt fünf Millionen Euro zusätzlich
in die Kitas zu stecken, hätte das Land
zehn Millionen Euro mehr für die früh-
kindliche Bildung ausgeben müssen.
Dass sich die Kita-Beschäftigten weh-
ren, ist eher selten – und dies sei nicht
nur in Mecklenburg-Vorpommern so,
sagt Eibeck. Die Möglichkeiten zur Ge-
genwehr sind auch deshalb begrenzt,
weil es bei den freien Trägern kaum eine
organisierte Arbeitnehmerschaft gebe.
Eibeck: „Genaue Zahlen über den ge-
werkschaftlichen Organisationsgrad in
den Kitas freier Träger gibt es nicht, aber
er liegt sicherlich unter 15 Prozent.“
Das ist ein Befund, der für den Sozial-
und Bildungsbereich an sich zutrifft.
Aktionen wie die des Betriebsrats des In-
ternationalen Bundes (IB), einem der
größten freien Träger im Sozial- und Bil-
dungsbereich, gegen das Ausmaß der
befristeten Beschäftigung beim IB sind
eher selten (s. Seite 32f.). Generell gilt:
Gerade bei Berufsanfängern haben
Fristverträge Konjunktur.
Mittlerweile wird nach Berechnungen
des Instituts für Arbeitsmarkt- und Be-
rufsforschung (IAB) fast jeder zweite
neu abgeschlossene Arbeitsvertrag (47
Prozent) mit einem Verfallsdatum verse-
hen, und nur für jeden zweiten Arbeit-
nehmer ist ein Zeitvertrag das Sprung-
brett für eine Daueranstellung, Tendenz
weiter fallend. Grundlage dafür ist das
Teilzeit- und Befristungsgesetz (TzBfG),
das die rot-grüne Bundesregierung 2001
beschlossen hatte (s. Kasten). Berufsan-
fänger müssen heute damit leben, dass
sie nach dem Auslaufen eines Zeitvertra-
ges sogleich in die nächste befristete
Beschäftigung rutschen. Überdurch-
schnittlich hoch ist die Befristungsquo-
te bei den sozialen Dienstleistungen.
Laut IAB-Studie arbeitet in diesem Sek-
tor nur noch ein Drittel der Neube-
schäftigten unbefristet.

Befristung als Dauerzustand
Was ursprünglich den Einstieg in das
Berufsleben erleichtern sollte, wird so
zum Dauerzustand. Sabine Skubsch vom
Konzernbetriebsrat des IB spricht von
„modernen Wanderarbeitern“, die von
einer befristeten Stelle zur nächsten wei-
tergereicht werden und denen dabei im-
mer die Angst vor sozialem Abstieg und

Arbeitslosigkeit im Nacken sitze. Ähn-
lich beschreibt Stephanie Odenwald, Lei-
terin des Organisationsbereichs Berufli-
che Bildung und Weiterbildung beim
GEW-Hauptvorstand, die Situation.
Bei den freien Trägern der Beruflichen
Weiterbildung arbeite die Mehrzahl der
Betroffenen auf Honorarbasis. „Mei-
stens sind das Scheinselbstständige, die
arbeitnehmerähnlich beschäftigt sind,
die die Beiträge für die soziale Absiche-
rung zu hundert Prozent selbst tragen
müssen.“

Prekär: Integrationskurse
Besonders prekär ist die Situation bei
den Integrationskursen, in denen
Deutsch als Zweitsprache (DaZ) unter-
richtet wird (s. E&W 10/2010). Die Kur-
se gibt es seit sechs Jahren, sie sollen –
teilweise verpflichtend – eingewander-
ten Ausländern in 600 Unterrichtsstun-
den ausreichend Deutschkenntnisse so-
wie in 45 Unterrichtsstunden ein Basis-
wissen über die deutsche Gesellschaft
vermitteln. Kursträger sind Sprachschu-
len und andere Bildungsträger, die eine
Zulassung vom Bundesamt für Migrati-
on und Flüchtlinge (BAMF) benötigen.
Die Zahl der teilnehmenden Ausländer
und Spätaussiedler belief sich laut
BAMF im Jahr 2009 auf 116052 Men-
schen, die von rund 16000 Lehrkräften
unterrichtet wurden.
An die Pädagogen stellt das BAMF hohe
Anforderungen: Voraussetzung, um
Integrationskurse leiten zu können, ist
ein Hochschulabschluss, wenn nicht
„Deutsch als Fremdsprache“ bzw.
„Deutsch als Zweitsprache“ studiert
wurde, sind diverse Fortbildungen not-
wendig. Bei der Finanzierung der Kurse
ist das zuständige Bundesinnenministe-
rium allerdings weniger anspruchsvoll.
Die Kursträger erhalten pro Teilnehmer
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und Unterrichtsstunde 2,35 Euro. Maxi-
mal 20 Sprachschüler darf ein Kurs laut
BAMF-Vorschrift haben, macht also
höchstens 47 Euro pro Unterrichtsstun-
de. Davon müssen Arbeitsmaterialien
bezahlt, die Rechnungen für Raum- und
Heizkosten beglichen werden.
Für die Dozenten bleibt da nicht viel
übrig. „Wenn ich soviel unterrichte wie
eine vollbeschäftigte Schullehrkraft, al-
so etwa 1000 Schulstunden im Jahr, ha-
be ich ein Bruttojahreseinkommen von
15000 Euro. Nach Abzug der Sozialver-
sicherungsbeiträge und der Fahrtkosten
bleiben mir, bei guter Auslastung, mo-
natlich 575 Euro zum Leben. Wenn das
Jobcenter mich nicht zwingen könnte,
noch schlechtere Arbeit anzunehmen,
hätte ich längst gesagt: ohne mich“, sagt
der Deutschlehrer Karl Kirsch.
Auf der nach unten offenen Skala prekä-
rer Beschäftigungsverhältnisse dürften
die DaZ-Lehrkräfte derzeit fast konkur-
renzlos sein. Entlohnt wird nur die reine
Unterrichtsstunde, die Vor- und Nach-
bereitung werden nicht vergütet. Kein
Geld gibt es in den Ferien, Ausfallent-
schädigungen sind in den Honorarver-
einbarungen ebenfalls nicht vorgese-
hen. Die Mehrheit der Lehrkräfte erhal-
te einen Honorarsatz, der unterhalb des
Verdienstes eines Bauhilfsarbeiters liegt,
kritisiert Arnfried Gläser, Referent für Be-
rufliche Bildung und Weiterbildung
beim GEW-Hauptvorstand. Im Schnitt
verdienten die Betroffenen netto kaum
10000 Euro im Jahr. Viele seien auf
staatliche Zusatzleistungen angewiesen.
Die GEW hat daher im März gemein-
sam mit dem Netzwerk der DaZ-Lehr-
kräfte die Bundesregierung aufgefor-
dert, das Honorar für Lehrkräfte in Inte-
grationskursen pro Unterrichtseinheit
auf mindestens 30 Euro anzuheben und
diese fest einzustellen (s. E&W 4/2011).
Mit einer Vergütung von über 20 Euro
pro Stunde liegen die Volkshochschulen
(VHS) am oberen Ende der Ho-
norarskala. An der VHS Berlin werden
gar 25 Euro gezahlt. Hier haben die Ho-
norarkräfte zudem einen arbeitneh-
merähnlichen Status, d.h. sie erhalten
z.B. Lohnfortzahlung im Krankheits-
fall. „Die VHSn sind allerdings in einer
besseren Lage als andere Kursanbieter,
denn sie können die DaZ-Kurse durch
die Einnahmen in anderen Bereichen
querfinanzieren“, sagt GEW-Weiterbil-
dungsexpertin Odenwald. Das heißt:
Die VHSn müssen in anderen Berei-
chen Geld erwirtschaften, um die Un-
terfinanzierung der Integrationskurse
durch das Bundesinnenministerium zu
kompensieren. Andere Anbieter zahlen
deutlich schlechtere Stundensätze; im

Der Internationale Bund (IB) ist ei-
ner der ganz Großen unter den freien
Trägern der Jugend-, Sozial- und Bil-
dungsarbeit. Bundesweit arbeiten
mehr als 9000 Festangestellte und
rund 3000 Honorarkräfte in 700
Einrichtungen mit über 350 000 Ju-
gendlichen und Erwachsenen. Wenn
also ein solches Unternehmen einen
großen Teil seiner Beschäftigten nur
noch befristet einstellt, hat das Signal-
wirkung für die Branche. Aktuell liegt
die Befristungsquote beim IB e.V.
nach Angaben der IB-Führung bei
26,4 Prozent.

D
as gilt jedoch nur für den
Verein mit seinen rund
6000 Angestellten. „In der
IB-GmbH, dem größten
Tochterunternehmen des
Konzerns mit über 2000

Beschäftigten, lag die Befristungsquote
im Januar bei 45,8 Prozent, in mehreren

*In Franchise-Unter-
nehmen arbeiten die
einzelnen Filialen zwar
formal selbstständig,
müssen sich aber einer
gemeinsamen, überge-
ordneten Geschäftspoli-
tik einer bestimmten
Marke unterwerfen,
durch die Organisation,
Struktur und Marketing
der jeweiligen Filialen
vereinheitlicht werden.
Bekannte Beispiele sind
Baumarkt- und Imbiss-
ketten.

Schnitt sind es zwischen 14 und 18 Eu-
ro; als Mindesthonorar hat das BAMF
15 Euro pro Stunde festgelegt. Dass sich
Integrationskurse besser finanzieren las-
sen, zeigt ein Blick ins europäische Aus-
land: In Spanien bekommen die Kurs-
anbieter einen dreifach höheren Stun-
densatz als in Deutschland; in Öster-
reich gilt für Lehrkräfte, die bei privaten
Trägern der Erwachsenenbildung be-
schäftigt sind, seit Oktober vergangenen
Jahres ein Tarifvertrag.

Entlohnt mit 12,50 Euro
In Deutschland dagegen hat das Bun-
desinnenministerium offenbar keine
Probleme damit, selbst Kursanbieter po-
sitiv zu evaluieren, die es mit Arbeitneh-
merrechten nicht allzu genau nehmen.
In einem Arbeitsvertrag der „inlingua
Sprachschule Köln“ etwa wird einer
Lehrkraft eine Arbeitszeit zugemutet,
die montags bis freitags zwischen 7.30
und 21 Uhr sowie samstags zwischen 8
und 15 Uhr liegen kann. „Die An- und
Abfahrt zu Unterricht in den Räumen
eines Kunden zählt dabei nicht als Teil
der Arbeitszeit“, heißt es in dem der
E&W vorliegenden Vertrag. Urlaub
muss hauptsächlich während Ostern,
Pfingsten und Weihnachten genommen
werden. Entlohnt wird diese Bereit-
schaft für flexiblen Arbeitseinsatz mit
12,50 Euro pro Stunde.
Die Vertragsbedingungen bei „inlingua“
seien typisch, jedoch nicht der schlimms-
te Fall von Ausbeutung, erklärt Gläser.
„Es gibt noch Ausschläge nach unten,
z.B. Sprachschulen mit Verträgen, in
denen eine Entlohnung von zwölf Euro
oder noch weniger festgelegt ist. Die
Honorarkräfte müssen aber unterschrei-
ben, dass der Arbeitgeber ihnen mindes-
tens 15 Euro pro Stunde zahlt.“
Auch Karl Kirsch hat früher für „inlin-
gua“, einem nach dem Franchise*-Prin-
zip aufgebauten, bundesweit tätigen Bil-
dungsträger gearbeitet. Heute organisiert
er in Magdeburg einen Arbeitskreis be-
troffener Lehrkräfte. „Unser Elend ist po-
litisch gewollt“, sagt er. „Das BAMF ak-
zeptiert die Firma jedes Jahr neu als Kur-
sträger und erlaubt ihr damit ganz offizi-
ell, Honorare zu zahlen, die 2,50 Euro
unter dem eigentlichen Mindestsatz lie-
gen.“ Seine Kollegin in Köln hat vor gut
einem Jahr trotz aller Warnungen den Ar-
beitsvertrag bei inlingua unterschrieben.
„Und es hat ihren Aufenthalt in unserem
,gastfreundlichen Land‘ letztlich been-
det“, bemerkt Kirsch bitter-ironisch. „Sie
ist Anfang des Jahres zurück in die Verei-
nigten Staaten gezogen.“

Jürgen Amendt, Redakteur
„Neues Deutschland“

„Flexible
Kampagne des IB-Betriebsrats geg
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Betrieben sogar bei über 60 Prozent“,
betont die Vorsitzende des Konzernbe-
triebsrates Sabine Skubsch. Unter dem
Dach der GmbH sind überwiegend Be-
triebe der beruflichen Bildung zusam-
mengefasst. Zum Vergleich: Bundesweit
sind nur etwa neun Prozent der Arbeit-
nehmer befristet angestellt. Die Be-
triebsräte des IB haben daher bereits En-
de vergangenen Jahres eine Kampagne
gegen die Einstellungspolitik des Unter-
nehmens gestartet. Ziel ist, Fristverträge
auf Ausnahmen zu beschränken. Die
IB-Betriebsräte fordern, dass das unbe-
fristete Arbeitsverhältnis bei Neueinstel-
lungen wieder zum Regelfall wird.
Der Arbeitgeber zeigt allerdings wenig
Bereitschaft, grundsätzlich etwas an der
Einstellungspraxis zu ändern. „Unser
Vorstand sieht zurzeit keine Notwendig-
keit, die sehr restriktive Forderung unse-
res Konzernbetriebsrates zu erfüllen“,
erklärt IB-Geschäftsführer Rainer Scholl.
Mit der Befristung von Arbeitsverhält-
nissen bewege sich der IB „auf einer
zulässigen, rechtlich einwandfreien
Grundlage“. Außerdem seien allein im

vergangenen Jahr über 500 befristete in
unbefristete Verträge umgewandelt wor-
den.

Preiswettbewerb zerstört
Das bestreitet auch der Konzernbe-
triebsrat nicht und sieht durchaus eine
gewisse Zwangslage für den IB. Verant-
wortlich für die Verschlechterung der
Arbeitsbedingungen insbesondere bei
der beruflichen Bildung sei die Aus-
schreibungspraxis der Bundesagentur
für Arbeit (BA), sagt Skubsch. Den Zu-
schlag erhielten meist die kostengün-
stigsten Anbieter. Die Arbeitsagenturen
hätten damit einen „zerstörerischen
Preiswettbewerb“ unter den Anbietern
in Gang gesetzt. Um hier bestehen zu
können, wendeten die freien Träger „je-
de gesetzlich mögliche Form flexibler
Personalpolitik an“, damit die Personal-
kosten so niedrig wie möglich bleiben.
Nach IB-Angaben zahlt die BA für die
Ausbildung eines jugendlichen Schul-
abbrechers heute nur noch 400 Euro,
vor zehn Jahren hat die Bundesagentur
noch doppelt soviel investiert.

Im Gegenzug ist beim IB die Zahl der
unsicheren und befristeten Stellen ge-
stiegen. Um Tarifverträge zu umgehen,
habe der Konzern Beschäftigte in meh-
rere GmbHs ausgegliedert, seien Leihar-
beit und Fristverträge mittlerweile vie-
lerorts die Regel, wirft der Betriebsrat
der Unternehmensführung vor. Befris-
tet würden beim IB teilweise sogar Stel-
len, die nicht von einer kurzfristigen
Auftragsvergabe abhängen, zum Bei-
spiel in Kindertagesstätten, kritisiert
Skubsch.

Unsicherheit zermürbt
Die Folgen für die Beschäftigten sind
zum Teil dramatisch. Die „immer
währende Unsicherheit zermürbt“,
heißt es in einem Aufruf des Konzern-
betriebsrats für einen Befristungsstopp
beim IB. Frauen müssten sich bei
Schwangerschaft um ihre Weiterbe-
schäftigung sorgen, Elternzeitgesetz
und Mutterschutzregeln würden durch
Fristverträge ausgehebelt. Negative Fol-
gen hat die Befristungspraxis aber auch
für die Betreuten, denn vielfach sei die
für gute pädagogische Arbeit notwendi-
ge Kontinuität durch den ständigen Per-
sonalwechsel nicht mehr gewährleistet.
„Natürlich wirkt sich die unsichere Be-
rufsperspektive der Beschäftigten nicht
gerade positiv auf das Betriebsklima
aus“, erläutert die Konzernbetriebsrats-
vorsitzende. Die Fluktuation im Unter-
nehmen sei daher hoch und der IB habe
schon heute Probleme, vakante Stellen
zu besetzen.
Dem widerspricht IB-Geschäftsführer
Scholl. Mit sechs Prozent sei die Fluk-
tuationsrate nicht „übermäßig hoch“.
Probleme, Stellen neu zu besetzen, gebe
es allerdings in den Ballungsgebieten.
Wie Skubsch macht auch Scholl dafür
die Ausschreibevorgaben der Arbeitsa-
genturen verantwortlich. Die Bedingun-
gen seien so ungünstig, „dass z.B. Lehr-
kräfte schlechter bezahlt werden müs-
sen als im öffentlichen Dienst“ und qua-
lifiziertes Personal daher dorthin ab-
wandere.
Was passiert, wenn sich freie Träger an
Tariflöhnen orientieren, kann man der-
zeit in Berlin beobachten. Dort verab-
schiedet sich der IB gerade aus der be-
ruflichen Bildung von Jugendlichen. Bis
zu 300 Mitarbeiter, knapp die Hälfte sei-
ner Beschäftigten, sind davon betroffen.
Als Grund nennt der IB den „knallhar-
ten Wettbewerb“ um die Fördergelder
der Arbeitsagenturen. Der IB zahlt in
Berlin seine Mitarbeiter nach Tarif, die
Konkurrenz dagegen nicht.

Jürgen Amendt, Redakteur
„Neues Deutschland“

Personalpolitik“
en Fristverträge
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* Bildung von Geschlecht. Zur Diskussion um Jungenbe-
nachteiligung und Feminisierung in deutschen Bildungs-
institutionen. Eine Studie von Thomas Viola Rieske im Auf-
trag der Max-Traeger-Stiftung.
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Benachteiligte Jungs?
FES-Studie: Bildungseinrichtungen sind keine weiblichen Biotope

Jungen, so kursiert zurzeit eine po-
puläre These, würden im von Frauen
dominierten deutschen Bildungssys-
tem benachteiligt. Belegen lässt sich
diese Vermutung nicht. Das zeigt eine
im Auftrag der GEW erarbeitete Stu-
die, die während einer Tagung der
Friedrich-Ebert-Stiftung (FES) in
Berlin zur Diskussion stand.

B
enachteiligt sind an Schu-
len die Benachteiligten: Mi-
granten, Kinder aus armen
Familien, Behinderte.“ So
knapp und eindeutig lautet
das Resümee von Thomas

Viola Rieske, der – gefördert von der Max-
Traeger-Stiftung der GEW – die „Diskus-
sion um Jungenbenachteiligung und
Feminisierung in deutschen Bildungsin-
stitutionen“* untersucht hat. Rieske, der
für seine Forschungsarbeit deutsche und
internationale Daten sowie Studien an-
derer Bildungsforscher ausgewertet hat,
stellt so nüchtern wie einfach fest: Es las-
se sich wissenschaftlich nicht nachwei-
sen, dass Jungen in Schulen und Kitas
benachteiligt werden.
Eine der Thesen in der Debatte: Die
Überzahl von Frauen in pädagogischen
Berufen sei schuld am Bildungsversagen
der Jungen, weil in den Einrichtungen
männliche Vorbilder fehlen. Stimmt
nicht, widerspricht Rieske: Bildungsver-
gleichstests an Grundschulen zeigten,
dass sich dort der Lernerfolg von
Mädchen und Jungen kaum unterschei-
det, obwohl der Frauenanteil bei den
Lehrkräften hier am höchsten ist.
Tatsächlich sind nur etwa zwölf Prozent

der Lehrenden an Grundschulen Män-
ner. An Hauptschulen sind es immerhin
40 Prozent, an Gymnasien fast die Hälf-
te. In Kitas sind zwar nur gut drei Pro-
zent der Beschäftigten Männer – bei den
Kitaleitungen sind es hingegen mit 5,6
Prozent fast doppelt so viele. Ein Phä-
nomen, das sich durch sämtliche Bil-
dungsinstitutionen zieht. „Je angesehe-
ner die Einrichtung oder je höher die be-
rufliche Position, desto größer der Män-
neranteil“, so Rieske. Sein Fazit: Bil-
dungseinrichtungen seien keine „weibli-
chen Biotope“, sondern reproduzierten
bekannte weibliche und männliche Rol-
lenmuster.
Fakt sei, so der Forscher: Grundschüle-
rinnen bekommen bei gleicher Leistung
oft bessere Noten und häufiger Gym-
nasialempfehlungen als Jungen, jedoch
unabhängig vom Geschlecht der Lehr-
kraft. Er vermutet, dass dabei neben
fachlichen Leistungen auch andere
Kriterien eine Rolle spielten, etwa die
Bewertung sozialer Kompetenzen und
die soziale Herkunft. Die Annahme,
dass Lehrerinnen Jungen grundsätzlich
schlechter benoten, lasse sich aber nicht
belegen. Ebenso wenig die These, dass
Jungen männliche Lehrkräfte bevorzug-
ten. Befragungen zeigten stattdessen,
dass diese sich genau wie Mädchen „ge-
rechte und geduldige Lehrkräfte mit
Durchsetzungsvermögen, Einfühlsam-
keit und Methodenkompetenz wün-
schen“. Den meisten Jungen sei es egal,
ob eine Frau oder ein Mann sie unter-
richtet.

Blick auf „PISA“
Bei der internationalen Leistungsver-
gleichsstudie PISA landen in Deutsch-
land zwar mit zwölf Prozent mehr Jun-
gen als Mädchen (zehn Prozent) in der
untersten Kompetenzstufe. Doch eben-
so überflügeln sie die Schülerinnen in
der obersten: Hier sind die Knaben mit
zwölf, Mädchen nur mit 10,5 Prozent an
der Spitze. Dass der Mädchenanteil an
Gymnasien heute geringfügig höher
liegt als der der Jungen, wertet Rieske
eher als „erfolgreichen Abbau früherer
Mädchenbenachteiligung“ denn als Zei-
chen einer Benachteiligung des männli-
chen Geschlechts: Immer noch über-
sprängen Jungen häufiger Jahrgangsstu-
fen. Und auch die auffällig höhere An-
zahl von Jungen an Hauptschulen sei

kein neues, sondern ein schon vor 50
Jahren wahrgenommenes Phänomen:
„Damals lag der Anteil männlicher
Lehrkräfte aber noch erheblich höher“,
so der Forscher. Heute versammelten
sich an diesen Schulformen in erster Li-
nie „Kids aus sozial benachteiligten und
Einwandererfamilien“. Nicht das Ge-
schlecht, sondern die Schicht benach-
teilige im Bildungssystem.

Altbekannte Rollenmuster
Spätestens beim Übergang ins Berufs-
leben sind Mädchen nicht mehr auf der
Überholspur. Altbekannte Rollenmus-
ter halten sich auf dem Ausbildungs-
und Arbeitsmarkt hartnäckig. Fest ste-
he, so der Lehrer und Schulkulturfor-
scher Konrad Manz, der an der Univer-
sität Göttingen den Umgang mit Ge-
schlechterrollen an Schulen untersucht:
Genderstereotypen spielten an Schulen
noch immer eine enorm große Rolle.
Und keineswegs nur im Unterricht:
„Schulen sind Lebensraum, Schülerin-
nen und Schüler suchen dort Anerken-
nung nicht allein aufgrund schulischer
Leistungen, sondern auch als Individu-
en.“ Abweichendes sexuelles Verhalten,
etwa Homosexualität, sei an Schulen –
in den Klassen wie im Lehrkörper – in
der Regel ein Tabu: „Reale Identitäten
werden verleugnet.“ Schule zwinge Viel-
falt in Kategorien, kritisiert der Wissen-
schaftler. Manz fordert Lehrkräfte auf,
„Normen zu hinterfragen sowie eine be-
wusste Wertschätzung von Selbstbe-
stimmung“. So genannte jungen- oder
mädchenspezifische Bildung könne Ge-
schlechterstereotypen fördern, stimmt
auch GEW-Frauenexpertin Anne Jenter
zu. „Pädagogische Begegnungen sollten
von einer Anerkennung der Heteroge-
nität von Kindern und Jugendlichen ge-
prägt und auf individuelle Förderung
ausgerichtet sein“, heißt es im Beschluss
des GEW-Hauptvorstandes zur „Pädago-
gik der Vielfalt“. Die Debatte über Be-
nachteiligung der Jungen basiere, so Jen-
ter, auf Zuschreibungen, „die der Vielfalt
der Geschlechter nicht gerecht werden“.
Lehrkräfte sollten nicht an „traditionel-
len Geschlechterrollen“ festhalten, for-
dert Jenter. Stattdessen brauche es eine
„geschlechtersensible Aus- und Fortbil-
dung“ sowie einer Reflexion der eigenen
Geschlechterrolle.

Alke Wierth, taz-Redakteurin
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Bildung von Geschlecht
Zur Diskussion um Jungenbenachteiligung
und Feminisierung in deutschen
Bildungsinstitutionen
Eine Studie im Auftrag der Max-Traeger-Stiftung
vonThomas Viola Rieske
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„Es gibt keinen Rest beim Risiko“
Interview mit dem Geschäftsführer des Öko-Instituts und Reaktorexperten Michael Sailer

E &W: Herr Sailer, die Atomkatastrophe
von Fukushima hat viele Politiker über-
rascht. War die Gefahr eines solchen Unfalls
wirklich nur ein „Restrisiko“?
Michael Sailer: Der Begriff „Restrisiko“
ist falsch. Es gibt keinen „Rest“ beim Ri-
siko. Es gibt nur das Risiko – und dass
dies aus schweren Nuklearunfällen be-
steht, ist aus Reaktor-Sicherheitsstudien
bekannt. Das Wissen darüber wurde
von vielen Kennern der Materie ver-
drängt. Sie waren im Glauben: Eine ge-
ringe Wahrscheinlichkeit bedeute, dass
Unfälle nicht eintreten. Ein Irrtum.

E &W: Müssen wir weiter mit schweren Nu-
klearunfällen rechnen? Harrisburg 1979,
Tschernobyl 1986, Fukushima 2011...
Sailer: Schwere Unfälle können nicht
ausgeschlossen werden, solange die Re-
aktoren der bisher üblichen Bauart wei-
ter betrieben werden. Die Frage ist
nicht, ob etwas passiert, sondern nur,
wann.

E &W: Wie groß ist denn die Wahrschein-
lichkeit eines Super-GAUs?
Sailer: In den Risikostudien wird sie in
Größenordnungen von einem Kern-
schmelz-Unfall pro 10000 Reaktor-Be-
triebsjahren angegeben. Das muss man
auf die derzeit weltweit betriebenen 450
Kernkraftwerke umlegen, dann ist ein
solcher Unfall etwa alle 50 Jahre wahr-
scheinlich. Allerdings sind in den Studi-
en bestimmte Unfall-Pfade übersehen
worden. Auch Auslöser wie Terroran-
griffe wurden nicht berücksichtigt. Das
erhöht die Wahrscheinlichkeit weiter.

E &W: Könnte in Deutschland ein Super-
GAU geschehen? Hier drohen keine Tsuna-
mis . . .

Sailer: Tsunamis nicht, aber es gibt an-
dere Risiken, die ebenfalls zum kom-
pletten Ausfall der Reaktorkühlung
führen können. Beispiele: schwere Ein-
wirkungen von außen, etwa der Absturz
eines großen Flugzeugs, nicht entdeckte
Konstruktionsfehler oder eine langan-
dauernde Unterbrechung der Stromver-
sorgung, die zum Ausfall wichtiger Sys-
teme führen.

E &W: Hat es denn in deutschen Reaktoren
kritische Situationen gegeben?
Sailer: Durchaus. 1987 einen Störfall im
Kernkraftwerk Biblis A, als durch ein
falsch bedientes Ventil Radioaktivität
aus dem Containment nach außen aus-
trat. 2001 eine Wasserstoffexplosion im
Innern des Reaktors in Brunsbüttel.
Und andere Fälle, in denen Sicherheits-
systeme nach Reparaturen nicht mehr
einsatzfähig waren. Wären weitere Feh-
ler hinzugekommen, hätte auch hier ein
Super-GAU stattfinden können.

E &W: Lässt sich das Risiko der AKWs
durch Nachrüstung vermindern oder bringt
letztlich nur ein Ausstieg Sicherheit?
Sailer: Eine gut gemachte Nachrüs-
tungsmaßnahme verbessert natürlich
die Sicherheit. Ein Risiko „Null“ ist al-
lerdings nicht zu erreichen, da immer
nur Teilbereiche verbessert werden. Die
Nachrüstungen sind zudem sehr teuer,
pro Reaktor fallen hohe zwei- oder drei-
stellige Millionenbeträge an.

E &W: Zu teuer, dass es sich für die Strom-
konzerne lohnt?
Sailer: Möglicherweise. Das 1994 still-
gelegte Kernkraftwerk Würgassen war so
ein Fall. Bei der Abschaltung des Reak-
tors in Stade haben solche Überlegun-
gen wohl auch mitgespielt.

E &W: Die Bundesregierung hat nach Fu-
kushima sieben der 17 AKW zur Überprü-
fung stillgelegt. Sind diese älteren Anlagen
tatsächlich deutlich unsicherer als die neue-
ren?
Sailer: Es gibt wesentliche Unterschie-
de. Etwa bei der Sicherheit gegen Flug-
zeugabstürze, die bei den älteren Anla-
gen aufgrund der dünneren Gebäude-
wände geringer ist. Man kann sagen: Es
gibt zwei Klassen von Reaktoren – die
aus den 1970er-Jahren und die aus den
1980er-Jahren. Um ein genaues Bild zu

bekommen, werden alle Anlagen der-
zeit erneut überprüft.

E &W: War die von der schwarz-gelben
Bundesregierung beschlossene Laufzeitver-
längerung ein Fehler?
Sailer: Es gab zwei bedenkliche Effekte:
Erstens erhöht die Laufzeitverlängerung
an sich das Risiko, weil jedes Betriebsjahr
ein entsprechendes zusätzliches Risiko
bringt. Zweitens wirkt sich der Nachrüs-
tungsstau aus, der sich durch die im
Atomkonsens von 2000 festgelegten
kurzen Restlaufzeiten ergeben hat. In
vielen Anlagen wurde mit dem Hinweis,
dass es sich für die begrenzte Laufzeit
nicht mehr lohne, auf Nachrüstungen
verzichtet. Entsprechend geringer ist
dort die bestehende Risikovorsorge.

E &W: Bis wann wäre ein kompletter Aus-
stieg aus der Atomkraft in Deutschland mög-
lich?
Sailer: Bis etwa 2020. Es gibt derzeit
Überkapazitäten im Kraftwerkspark. Sie
würden es erlauben, zehn der 17 Atom-
kraftwerke abzuschalten. Bis 2013 könn-
ten weitere vier vom Netz gehen, da bis
dahin bereits geplante und im Bau be-
findliche Kohle-, Erdgas- und Erneuer-
bare-Energien-Kraftwerke den Ersatz
liefern. Die letzten drei könnten dann
bis Ende des Jahrzehnts abgeschaltet
werden. Zusätzliche Stromimporte
wären bei diesem Ausstiegsszenario
nicht notwendig.

E &W: Seit Jahren ist von einer Renaissance
der Kernkraft die Rede. Ist es realistisch, dass
die Zahl der Atomkraftwerke weltweit stark
ansteigt?
Sailer: Das war schon vor Fukushima
unrealistisch. Ihre Anzahl wird gleich
bleiben oder sogar sinken, selbst wenn
einige Länder wie Russland und China
einige Dutzend neue Reaktoren bauen.
Der Grund: Viele der bestehenden
Kernkraftwerke erreichen nach und
nach das Ende ihrer Lebensdauer, sie
werden abgeschaltet. Der Neubau kann
sie allenfalls ersetzen. Außerdem wächst
in vielen Ländern nach Fukushima die
Skepsis, dass es richtig ist, weiter auf
Atomkraft zu setzen. Eine echte Atom-
Renaissance ist heute unwahrscheinli-
cher denn je.

Interview: Joachim Wille,
Redakteur der „Frankfurter Rundschau“

Michael Sailer
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Das Ende naht
Greenpeace stellt „Fahrplan für die Energiewende“ vor

Greenpeace will mit einem ausführli-
chen Konzept belegen, dass das letzte
deutsche Atomkraftwerk bereits in vier
Jahren vom Netz gehen kann.

D
eutschland kann laut Be-
rechnungen von Green-
peace bis 2015 aus der
Atomenergie aussteigen,
ohne dafür zusätzlichen
Strom importieren zu

müssen. Und das soll auch klimafreund-
lich möglich sein: Bis 2040 lasse sich der
Strombedarf ohne die treibhausgasin-
tensive Kohle decken, heißt es in einem
detaillierten „Fahrplan für die Energie-
wende“, den die Umweltschutzorgani-
sation Mitte April in Berlin vorgestellt
hat. Vorübergehend soll unter anderem
Erdgas die Lücke füllen, bis 2050 erneu-
erbare Energien auch diese Kraftwerke
überflüssig machen.
Damit kontert Greenpeace den „Sechs-
Punkte-Plan für die Energiewende“, den
die Bundesregierung nach dem Reaktor-
unfall im japanischen Fukushima vorge-
stellt hat. Das Papier der schwarz-gelben
Koalition sieht zwar unter anderem vor,

den Umstieg auf erneuerbare Energien
etwa durch die massive Förderung von
Windparks vor der Küste und den Aus-
bau der Stromnetze zu beschleunigen.
Es nennt aber keine konkreten Fristen
für den Atomausstieg.
Für Greenpeace ist dagegen klar: Schon
2011 können die sieben ältesten Atom-
kraftwerke, das AKW Krümmel und das
in einem Erdbebengebiet stehende
Neckarwestheim 2 mit einer Kapazität
von 10,2 Gigawatt dauerhaft stillgelegt
werden. Das würde weder dazu führen,
dass in Deutschland die Lichter ausge-
hen, noch dass die Strompreise „signifi-
kant“ in die Höhe klettern, schreiben
die Umweltschützer. Denn Deutsch-
land produziere bislang viel mehr
Strom, als es verbrauche.

Kohle ist keine Lösung
Greenpeace baut auch darauf, dass in
diesem Jahr Kraftwerke auf Basis erneu-
erbarer Energien wie Wind und Sonne
mit einer Kapazität von sieben Gigawatt
ans Netz gehen werden. Zudem nehme
die Energiewirtschaft nach Angaben ih-
res Verbandes BDEW in den kommen-
den Monaten ein neues Gas-Kraftwerk

mit 530 Megawatt und ein Stein-
kohle-Kraftwerk mit 800 Megawatt
in Betrieb. Das zusammen sollte
reichen, um die angenommene
Spitzenlast von 80 Gigawatt „zu je-
der Zeit im Jahr“ zu decken, meint
Greenpeace. Selbst an extrem wind-
stillen Tagen und Nächten, wenn
kaum Strom aus Wind- und Son-
nenenergie zur Verfügung stehe.
Und nach 2011? Bis 2015 gehen in
dem Greenpeace-Szenario jedes
Jahr zwei weitere AKWs für immer
vom Netz. Die dadurch ausfallen-
den 11,29 Gigawatt sollen unter an-
derem 430000 neue Solar-, 4000
Windkraft- und 30 Erdwärmeanla-
gen kompensieren. Zudem 15 be-
reits geplante oder im Bau befindli-
che Erdgaskraftwerke sowie bis
2012 auch weitere Steinkohleanla-
gen.
Doch Kohle, das ist den Umwelt-
schützern klar, ist nicht die Lösung.
Deshalb will die Organisation bis
2030 die großen Elektrizitätswerke
dieser Art abgeschaltet wissen.
Zehn Jahre später wären dann auch

die kleineren Anlagen auf Kohlebasis an
der Reihe. Als Ersatz würden vor allem
18170 Windräder im Meer und 2,8 Mil-
lionen neue Solaranlagen auf Dächern
aufgestellt. Kühlschränke mit geringem
Energieverbrauch und andere Einspar-
möglichkeiten müssten die benötigte
Strommenge bis 2030 im Vergleich zu
2008 um zwölf Prozent senken. Der
Bund für Umwelt und Naturschutz
(BUND) forderte dafür einen Energie-
Effizienzfonds, der über eine Milliarde
Euro pro Jahr verfügen sollte.
Bleibt als einziger fossiler Energieträger
noch das Erdgas. Ihn will Greenpeace
bis 2050 fast völlig ersetzen – mit weite-
ren 20650 Windkraft- und 1,66 Millio-
nen Photovoltaikanlagen sowie mit et-
was Biogas.
Fragt sich, ob das Ausstiegsszenario von
Greenpeace realistisch ist. Der Kraft-
werksbetreiberverband BDEW will den
Plan nicht kommentieren. Pressespre-
cher Frank Brachvogel verweist nur auf ei-
nen Vorstandsbeschluss, nach dem das
letzte Atomkraftwerk erst 2020 vom
Netz gehen kann.
Unterstützung bekommt die Umweltor-
ganisation vom Öko-Institut. Dessen
Energieexpertin Charlotte Loreck be-
stätigt, dass es realistisch sei, noch in die-
sem Jahr neun Atomkraftwerke stillzule-
gen. „Die Überkapazitäten würden so-
gar für zehn AKWs reichen“, erklärt
Loreck. Dafür seien noch nicht einmal
die von Greenpeace einkalkulierten sie-
ben Gigawatt neuer Kapazität aus erneu-
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erbaren Energien nötig. Der Markt habe
sich wegen des rot-grünen Ausstiegsge-
setzes schon langfristig auf weniger
Atomkraft eingestellt.
Kritiker wenden gegen den Atomaus-
stieg oft ein, dass er den Klimaschutz er-
schwere. Diese Sorge sei unbegründet,
urteilen neben Greenpeace auch die Ex-
perten des Umweltbundesamts (UBA).
In Wirklichkeit, so Amtschef Jochen Flas-
barth, dürfe der Ausstoß nicht wachsen,
weil der Emissionshandel der Europäi-
schen Union (EU) eine feste Obergren-
ze vorgebe. Das heißt: Wenn die Ener-
gieversorger mehr Kohle- und Gaskraft-
werke laufen lassen wollen, muss das da-
bei entstehende CO2 an anderer Stelle
eingespart werden.

Atomstrom ist teurer
Politiker etwa von CDU und CSU war-
nen aber auch vor angeblich hohen
Kosten des Atomausstiegs. Schließlich
sei Strom aus Erdgas oder Solarzellen
kurzfristig immer noch teurer als aus al-
ten, abgeschriebenen AKWs. Doch
Greenpeace sagt voraus, dass die Haus-
halte durch die Stilllegung der sieben äl-
testen Reaktoren nur bis zu 2,5 Prozent
mehr zahlen müssten. Tatsächlich sind
laut UBA die Preise an der Strombörse
in Leipzig aufgrund der von der Bundes-
regierung offiziell verhängten vorüber-
gehenden Abschaltung von acht AKWs
kaum gestiegen.
Der Grund: Derzeit liefern Atomkraft-
werke Greenpeace zufolge lediglich 25
Prozent des Stroms, die Erzeugungs-
kosten machten weniger als 30 Prozent
des Endpreises aus. Fraglich ist aber, ob
sich die Kraftwerksbetreiber die Chance
entgehen lassen, die Preise noch weiter
zu erhöhen.
Selbst dann steht für die Umweltschüt-
zer fest: Kalkuliert man auch die Kosten
für Altlasten und Steuerprivilegien der
Atomindustrie ein, wäre Atomstrom
heute rund vier Cent pro Kilowattstun-
de teurer. Richtig kostspielig wird es,
wenn ein Kraftwerk hochgeht. „Wenn
wegen eines Unfalls ein Landstrich
nicht mehr bewohnbar ist, ist das ein
immenser Verlust“, so der Wissenschaft-
ler Michael Sterner vom Fraunhofer-
Institut für Windenergie und Energie-
systemtechnik.
Die Energiewende lohnt sich laut
Greenpeace aber auch ökonomisch: Bis
2030 werde Deutschland 300 Milliar-
den Euro weniger für Brennstoffe ausge-
ben müssen. In der Erneuerbaren-Ener-
gien-Branche würden bis zu einer Milli-
on Arbeitsplätze entstehen.

Jost Maurin, taz-Redakteur

„Frankfurter Modell
setzt Maßstäbe“

Kommune verbessert Energiebilanz mit Passivhausbauwiese

Keine Energiewende ohne Energiespa-
ren. Das gilt nicht nur für Privathaus-
halte, sondern auch für öffentliche
Einrichtungen wie Schulen. Frankfurt
am Main könnte durch den Passiv-
hausstandard für Schulgebäude eine
Vorreiterrolle einnehmen.

I
m Rathaus sprechen sie vom
„Frankfurter Modell“. Mit dem ha-
be die Stadt am Main Maßstäbe ge-
setzt, sagt Martin Müller-Bialon, Re-
ferent der Schuldezernentin Jutta
Ebeling (Grüne). Und tatsächlich

dienen derzeit viele Frankfurter Schulen
als Vorbild: für eine energiesparende und
damit umweltbewusste Bauweise. Nach
der Atomkatastrophe in Fukushima in-
teressieren sich viele Kommunen für den
Passivhausstandard. Dabei werden die
stark gedämmten Gebäude – verkürzt
ausgedrückt – durch die Wärmeabgabe
von Personen und Geräten im Haus und
durch Sonnenenergie geheizt.
Doch schon längst vor der Atomkatas-
trophe in Japan war klar, dass sich die
Energiebilanz in Schulen verbessern
muss. Viele Gebäude – insbesondere
Gymnasien – sind Altbauten, die einen
hohen Energieverbrauch haben. Damit
im Winter warme Klassenzimmer garan-
tiert sind, muss die Heizung auf Höchst-
leistung laufen. Das treibt die Kosten in
die Höhe. Die Europäische Kommis-
sion hat deshalb beschlossen, dass von
2015 an alle Schulneubauten in energie-

sparender Passivhausbauweise errichtet
werden sollen.
In der Mainmetropole geht man noch
einen Schritt weiter. Vor fünf Jahren be-
schloss die Kommune nicht nur, die
Vorgabe der Europäischen Kommission
umzusetzen. Zudem entschieden die
Stadtpolitiker, dass fortan bei jeder an-
stehenden Sanierung auf Passivhaus-
standard umgerüstet werden soll – so-
fern das technisch möglich und wirt-
schaftlich vertretbar ist. Gerade bei Alt-
bauten, von denen viele sogar unter
Denkmalschutz stehen, ist die Passiv-
hausbauweise schwierig umzusetzen.
Dann sei das Ziel, den Energieverbrauch
so weit wie möglich zu drosseln, heißt es
aus dem Schulamt.
50 Schulen baut die Stadt derzeit auf
diese Weise um. Kostenpunkt: knapp
190 Millionen Euro. Die Hälfte zahlt
die Kommune, die andere stammt aus
dem Konjunkturprogramm, das Bund
und Länder 2009 während der Finanz-
krise auflegten. Wenn das Programm
ausgelaufen ist, muss die Kommune die
Kosten vollständig übernehmen.
Bis sämtliche Schulen Frankfurts in Passiv-
hausbauweise oder zumindest energieef-
fizient saniert sind, dürften daher noch
zehn bis fünfzehn Jahre vergehen, heißt
es aus dem Büro von Ebeling. Denn sa-
niert werde nur, wenn an einem Gebäude
ohnehin etwas zu reparieren ist. Gerade
bei älteren Schulhäusern ist das in recht
kurzen Abständen der Fall. Größtes und
mit elf Millionen Euro teuerstes Projekt
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der Stadt ist derzeit der Umbau der Les-
sing-Schule, ein humanistisches Gymna-
sium im Frankfurter Westend.

Geringer Energieverbrauch
Die bundesweit erste Passivhausschule
eröffnete im November 2004 im Neu-
baugebiet auf dem Frankfurter Ried-
berg. Gerade für Schulen eigne sich die-
se Bauweise, so Experten damals. Allein
mit der Wärme, die die Schüler in der
Turnhalle abgeben und die gespeichert
wird, ließen sich weite Teile der übrigen
Gebäude heizen, hieß es.
Die Fachleute behielten Recht. Zwar ist
auch die Grundschule weiterhin auf
Heizungen angewiesen. Doch ergaben
Messungen einen Energieverbrauch
von lediglich 24,4 Kilowattstunden pro
Quadratmeter – 90 Prozent weniger als
an anderen Schulen. Und in den Klas-
senzimmern werden auch im Winter 20
Grad erreicht. „Das Lernklima ist im
wahrsten Sinne des Wortes sehr positiv“,
sagt Müller-Bialon.
Vertreter zahlreicher Kommunen – aus
Hessen und anderen Bundesländern –
haben die Grundschule am Riedberg
schon besucht, um sich über Einspar-
möglichkeiten durch Passivhausbau-
weise zu informieren. Dass sich dieses
Verfahren für Schulen und andere öf-
fentliche Gebäude lohnt, ist mittlerwei-
le eine gesicherte Erkenntnis. Auch
wenn die Baukosten um bis zu 15 Pro-
zent höher als bei der herkömmlichen
Bauweise und die technischen Voraus-
setzungen nicht unproblematisch her-
zustellen sind. Die Kunst ist es, bei ei-
nem öffentlichen Gebäude mit viel Be-
trieb einen guten Luftaustausch zu ge-
währleisten, bei dem keine Wärme ver-
loren geht. Dennoch entstehen auch
außerhalb Frankfurts viele neue Schu-
len in Passivhausbauweise. Ganz aktuell
in Freiburg, wo der Neubau zweier
Schulgebäude begonnen hat.
Bislang hat jedoch nur die Kommunalpo-
litik in der Mainmetropole beschlossen,
alle älteren Schulen umzurüsten. Die mei-
sten anderen Kommunen fürchten die
hohen Investitionen, an denen sich die
Länder mit Verweis auf die übliche Kos-
tenverteilung an Schulen (pädagogisches
Personal bezahlt das Land, Bau und Un-
terhalt der Gebäude übernehmen die
Kommunen) nicht beteiligen.
Mit einem Nachteil müssen die Schüler
auf dem Frankfurter Riedberg allerdings
leben: Aufgrund der guten Wärmedäm-
mung bleibt es in den Räumen auch im
Sommer kühl. An der Riedbergschule
gab es noch keinen einzigen Tag hitzefrei.

Georg Leppert, Redakteur
der „Frankfurter Rundschau“

„Energie ist Thema in allen Fächern“
Interview mit Schulleiter Norbert Rehner, Frankfurt

E &W: Herr Reh-
ner, Sie sind seit
1978 an der Wöh-
lerschule, können
somit den Ver-
gleich ziehen: Rea-
gieren die Schüler
auf die Reaktor-
katastrophe in Ja-
pan anders als
1986 nach dem
Super-GAU in
Tschernobyl?

Rehner: Nach Tschernobyl war das Ent-
setzen auch groß. Ich weiß noch: Wir
hatten damals gerade unseren Schulgar-
ten eröffnet. Die Schülerinnen und
Schüler durften ihn dann zwei Monate
lang nicht benutzen, weil die Angst vor
Strahlung auch in Deutschland sehr
stark war. Das ist jetzt nicht der Fall. Ich
glaube aber, das Bedürfnis über das Ge-
schehen zu sprechen, ist nach Fukushi-
ma größer als damals nach Tschernobyl.
Gerade für die Mittel- und Oberstufe
hat das Thema Atom- und Energiepoli-
tik nun eine ganz andere Bedeutung.
E &W: Reagieren Sie darauf im Unterricht?
Rehner: Natürlich. Wir behandeln die
Themen Energie und Umwelt in allen
Stufen – und zwar in mehreren Fächern.
Auf welche Energieformen ein Staat set-
zen kann oder muss, ist natürlich ein
Thema für den Unterricht in Politik und
Wirtschaft. Auch im Fach Ethik können
Sie mit den Schülern über Atompolitik
und die Konsequenzen sprechen.
E &W: Ist es Zeit, das Pflichtfach Umwelt
einzuführen?
Rehner: Davon halte ich nicht viel.
Man schiebt mit so einem Fach die Ver-
antwortung auf einzelne Lehrkräfte ab.
Das ist der falsche Weg. Umwelt- und
Energiefragen müssen in allen Fächern
behandelt werden. Die Schüler sollen
doch die Zusammenhänge zwischen na-
turwissenschaftlichen Entwicklungen
auf der einen und der Energiepolitik auf
der anderen Seite verstehen lernen. Das
funktioniert nicht, wenn Sie das Thema
auf ein Schulfach beschränken . . .
E &W: . . . oder auf eine AG zum Energie-
sparen?
Rehner: Nein, das genügt nicht. In so
einer AG sitzen sieben chronisch inte-
ressierte Schüler, den Rest erreicht man
nicht. Natürlich ist es unsere Aufgabe,
den Schülern ein Umweltbewusstsein
zu vermitteln. Das tun wir auch. Aber
dazu brauchen wir kein eigenes Fach.

E &W: Sondern?
Rehner: In Fächern wie Physik oder
Chemie steht das Thema Energie – und
damit auch das Energiesparen – ohnehin
verpflichtend auf dem Lehrplan der 9.
Klasse. Das ist aber bei Weitem nicht ge-
nug. Wir sind eine Umweltschule, da
müssen wir früher ansetzen. Unsere
Fünftklässler machen zum Beispiel den
„Umweltführerschein“. Sie lernen etwa,
wie viel Kohlendioxid sie im Alltag ver-
brauchen und an welcher Stelle sie wel-
ches einsparen können. Und sie lassen
sich von unseren Neuntklässlern zu so
genannten Energie-Agenten ausbilden.
E &W: Was ist ein Energie-Agent?
Rehner: Jemand, der erforscht, wo und
wie jeder sparsamer und umweltbewuss-
ter handeln kann. Das fängt bereits in
den Unterrichtsräumen an. Unsere En-
ergie-Agenten achten beispielsweise ge-
nau darauf, dass in unserer Einrichtung
nicht überflüssig geheizt wird. Die
Schülerinnen und Schüler schauen
auch zu Hause genauer hin. Die wissen,
dass beim Heizen jedes Grad weniger
sechs Prozent Energieersparnis aus-
macht.
E &W: Ist die Wöhlerschule selbst Vorbild in
Sachen Umweltbewusstsein?
Rehner: Durchaus. Wir haben zum Bei-
spiel im November 2009 auf dem Dach
unserer Mensa eine schuleigene Photo-
voltaikanlage gebaut. Die liefert pro
Jahr 5500 Kilowattstunden Strom. Die
Anlage hat 25000 Euro gekostet. Wir
haben sie über zinslose Darlehen von
Eltern und Lehrkräften finanziert.
E &W: Was machen Sie mit dem produzier-
ten Strom?
Rehner: Wir verkaufen ihn an Mainova,
den örtlichen Energieversorger. Wir ge-
hen davon aus, dass sich die Anschaf-
fung schon nach siebeneinhalb Jahren
amortisieren wird. Zudem bauen wir zu-
sammen mit einigen außerschulischen
Partnern* eine Solartankstelle.
E &W: Wer soll dort Strom zapfen?
Rehner: Zunächst einmal unsere Schü-
lerinnen und Schüler. Sie können dort
ihre Handys und Notebooks aufladen.
In zwei Jahren soll es möglich sein, an
der Solartankstelle Elektrofahrräder auf-
zupumpen. Dann können auch die
Nachbarn aus dem Stadtteil ihre Räder
an unsere Solarpumpe anschließen.

Interview: Georg Leppert, Redakteur
der „Frankfurter Rundschau“

Norbert Rehner

* Anm.d.Red.: die Po-
lytechnische Stiftung,
die FH Frankfurt, die
Mainova sowie die Fir-
ma Schott-Glas
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Freier Zugang zum Master
Interview mit Wilhelm Achelpöhler, Fachanwalt für Verwaltungsrecht

E &W: Nach Berechnungen der GEW ist
2011 mit rund 125 000 Bachelor-Absolven-
ten zu rechnen. 2009 waren es rund 75 000.
Im vergangenen Semester haben viele keinen
Platz in einem Masterstudiengang bekom-
men. Warum?
Wilhelm Achelpöhler: Das erste Pro-
blem bestand darin, dass nach der ur-
sprünglichen Konzeption der Bologna-
Reform nur ein ganz geringer Teil der
Bachelor-Absolventen zum Masterstu-
dium zugelassen werden sollte. In Nord-
rhein-Westfalen (NRW) zum Beispiel
sprach man von einem Viertel bis zu ei-
nem Drittel der Bachelor-Absolventen.
Doch jetzt wollen fast alle ihr Studium
in einem Masterstudiengang fortsetzen.
Die Übergangsquoten liegen gegenwär-
tig etwa bei 78 Prozent.
Da es angeblich zu wenig Master-Studi-
enplätze gibt, haben die Hochschulen
Zugangsbeschränkungen eingeführt.
Und darin liegt ein weiteres Problem.
Denn jede Hochschule hat ihre eigenen
Zulassungsbedingungen, die häufig sehr
undurchsichtig sind. Die Folge: Der
Studierende weiß nicht, ob er mit seiner
Qualifikation an einer Hochschule
überhaupt eine Chance hat, den Master
zu machen. Er weiß nicht, wie die Zu-
lassungsvoraussetzungen vor Ort kon-
kret aussehen, wie die Unis die einzel-
nen Kriterien gewichten. Diese werden
häufig nicht in Zulassungsordnungen
festgelegt, sondern von irgendwelchen
Kommissionen bestimmt. Die Konse-
quenz ist ein Chaos. Die Studienplatz-
Interessenten bewerben sich bei zig
Hochschulen. Und die wissen nicht, wie
viele der Bewerber tatsächlich an ihrer
Einrichtung studieren werden.
In Münster zum Beispiel haben sich
über 1400 Studierende für den Master in
Betriebswirtschaftslehre (BWL) bewor-
ben. Die Hochschule hatte angeblich
nur 150 freie Studienplätze.
E &W: Was ist die Folge?
Achelpöhler: Die Hochschulverwal-
tung hat aber über 380 Studienplätze
vergeben, weil sie davon ausging, dass
viele wieder absprängen. Doch dann
stellte sie fest, dass mehr als 190 Anwär-
ter ihre Studienplätze nutzen wollten.
Der Studiengang war total „überbucht“.
Das sind die grotesken Folgen, um die es
dabei geht.
E &W: Haben Betroffene auf die Zulassung
zum Masterstudium geklagt?

Achelpöhler: Die Uni Münster hat sich
ein Zulassungsverfahren ausgedacht,
das alles andere als transparent ist. Sie
hat ihre Auswahlkriterien nicht in einer
Zulassungsordnung festgehalten. Noch
dazu waren eine ganze Reihe schwer
fassbar und vom Gesetzgeber auch nicht
vorgesehen. Das Oberverwaltungsge-
richt (OVG) urteilte, dass dieses Verfah-
ren nicht den gesetzlichen Vorgaben
entspreche. Mit der Folge, dass klagende
Bewerber einen Studienplatz erhielten,
obwohl sie aus Sicht der Universität wei-
ter hinten in der Rangliste lagen.
E &W: Die GEW hat Sie mit einem Rechts-
gutachten* beauftragt, in dem Sie prüfen soll-
ten, ob der Bund den Zugang zum Master-
studium einheitlich regeln kann.
Achelpöhler: Genau. Der Bund hat mit
der Föderalismusreform I die Gesetzge-
bungskompetenzen zwischen Bund
und Ländern neu geregelt. Bis dahin
hatte er allein die Kompetenz für die
Rahmengesetzgebung im Hochschulbe-
reich. Jetzt herrscht eine konkurrierende
Gesetzgebungskompetenz. Das heißt,
der Bund kann zwar noch die Hoch-
schulzulassung und die -abschlüsse re-
geln, die Länder können allerdings da-
von abweichende Regelungen treffen.
Das Gutachten lotet aus, wie weit die
Kompetenz des Bundes für die Zulas-
sung an Hochschulen reicht.
E &W: Kann der Bund den freien Zugang
zum Master regeln?
Achelpöhler: Nach Maßgabe des
Grundgesetzes kann er das. Außerdem:
Der Bachelorabschluss qualifiziert für
das Masterstudium und da der Bund
dafür zuständig ist, Hochschulabschlüs-
se zu regeln, ist er auch hier in der Ver-

antwortung. Er hat die Möglichkeit, das
zeigt auch das Gutachten, bestehende
Zugangshürden in Landeshochschulge-
setzen oder Hochschulzulassungsord-
nungen durch ein Bundesgesetz zu be-
seitigen.
E &W: Jeder Bachelor hat also das Recht auf
ein Masterstudium?
Achelpöhler: Ja. In unserem Gutachten
geht es aber zunächst um die Frage, wel-
che Gesetzgebungskompetenz hat der
Bund im Hochschulbereich, was kann er
regeln? Wir haben allerdings auch vorge-
schlagen, wie es zu regeln wäre. Nämlich,
dass im Prinzip jeder, der den Bachelor
erworben hat, auch den entsprechenden
Masterstudiengang studieren darf. Das
entspricht auch der GEW-Position.
E &W: Womit aber das Kapazitätsproblem
der Hochschulen noch nicht gelöst ist?
Achelpöhler: Zunächst einmal bedeu-
tet das: Wenn es einen Bewerberüber-
hang gibt, wäre zu klären, wie die Studi-
enplätze verteilt werden. Auf die Dauer
heißt das, dass das Problem nur mit ei-
nem ausreichenden Ausbau von Studi-
enplätzen zu lösen ist. Letztlich: Man
muss Abschied nehmen von der inzwi-
schen zur Schimäre gewordenen Vor-
stellung, dass nur ein Bruchteil der Stu-
dierenden vom Bachelor ins Masterstu-
dium übergeht. In diesem Punkt sehe
ich die Bologna-Reform als komplett ge-
scheitert an. Die Absicht der Politiker,
wir schaffen den Bachelor als ein
Schmalspurstudium für die breite Mas-
se und das Masterstudium nur für eine
kleine Elite, akzeptieren die Studieren-
den nicht mehr.

Interview: Karl-Heinz Heinemann,
freier Journalist

* Das Rechtsgutachten
„Die Gesetzgebungs-
kompetenz des Bundes
zur Regelung des Zu-
gangs zum Masterstudi-
um“ finden Sie auf der
GEW-Website unter:
www.gew.de/Publikatione
n_Wissenschaft_2.html#
Section25835.
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„Man muss
Abschied nehmen
von der inzwi-
schen zur
Schimäre gewor-
denen Vorstel-
lung, dass nur ein
Bruchteil der Stu-
dierenden vom
Bachelor- ins
Masterstudium
übergeht.“
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„Wer nicht spurt ...“
GEW-Kommentar: Euro-Plus-Pakt gegen Arbeitnehmerinteressen

„Alternativlos“ war das Unwort des Jahres 2010. Dass eine Jury von Sprachforschern gerade dieses
Wort auswählte, hatte eindeutig einen politischen Hintergrund: Als „alternativlos“ hatte Bundes-
kanzlerin Angela Merkel (CDU) die finanziellen Hilfen der EU für Griechenland bezeichnet. Die
Kritik der Sprachexperten: Das Wort suggeriere sachlich unangemessen, dass es bei einem Ent-
scheidungsprozess von vornherein keine Alternativen und damit auch keine Notwendigkeit der
Diskussion und Argumentation gebe.
Seitdem vermeiden Merkels Redenschreiber das Wort „alternativlos“. Was allerdings die europäi-
schen Staats- und Regierungschefs, maßgeblich beeinflusst durch Merkel und den französischen
Staatspräsidenten Nicolas Sarkozy, beschlossen haben, vernichtet politische Alternativen bereits im
Keim. „Euro-Plus-Pakt“ nennt sich das Ergebnis – ein schier unglaublicher Euphemismus – oder
anders ausgedrückt: eine Beschönigung einer gravierenden Verschlechterung.
„Euro-Plus-Pakt“: Was nach einem neuen Super-Benzin für Konjunktur und Währung klingt, ent-
puppt sich aus gewerkschaftlicher Sicht als Pakt gegen die europäischen Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer. Wenige Menschen wissen, was dabei genau geregelt werden soll.
Zu den bekannteren Maßnahmen zählt, dass
� die Stabilisierungsmechanismen der EU bis zu 500 Milliarden Euro bereit stellen, um finanz-
schwachen Mitgliedsstaaten aus der Klemme zu helfen – ob das reichen wird, ist allerdings völlig
offen,
� über den Ankauf von Staatsanleihen die Spekulationsgefahr eingedämmt werden kann und
� Zinsen, z.B. für Griechenland, gesenkt werden, damit das Land die Chance hat, aus der Schul-
denfalle wieder heraus zu kommen.
Alles durchaus sinnvolle Maßnahmen. Aber ohne wirksame Kontrolle und Regulierung des Fi-
nanzmarktes bleiben sie bestenfalls Stückwerk. Wenn z.B. dieselben Banken, die sich bei der eu-
ropäischen Zentralbank für ein Prozent Zinsen Geld entleihen können, gleichzeitig berechtigt
sind, in den Krisenregionen ihrerseits Kredite zu einem Zinssatz von zwölf oder 13 Prozent (!) zu
vergeben, kann man sich nur verwundert die Augen reiben. Gleichzeitig werden insbesondere die
Griechen als Verschwender und Betrüger diffamiert, denen die reichen EU-Staaten kein Geld hin-
terherwerfen sollten. Das bedient landläufige Stimmungen und bereitet die Basis für viel weiterge-
hende Eingriffe in die Autonomie der EU-Staaten und vor allem in die Rechte der Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer. So sollen unter anderem
� die Lohnentwicklung künftig ausschließlich der Produktivität folgen („produktivitätsorientierte
Lohnpolitik“),
� ein Inflationsausgleich keine Rolle spielen,
� die Lohnstückkosten niedrig gehalten und
� die Lohnfindung möglichst auf Betriebsebene verlagert werden – ein klarer Angriff auf den
Flächentarifvertrag.
Dem öffentlichen Dienst wird eine deutliche Lohnzurückhaltung auferlegt. Die Paktunterzeichner
wollen sicherstellen, dass die Lohnabschlüsse im öffentlichen Sektor den Anstrengungen für mehr
Wettbewerbsfähigkeit im privaten Sektor „förderlich seien“ – eingedenk der wichtigen Signalwir-
kung der Löhne im öffentlichen Dienst. Im Klartext heißt das für dessen Beschäftigte: Nullrun-
den, damit auch in der Privatwirtschaft nicht mehr Geld verdient wird.
Unnötig zu sagen, dass auch die sozialen Sicherungssysteme „geschliffen“ werden sollen. So wol-
len die Pakt-Unterzeichner die Rentenaltersgrenzen künftig automatisch an die Lebenserwartung
koppeln.
Das Ganze ist nicht nur ein gezielter Angriff auf die soziale Sicherheit, sondern auch auf die Demo-
kratie. Denn: Die Bürgerinnen und Bürger werden gar keine Chance mehr haben, gestaltend auf die
Politik einzuwirken. Wer nicht spurt, darf eben nicht unter den Euro-Rettungsschirm. Keine Alter-
native – das ist das, was nach dem Willen von Merkel, Sarkozy und anderen am Ende stehen soll.
Wettbewerbsfähigkeit und Zurückdrängen des Staates – das sind die Lehren aus der Wirtschafts-
und Finanzkrise. Die neoliberale Politik, Ursache der meisten aktuellen ökonomischen Probleme,
feiert fröhliche Auferstehung. Was sich Kanzlerin Merkel nicht getraut hat, in den schwarz-gelben
Koalitionsvertrag zu schreiben, soll uns nun als Wille der EU verkauft werden.
„Alternativlos“ ist aber nur eines: eine Debatte über Alternativen. Statt einer Politik für mehr Wett-
bewerb und höhere Profite braucht Europa einen Kurswechsel. Und zwar einen, der die Tarifauto-
nomie achtet, die sozialen Systeme sichert, die Handlungsfähigkeit der öffentlichen Haushalte er-
hält und Investitionen in Bildung und Gesundheit ermöglicht. Ansonsten droht Europa an der
Rettung des Euro zu zerbrechen. Ulrich Thöne, GEW-Vorsitzender

Ulrich Thöne
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„Alles Schoko – oder was?“
Infos, Materialien und Aktionsvorschläge

Am 12. Juni ist der „Welttag gegen
Kinderarbeit“. Ein guter Anlass, das
Thema im Unterricht zu behandeln.
E&W veröffentlicht deshalb eine Liste
mit Infomaterial, mit dessen Hilfe
Stunden, aber auch Projekte gestaltet
werden können.

W
er beim städtischen
Bestattungsinstitut in
München ein Grab
erwirbt, erhält mit
dem Kaufvertrag ei-
ne Broschüre aus-

gehändigt: „Grab- und Natursteine fair
einkaufen – ausbeuterische Kinderar-
beit verhindern“. Kurz und knapp wird
das Problem beschrieben. Danach fol-
gen Adressen von Steinmetzen aus der
Region, die sich verpflichtet haben, nur
„sauberes“ Material zu verarbeiten.
Das Thema Kinderarbeit lässt sich im
Unterricht aber auch mit jugendtypi-
scheren Produkten als Grabsteinen auf-
greifen. Einige Beispiele:
„Anziehend anders“ heißt der zehn-
minütige Film von Fairtrade über Baum-
wollanbau und -verarbeitung zu akzep-
tablen Bedingungen in Burkina Faso.
„Die ganze Familie hilft bei der Ernte“,
berichtet ein Bauer. Produziert wird oh-
ne Pestizide. Mit der Extraprämie des
„fairen“ Händlers hat das Dorf eine
Schule gebaut. Die DVD ist Teil der Bro-
schüre „Fairtrade-Baumwolle. Ein Ge-
winn für alle“, in der man Hintergrund-
material zur „leidvollen Geschichte des
weißen Goldes“, zum Ernteeinsatz klei-
ner Kinder und zu Alternativen findet.
Mehr Infos unter www.transfair.org.
Einen Designer von Luxusklamotten,
der in seinen Boutiquen nur Ware ver-
kauft, die ohne Kinderarbeit hergestellt
wurde, präsentiert die DVD der Welt-
hungerhilfe: „Kinderarbeit – aus der
Mode!“ Je nach Verwendungszweck gibt
es das Video in einer Sechs- und in einer
45-Minuten-Fassung. Per Fax zu bestel-
len unter 0228/2288-333.
Wer die Antwort auf die Frage, wo be-
komme ich fair erzeugte Produkte, d.h.
einschlägige Läden sucht, braucht loka-
le Hilfe: Oft geben Kommunen oder Ei-
ne-Welt-Initiativen handliche Ratgeber
unter dem Motto „Fairer Einkauf in xy.
Gewusst wo!“ heraus.
„Wer ist schuld, dass Vinod lebenslang

arm bleiben wird?“ Unter diesem Titel
hat terres des hommes eine komplette
Unterrichtseinheit „Ausbeutung für den
Weltmarkt: Natursteine aus Indien –
Handelsstrukturen, Problembereiche
und Lösungsansätze“ zusammenge-
stellt. Bezug über www.tdh.de. Die Mate-
rialie richtet sich vor allem an ältere
Schüler.
Um bei den Kleineren Sensibilität fürs
Thema zu wecken, eignet sich der Vor-
schlag der Welthungerhilfe, ein „kinderar-
beitsfreies Frühstück“ mit regionalen, sai-
sonalen und fair gehandelten Produkten
in Kita oder Grundschule zuzubereiten.
Weitere Anregungen – Rezepte inklusive
– enthält das Materialheft „Lernen hilft
Leben. Globales Lernen in der Schule“
(mehr dazu: www.welthungerhilfe.de).
„Alles Schoko – oder was?“ heißt die
Materialbox der GEPA für den spieleri-
schen Einstieg ins Thema „Fairer Han-
del“ (www.gepa.de).
Weniger didaktisch als direkt führt die
WDR-Produktion „die story: Kinder-
sklaven“ von Rebecca Gudisch und Tilo
Gummel in die Problematik ein. Das Re-
porterteam zeigt in dem halbstündigen
Film verschleppte Kinder, die in Indien
ihre Gesundheit beim Schweißen, beim
Herstellen von Modeschmuck oder im
Steinbruch ruinieren. Der Film kann
über den GEW-Shop bestellt werden.
Einen kompakten und anregenden Ori-
entierungsfaden bietet schließlich die
Broschüre „Kinderarbeit – Was wir tun
können“ von terre des hommes (weitere
Infos: www.tdh.de). Vorgestellt werden
Projekte, wie man Kinder beschult, die
gezwungen sind, zum Familienunterhalt
beizutragen. Daneben enthält die Mate-
rialie viele Adressen zum fairen Handel.
Außerdem wird die Rolle der öffentli-
chen Hand thematisiert als „größter
Konsument“ von Natursteinen, Berufs-
bekleidung, Sportbällen, Kaffee, Tee,
Orangensaft, Kakaoprodukten, Spiel-
zeug und Blumen. Wer nicht nur errei-
chen will, dass Kinder und Jugendliche
ihr eigenes Einkaufsverhalten verän-
dern, sollte Kinderarbeit auf Elternaben-
den zum Thema machen, auch bei der
Schulleitung vorstellig werden und sich
Aktionen für die kommunale Öffent-
lichkeit einfallen lassen.
Die Arbeitsgemeinschaft Jugendlitera-
tur und Medien (AJuM) der GEW hat
zum Thema Kinderarbeit ebenfalls eine

Auswahl von Literatur zusammenge-
stellt – zum Selberlesen, für Klassenlek-
türe oder als Anregung für Gruppen und
Projektarbeiten:
Ahrens, Thomas: Der Ball ist rund. Glo-
balisierungskrimi. Theaterstück und
Materialheft des GRIPS-Theaters, Auto-
renagentur, Berlin 2003, für Menschen
ab zehn, vier Euro (www.ajum.de/html/
hwp/hwp_2005.pdf).
Grindley, Sally: Das Mädchen Lu Si-Yan.
Bloomsbury/Berlin Verlag, Berlin 2006,
Lesealter: zehn bis 15 Jahre, 14,90 Euro
(www.ajum.de/anzeige.php?id=16070640).
Ben Julloun, Tahar: Die Schule der Ar-
men. Rowohlt-Berlin, Berlin 2002,
zehn bis 13 Jahre, 14,— Euro
(www.ajum.de/anzeige.php?id=16021243).
D’Adamo, Francesco: Iqals Geschichte.
Peter Hammer, Wuppertal 2003, ab zwölf
Jahren, elf Euro (www.ajum.de/anzeige.
php?id=12030606).
Philipps, Carolin: Made in Vietnam. Ue-
berreuter, Wien 2009, zwölf bis 17 Jahre,
9,95 Euro (www.ajum.de/anzeige.php?id
=1809224).
Günther, Herbert: Mach’s gut, Lucia. dtv,
Reihe Hanser, München 2006, ab zwölf
Jahre, 7,50 Euro (www.ajum.de/anzeige.
php?id=1906170).
Engelmann, Reiner: Kinder – ausgegrenzt
und ausgebeutet. Horlemann, Bad
Honnef 2008, zwölf bis 17 Jahre, 12,90
Euro (www.ajum.de/anzeige.php?id=
1408155).
Werner-Lobo, Klaus: Uns gehört die Welt!
Macht und Machenschaften der Multis.
Hanser, München 2008, 16,90 Euro
(www.ajum.de/anzeige.php?id=1410154).
Lenz, Jo: Max Ball – Im Abseits durch
Europa. Hans Kaiser, Fürstenfeldbruck
2006, ab sechs Jahre, 14,40 Euro (www.
ajum.de/azeige.php?id=10070827102).
Weitere Informationenunter: www.ajum.de.

Zusammengestellt von Helga Ballauf,
freie Journalistin

Weitere Adressen:
www.transfair.org
www.welthungerhilfe.de
www.tdh.de
www.brot-fuer-die-welt.de
www.fairtrade.de
www.suedwind.org
www.eed.de
www.gepa.org
www.kindernothilfe.de

Der Film „die
story: Kinderskla-
ven“ kann ebenso
über den GEW-
Shop bestellt wer-
den wie die E&W-
extra, Plakate und
weitere Infos zum
Thema „Bildung
statt Kinderar-
beit“: www.gew-
shop.de
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auslaugt und die Pflanzen schwächt.
Auf Kunstdünger oder Pestizide ver-
zichten sie – sie produzieren Kakaoboh-
nen in Bioqualität für den europäischen
Markt.
Obgleich Sierra Leone im Vergleich zur
Elfenbeinküste, zu Indonesien oder
Ecuador wenig Kakao liefert, hat der
Engpass auf dem Weltmarkt dazu ge-
führt, dass die großen Rohstoffhändler
inzwischen auch Ansus Bohnen im
Blick haben – zumal deren Qualität im-
mer besser wird. Ansu rafft seinen
weißen Kaftan zusammen, bückt sich,
hebt eine gelbe Kakaofrucht auf, bricht
sie auseinander und streckt dem Besu-
cher stolz die beiden Hälften hin. Die
Schalen sind voller dicker Bohnen, um-
geben von glibbrig-weißem Frucht-
fleisch: „Wenn wir eine gute Qualität lie-
fern, bekommen wir auch mehr Geld
für unsere Ernte.“
Ansu erhält aber auch mehr Geld für sei-
ne Kakaobohnen, weil er nicht mehr
von den Aufkäufern übers Ohr gehauen
wird, seit er der Kooperative angehört.
Und seitdem die Welthungerhilfe Ka-
kaobauern unterstützt, ein alternatives
Vertriebsnetz aufzubauen. Lange lag der
Kakaohandel von Sierra Leone fest in
den Händen eingewanderter Libanesen.
Lange verkauften Bauern wie Ansu ihre
Ernte unter Wert. Von der Preisdrücke-
rei der Zwischenhändler profitierten am
Ende in Übersee auch Konzerne wie
Nestlé, Kraft Foods, Cadbury, Lindt &
Sprüngli, Barry Callebaut – und die Ver-
braucher. Nur ein kleiner Teil der ver-
kauften Schokolade wird nachhaltig

Ananas, Okra, Maniok, zum Verkauf
noch Ölpalmfrüchte oder Kaffeeboh-
nen – die meisten Familien leben von
der Hand in den Mund. Der Bürger-
krieg, der elf Jahre lang, bis 2002, am
heftigsten im Osten des Landes wütete,
hat nicht nur Familien ausgelöscht, son-
dern auch Dörfer und Felder zerstört.
Heute zählt Sierra Leone zu den ärms-
ten Ländern der Welt.
Ansu klagt nicht. Im Gegenteil. Er ist
voller Hoffnung: „Meine Kinder wer-
den ausreichend zu Essen haben. Sie
müssen nicht mehr wie früher auf dem
Feld arbeiten. Heute kann ich sie zur
Schule schicken.“ Was ihn so zuver-
sichtlich stimmt: Der Preis für Kakao
schießt seit zwei Jahren in die Höhe und
hat sich innerhalb dieses Jahres nahezu
verdoppelt. An den Rohstoffbörsen er-
reichten die Kakaonotierungen Rekord-
stände. Kakao ist knapp geworden. Weil
auch in China, Indien und Osteuropa
mehr genascht wird. Und weil einzelne
Hedgefonds mit dem Rohstoff spekulie-
ren, sich große Mengen sichern und da-
mit den Markt leerfegen. Auch, weil
Produzentenländer Kakao horten, um
den Preis in die Höhe zu treiben.

Bohnen in Bioqualität
Es ist angenehm kühl auf Ansus Planta-
ge. Seine Kakaobäume wachsen zwi-
schen hohen Bananenstauden und Öl-
palmen. Avocados und Ananas sorgen
für einen gesunden Mix – die 7000 Bau-
ern der „Millennium-Kooperative der
Kakaopflanzer“, zu der Ansu gehört,
wissen, dass Monokultur den Boden

Ansu Lamin baut in Sierra Leone
Bio-Kakaobohnen an. Er und seine
Kinder profitieren davon, dass der
Rohstoff – Zutat von Millionen
Schokoladentafeln, Riegeln und
Pralinés – knapp und damit wertvoll
geworden ist.

A
nsu Lamin, Kakaobauer in
dritter Generation, taucht
seinen Zeigefinger sachte
in die weiche Masse. Dann
leckt er daran, lässt die
Schokolade auf der Zunge

zergehen. „Ziemlich süß“, meint Ansu
und hält sich die Schokotafel, die bei 30
Grad im Schatten schon jegliche Kontur
verloren hat, unter die Nase. Da ist er
wieder, der typische Duft des Kakaos –
seiner Kakaobohnen, die er erntet, sor-
tiert, fermentiert, trocknet und an die
Händler aus Deutschland, Holland
oder England verkauft.

Acht Euro pro Woche
Dass fern von Afrika und fern von sei-
nen Kakaobäumen aus den bitter
schmeckenden Bohnen süße Pralinen
oder Schoko-Riegel hergestellt werden,
weiß Ansu. Doch probiert hat er die
weltweit begehrte Süßigkeit erst jetzt,
mit 55 Jahren. Die aus Europa impor-
tierten Schoko-Köstlichkeiten, die im
klimatisierten Supermarkt in Freetown,
der Hauptstadt Sierra Leones, angebo-
ten werden, könnte sich Ansu niemals
leisten – weder die Tafel Milka für umge-
rechnet drei Euro noch das Glas Nutella
für acht. Von acht Euro leben Ansu, sei-
ne zwei Frauen und fünf Kinder eine
ganze Woche.
Jährlich elf Kilo Schokolade essen die
Deutschen im Schnitt. 90 Prozent der
weltweit produzierten Schokolade wird
in den reichen Industrieländern ver-
nascht – 70 Prozent des Kakaos stammt
aus Westafrika. Glück und Genuss ver-
binden wir mit der glänzend braunen
Süßigkeit. Doch für Ansu bedeutet sie
harte Arbeit. Und Überleben.
Ansus Kakaobäume stehen im Hinter-
land von Sierra Leone, einem Land,
zweimal so groß wie die Schweiz, nahe
der Grenze zu Liberia. Die Stammesäl-
testen in Kailahun, Ansus Distrikt, ha-
ben ihm eine Parzelle überlassen. Ein
bisschen Mais, ein paar Tomaten,

Schoko-Genuss ohne Beigeschmack
Alternatives Vertriebsnetz ermöglicht Bildung statt Kinderarbeit
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Alle Infos zur GEW-
Stiftung „Fair Child-
hood – Bildung statt
Kinderarbeit“ finden
Sie unter: www.fair-
childhood.eu.
Hier können Sie auch
bequem online spen-
den. Spendenkonto:
Bank für Sozialwirt-
schaft, Kontonummer:
3751880188,
BLZ: 70020500

Ansu Lamin und seine
Familie erhalten mehr
Geld für ihre Kakao-
bohnen, seit sie
der Kooperative
angehören und der
Kakao fair gehandelt
wird.
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LESERFORUM

„Richtige Debatte“
(E&W 1/2011, Seite 27: Leser-
brief von Hartmut Draeger)

Hartmut Draeger behauptet in
seinem Leserbrief in der E&W
1/2011, Peter Petersen habe mit
seinen rassistischen und antise-
mitischen Äußerungen zwi-
schen 1933 und 1945 lediglich
„versucht“, „eine Bejahung des
Nationalsozialismus vorzutäu-
schen“. Nun, nach 1945 gab es
für Petersen ja keinen Grund
mehr, Derartiges „vorzutäu-
schen“. Aber noch 1954 hat er
sich positiv auf den „National-
sozialismus“ bezogen. In seiner
letzten Schrift schreibt er von ei-
ner „Gruppe satanischer Men-
schen, die sich im Führerkorps
des Nationalsozialismus zusam-
menfanden“, „unter ihnen ver-
wandelte sich der Nationalsozia-
lismus zum teuflischen Nazis-
mus und bewirkte in jeder Hin-
sicht durchaus das Gegenteil
von dem, was sein kompiliertes
Programm verhieß“*. Der Na-
tionalsozialismus soll also keine
von vornherein und von A bis Z
verbrecherische Ideologie sein?!
Wolfgang Häberle, Aschaffen-
burg
*Peter Petersen: Der Mensch in der
Erziehungswirklichkeit, 1. Auflage
1954, Neuauflage Reprint 1986,
Basel/Weinheim.

„Große Erschütterung“
(E&W 2/2011, Seite 34: Leser-
brief „Vertuschen, verdrängen,
diskreditieren“)

Ich habe mit großer Erschütte-
rung in einer Leserzuschrift von
Torsten Schwan gelesen, dass der
Aufenthalt jüdischer Kinder an
der Jenenser Petersen-Schule,
über den Prof. Hein Retter in sei-
nem Buch „Die Universitäts-
schule Jena im NS“ berichtet, ei-
ne Erfindung des Autors sei. Es
gab jedoch jüdische Kinder in
der Petersenschule: Ich bin eines
von ihnen. 1934 geboren, galt
ich in der Nazizeit als Halbjude
und habe trotz dieses „Makels“
von 1940 bis Kriegsende 1945
eben jene Schule Petersens besu-
chen können. Meine jüdische
Mutter Erna Schrade wurde in
dieser Zeit in das Konzentrati-
onslager Theresienstadt ver-
schleppt. Mein Vater, damals

Personal- und später Planungs-
chef von Carl Zeiss Jena, der
sich geweigert hatte, sich von
meiner Mutter scheiden zu las-
sen, wurde 1944 in ein Arbeits-
lager nach Merseburg „über-
stellt“. Meine Eltern haben wie
durch ein Wunder KZ und
Lager überlebt. Dass auch ich in
Jena überlebt habe, verdanke
ich mutigen Menschen wie
Petersen, die mich durch ihr
unkonventionelles Verhalten
geschützt haben.
Zu einer historischen Betrach-
tung gehört auch, tatsächlich
alle Seiten einer Person und ei-
nes Geschehens zu beachten.
Eine polemische einseitige Dar-
stellung beleidigt auch die Men-
schen, die das Leid und die Ver-
brechen der Nazizeit ertragen
mussten.
Rolf Schrade, Mahlow

„Ein Rätsel“
(E&W 4/2011, Seite 26:
„Deutschland hat eine Technik-
feindlichkeit“)

Der Artikel „Deutschland hat ei-
ne Technikfeindlichkeit“ ist mir
ein Rätsel. Ich entnehme ihm,
dass der Autor den badischen
Akzent nicht mag und gegen
Lehrkräfte mit Autorität einen
Vorbehalt hat. Ferner, dass ein
Wirtschaftsboss einen Lehrer fi-
nanziert, dass auf einer Veran-
staltung des Handelsblatts die
Arbeitgeber dominieren und
dass der Autor Überlegungen
zur Verbesserung der MINT-
Fächer für falsch hält. Zudem
wundert sich der Autor, dass In-
dustrievertreter auch fortschritt-
liche Gedanken haben können.
Ich stelle fest: Es besteht wenig
Zusammenhang zwischen Titel
und Inhalt des Beitrags. Was ist
da schief gelaufen? War er bloß
„Füllwerk“ oder war die Veran-
staltung schlecht? Schade!
Stephan Hell, Lehrer für Mathe
und Informatik, Berlin

„Wachsamkeit
geboten“
(E&W 4/2011, Seite 27: „Nicht
nur ein homo oeconomicus“)

Das Interview mit Prof. em.
Gerd-E. Famulla berührt ein in-
teressantes Thema, denn immer-
hin ist in Diskussionen feststell-

bar, dass ökonomische Unwis-
senheit eine erschreckende Di-
mension hat. Dies allerdings
keineswegs nur an Biertischen,
oder in Talkshows, sondern
auch an den wirtschaftswissen-
schaftlichen Fakultäten selbst.
Wer sich hier mal auf eine
durchaus (auch) erheiternde
Weise informieren will, der lese
von Alexander B. Voegele: „Das
Elend der Ökonomie / Von ei-
ner Wissenschaft die keine ist“.
Der Autor lehrt derzeit an der
Fachhochschule für Wirtschaft
(FHW) in Berlin und entlarvt
die üblich vermittelten Parame-
ter der klassischen Volkswirt-
schaftslehre (VWL) als ungenau,
überholt sowie stellenweise defi-
nitionslos. Hier dient die Wis-
senschaft dem Systemerhalt und
ähnliches befürchtet Famulla
berechtigterweise auf dem Ni-
veau der Schulen auch, sollten
sich denn Arbeitgeber und Wirt-
schaftsverbände mit ihrem An-
sinnen nach einem Fach „Öko-
nomische Bildung“ durchset-
zen. Hier ist wirklich Wachsam-
keit geboten, zumal (auch) er-
kennbar ist, dass kritische Lehr-
stühle an den Universitäten aus-
gedünnt oder gar nicht mehr be-
setzt werden. Sich hier einmal
genauer umzusehen wäre emp-
fehlenswert.
Michael Mansion (per E-Mail)

„Alter Duden“?
(E&W 4/2011, Seite 40: Leser-
brief „Dumm und primitiv“)

Lieber Werner Kästle,
welchen alten Duden benutzen
Sie? In meinem Duden (25.
Ausgabe) wird „Prekariat“ er-
klärt!
Es grüßt Sie ein „Nordlicht“ von
der Waterkant aus der Nähe Bre-
merhavens.
Bernd Schumann, Schiffdorf

E &W-Briefkasten
Postanschrift der Redaktion:
Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft
Postfach 900409, 60444 Frankfurt a. M.,
E-Mail: renate.koerner@gew.de

Die E&W-Rubrik „Anschlagtafel“ ist auf
unserer Website unter
www.gew.de/GEW-Anschlagtafel. html zu
finden.

produziert – bio oder fair gehandelt sind
gerade mal drei Prozent der weltweiten
Kakaoernte.
Früher erhielt Ansu für einen Sack Ka-
kao einen Sack Reis – obwohl Kakao das
Zehnfache wert war. Oder die Aufkäufer
manipulierten die Waagen. „Wir hatten
keine Wahl, wurden immer belogen und
betrogen“, berichtet Ansu. Heute thront
in der Ecke der Lagerhalle der Koopera-
tive, in der sich die Bio-Bohnen in
Säcken bis zur Decke stapeln, eine
große, rostige Waage. „Wir wissen nun,
was wir verlangen können“, sagt Ansu
selbstbewusst.
Seine Biobohnen liefert er jetzt nicht
mehr an die Libanesen. Sie gehen direkt
an die Kooperative und von dort in den
Export – gegen Quittung. „Ein Papier,
auf dem genau steht, was wir bekom-
men haben – das war neu für uns“, er-
zählt der Kakobauer. Und vielleicht,
sagt Franz Möstl, Leiter des Kakaopro-
jekts der Welthungerhilfe in Sierra Leo-
ne, sind diese ungewohnte Transparenz
sowie das neue Selbstbewusstsein, mit-
entscheiden zu können, für die Bauern
sogar noch wichtiger als der höhere
Preis, den sie heute für ihre Ernte erzie-
len.
Ansus Bohnen werden bald schon in
Schokoriegeln von Cadbury und Zotter,
in der „Fairglobe“-Tafel von Lidl oder im
Eis von Ben&Jerry´s – und damit im deut-
schen Supermarkt landen. Denn die Ko-
operative stieg Anfang des Jahres in den
fairen Handel ein. Für Ansu bedeutet
das, dass seine Bohnen an Schokoladen-
hersteller verkauft werden, die einen fai-
ren Preis zahlen – und die dafür das
grün-blaue Fairtrade-Siegel auf die Ver-
packung kleben dürfen. Auch Sklaven-
arbeit verschleppter Kinder, wie es sie et-
wa auf vielen Plantagen der Elfenbein-
küste, dem größten Lieferanten der glo-
balen Schokoladenindustrie, gibt – ist
im Fairtrade-System und somit auch auf
Ansus Plantage tabu.
Schafft Ansus Kooperative die Zertifi-
zierung, wird sie einen Fairtrade-Auf-
schlag erhalten. Mit dem Geld kann sie
eine Schule für die Kinder der Planta-
genarbeiter gründen oder eine neue Fer-
mentierungsanlage kaufen. Als Mitglied
der Kooperative bekommt Ansu, wenn
er das möchte, auch einen günstigen
Kredit. Er müsste sich im Juni und Juli,
den Monaten vor der Ernte, dann nicht
mehr wie bisher bei lokalen Geldverlei-
hern für einen Wucherzins verschulden.
Mit der fairen Bohne, so Möstl, könn-
ten die Bauern endlich den Kreislauf aus
Armut und Schulden durchbrechen.

Martina Hahn, Redakteurin
„Sächsische Zeitung“
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RECHT UND RECHTSSCHUTZ

Beamtenkredite für Beamte auf Lebenszeit, Beamte auf Probe und Tarifbeschäftigte im Öffentlichen Dienst

www.kredite-fuer-beamte.de
oder fordern Sie Ihr persönliches Angebot telefonisch an unter 0800-500 9880

Nachfolger gesucht für eine langjährig

bestehende Internatsherberge für Berufsschüler

in Niedersachsen, PLZ 29378. Eine sozialpäda-

gogische Arbeit, verbunden mit der Möglichkeit

eigene Veranstaltungen anzubieten.

T: 05831 / 7486, Mobil: 0173 / 6018275

www.berlinerhof-rade.de

www.hamosons.de

Nur 149 Euro. 1 Monat Widerrufsrecht.

Umhängetasche für Lehrer
• leichtes, robustes Leder
• geräumig + Laptopfach

4

Verschiedenes

Teilzeit

Zulagenkürzung nicht
diskriminierend
Das Bundesverwaltungsgericht (BVerwG)
hatte erneut über einen Fall zur Besoldung bei
Teilzeitbeschäftigung zu entscheiden. Es ging
um die Frage, ob die anteilige Zulagenkür-
zung für eine zusätzliche Funktion gegen ge-
meinschaftsrechtliche oder nationale Diskri-
minierungsverbote verstoße.

Geklagt hatte eine Sonderschullehrein
im Landesbeamtenverhältnis, auf deren
Fall aber das Bundesbesoldungsgesetz
(BBesG) anzuwenden war: Die Klägerin
arbeitete in Teilzeit, zunächst 18 von 27,
ab September 2003 18 von 26 Wochen-
stunden – nach einer allgemeinen Kür-
zung des Stundendeputats. Ab Septem-
ber 2000 hat man sie als pädagogische
Beraterin für Sprachbehindertenpäda-
gogik eingesetzt. Der Arbeitsaufwand
unterscheidet sich nicht von dem eines
vollzeitbeschäftigten Beamten in dersel-
ben Funktion. Die Zulage für die neue
Aufgabe wurde der Klägerin dennoch
anteilig gekürzt, das heißt: Arbeitet eine
Lehrkraft zum Beispiel 60 Prozent der

regulären Pflichtarbeitszeit, erhält sie
auch nur 60 Prozent einer Funktionszu-
lage. Als Ausgleich für entgangene Zula-
genanteile kürzte der Dienstherr ihr
Stundendeputat – ohne geringere
Dienstbezüge – um drei Unterrichts-
stunden.
Das BverwG hat diese Verfahrensweise
des Landes im Wesentlichen bestätigt.
Laut BVerwG habe das Land zwar ein-
zelne Vorschriften des Landesbesol-
dungsgesetzes geändert, das BBesG aber
nicht durch Landesrecht ersetzt. Das
Gericht stellte fest, dass die Regelung
des BBesG weder gegen gemeinschafts-
rechtliche noch gegen nationale Diskri-
minierungsverbote verstoße: Die Fach-
beraterzulage sei nach dem BBesG (Pa-
ragraf 6 Abs. 1) ein Bestandteil der
Dienstbezüge, es gelte der Grundsatz
der „Einheit der Dienstbezüge“. Nach
BBesG werden Dienstbezüge bei Teil-
zeitarbeit im gleichen Verhältnis wie Ar-
beitszeit gekürzt. Die anteilige Kürzung
der Besoldung sei daher rechtlich nicht
zu beanstanden; eine Diskriminierung
liege auch deshalb nicht vor, da die Klä-
gerin rein rechnerisch durch die als Aus-
gleich gewährte Kürzung des Stunden-
deputats sich besser stelle als vergleich-
bare Vollzeitlehrkräfte. Man habe zwar
eine gekürzte Zulage erhalten, sie sei
aber nach dem Schlüssel für Vollzeit-
kräfte um volle drei Unterrichtsstunden
entlastet worden: Bei der Arbeitszeitver-
pflichtung sei sie um 16,67 Prozent ent-
lastet worden, bei Vollzeit-Lehrkräften
betrage die Entlastung um drei Stunden

bei derselben Funktion dagegen 11,54
Prozent.
Eine Diskriminierung bei der Besol-
dung von Teilzeitkräften liege, so die
Richter, auf der Grundlage europäi-
schen Rechts dann vor, wenn sich nach
einem Vergleich aller Entgeltparameter
– wie Arbeitszeit, Stundenlohn etc. – ei-
ne Schlechterstellung ergebe. Das sei im
Fall der Sonderschullehrerin unter dem
Strich nicht gegeben. Die anteilige Kür-
zung der Funktionszulage sei bei der
Klägerin per Arbeitszeitentlastung mehr
als kompensiert worden.
Sofern zusätzliche Aufgaben durch ent-
sprechende Entlastungen ganz oder na-
hezu vollständig ausgeglichen würden,
existiere keine gleichheitswidrige Be-
nachteiligung. Diese Sichtweise teile der
Europäische Gerichtshofs (EuGH). Der
EuGH setze für diese Fälle eine hinrei-
chende Transparenz mit Blick auf ein-
zelne Entgeltbestandteile – wie Stun-
dendeputat und Besoldung – voraus.
Diese Voraussetzung sei bei der Klägerin
erfüllt. Die Entgeltbestandteile ließen
sich anteilig errechnen und mit denen
von Vollzeitlehrkräften vergleichen.
Der Vergleich ergebe einen Besoldungs-
vorteil der Klägerin.
Fazit: Dem Dienstherrn bleiben nach
Auffassung des BVerwG mehrere Mög-
lichkeiten, zusätzliche Funktionen bei
teilzeitbeschäftigten Beamten auszu-
gleichen, solange der Saldo aus Mehr-
belastung und Entlastung stimmt.
BVerwG vom 29. Oktober 2009 – 2 C
82/08

Recht und
Rechtsschutz
5/2011

Informationen der GEW–Bundes-
stelle für Rechtsschutz.
Verantwortlich: Katrin Löber,
Volker Busch, Gerhard Jens

63. Jahrgang
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Tel. 05261 2506-0 | info@cts-reisen.de | www.cts-reisen.de

www.cts-reisen.de

Klassenfahrten
maßgeschneidert

www.freundschaftspins.de
über 190 Kombinationen kurzfristig ab Lager lieferbar !

Ihre Anzeige in der Erziehung und Wissenschaft
Gerne beraten wir Sie persönlich, rufen Sie einfach an:! 0201 / 843 00 - 31

www.erziehungundwissenschaft.de
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Seit 1997

Top-Finanz.de · Nulltarif-SS0800-33 10 332
AndreasWendholt · Unabhängige Kapitalvermittlung · Prälat-Höing-Str. 19 · 46325 Borken

Top-Finanzierung für Beamte, Angestellte, Arbeiter im Öffentlichen Dienst sowie AkademikerTop-Finanzierung für Beamte, Angestellte, Arbeiter im Öffentlichen Dienst sowie Akademiker

Unser Versprechen: „Nur das Beste für Sie aus einer
Auswahl von ausgesuchten Darlehensprogrammen”

ww

> Unverbindliche Finanzierungsberatung für
Sie. Rufen Sie

uns jetzt gebührenfrei an oder besuchen Sie unsere Webseite.

Schnell und sicher für jeden Zweck: Anschaffungen, Ablösungen von
anderen Krediten oder Ausgleich Kontoüberziehungen.
Festzinsgarantie bei allen Laufzeiten: Ratenkredite bis 10 Jahre,
Beamtendarlehen von 12 bis 20 Jahre.

3-Sterne-S
SEEHOF

Beihilfefähiges Kneipp-Sanatorium, Arzt und Anwendungen im
Haus, Direktabrechnung mit den Kassen, beste Südlage direkt
am See, Liegewiese, Seezugang, Hausprospekt, Fastenwochen,
Kurpauschalen. Inhaber: Familie Rummel, T.: 0 75 51/ 94 798-0
info@seehof-bodensee.de www.seehof-bodensee.de

Der Rucksack-Trolley
für Lehrer/innen

• hochwertiges Nylongewebe, sorgfältige und gute
Verarbeitung

• Alu-Teleskop-Griff lässt sich bündig einschieben
• Schutz-Cape zum einfachen Überziehen
• Tragegurte in Rücken-Tasche verstaut
• Farben: schwarz, mocca, rot, blau nur 89,90 €

HERMEDIA Verlag

Postfach 109
93337 Riedenburg
F: 09442/92209-66

T: 09442 / 922 090 Besuchen Sie uns: www.timetex.de

Beamten- und Angestellten-Darlehen

Partner der Nürnberger Versicherung

TOP - ZINSSÄTZE für Beamte und Tarifbeschäftigte
ab 5-jähriger Beschäftigung, auch für Pensionäre bis 58 Jahre

Darlehenshöhe ab 10.000,00 € bis 80.0000,00 €, Festzinsgarantie,
Laufzeiten 12, 15 und 20 Jahre, Sondertilgung und Laufzeitverkürzung

möglich, auch ohne Ehepartner, für jeden Zweck: Anschaffungen,
Ausgleich Girokonto, Ablösung anderer Kredite

kostenlose Beratung: Mo - Fr von 8:00 - 20:00 Uhr

Info-Büro: 0800 / 77 88 000
vermittelt: K. Jäckel, Am Husalsberg 3, 30900 Wedemark

Fax: 05130 / 79 03 95, jaeckel@beamtendarlehen-center.de

www.beamtendarlehen-center.de

Wer vergleicht,
kommt zu uns,

seit über 30 Jahren.

Extra günstig vom Spezialisten
anrufen und testen.

FINANZ
Äußerst günstige Beamten-/Angestelltendarlehen, z.B.
B.a.L/Angestellte ö.D. unkündbar, 30J. alt, Lfz. 12 J.,
Sollzins fest (gebunden) 5,6%, 50.000 € Darlehens-
nennbetrag, mtl. Rate 566,56 € inkl. erforderlicher LV,
Kosten der Bank 1000 € = 2%, Darlehensnettobetrag
49.000 €, effektiver Jahreszins 6,66%. Bei 20 J. Lfz.
Rate deutlich niedriger. Laufzeitverkürzung durch
Gewinnanteilsverrechnung. Rufen Sie jetzt kostenfrei
an. Baufinanzierungen ohne Eigenkapital bis 110%.www.AK-Finanz.de

Best-Preis-Garantie der AK-Finanz:
Bekommen Sie bei einem anderen Anbieter als Beamter a. L.
oder unkündbarer Angestellter (i.ö.D.) nachweislich eine
günstigere monatliche Rate für ein Beamtendarlehen als bei
uns - bei 12jähriger Laufzeit – (inklusive Überschuss aus der
Police), erhalten Sie einen 100.- €-Tankgutschein.

www.travelxsite.de
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Willkommen in Irland!

Gratiskata
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lutzgoerner.de
Ein Titan der Erzählkunst (RP)

Klicken lohnt sich

TANZIMPULSE
Institut für

Tanzpädagogik

1jährige Zusatzqualifikation
Tanzpädagoge/ in

Infotag: 21. Mai, Ausbildungs-
beginn: 17.-19. Juni 2011

www.tanzimpulse-koeln.de

Klinik
Wollmarshöhe

Die Wollmarshöhe

Fachkrankenhaus
für psychosomatische
Medizin

w
w
w
.k
lin
ik
-w
o
llm

a
rs
ho
e
he
.d
e

www.wollmarshoehe.de

Klinik Wollmarshöhe Gmbh
info@klinik-wollmarshoehe.de

Individuelle Hilfe mit
Verfahren der klassischen
Medizin, Psychotherapie
und Naturheilkunde.

Akutaufnahme möglich
nach §4 Abs. 4 (Privat-
versicherer). 40 Betten,
Arzt / Pat.Verhältnis 1:5.
EZ-Unterbringung, persön-
liche Atmosphäre, in
Bodenseenähe (Bodnegg).

Für Privatpatienten und
Beihilfeberechtigte.

Gerne senden wir Ihnen
unser Exposé.

Information: 07520 927-0

Urlaub / Klassenfahrten
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5 Tage ab € 99,00 inkl. HP

Jugendwerk Brookmerland
Leezdorfer Straße 70, 26529 Leezdorf
Tel. 04934 - 804257, Fax 04934 - 7827

info@klassenfahrt-nordsee.de

Holiday Village Florenz, ITALIEN
Ideal für Schulausflüge nach Italien, ab 25 € /Person /Tag, HP

- Direkt am Meer, Schwimmbad, Animation, Basketballplatz,
Volleyballfeld, 8-Mann-Fußballplatz

- Venedig 100 km, Ravenna 30 km, Ferrara 60 km, Florenz 200 km
- Unterbringung in modernen Mobilheimen, mit TV Sat,
Klimaanlage, gratis WI FI

www.holidayvillageflorenz.com

Tel 00 39 / 05 47 / 67 27 27
Fax 00 39 / 05 47 / 67 27 67

Via Bartolini, 12
47042 Cesenatico/Italia

www.real-tours.de
24 h online buchen

E-Mail: Info@real-tours.de

SCHULFAHRTEN 2011

6 1/2 Tage Busfahrt nach Cesenatico mit Ausflügen ab € 218,- HP. Leistungen: Busfahrt hin und
zurück, 4 Tage HP, Ausflüge: Venedig, San Marino, Ravenna.

8 1/2 Tage Busfahrt nach Cesenatico mit Ausflügen ab € 244,- HP. Leistungen: Busfahrt hin und
zurück, 6 Tage HP, Ausflüge: Urbino & San Marino, Venedig, Ravenna.

Freiplätze CESENATICO: 16 - 20 Schüler 1 Freiplatz, 21 - 35 Schüler 2 Freiplätze, 36 - 45 Schüler
3 Freiplätze, 46 - 60 Schüler 4 Freiplätze.

6 1/2 Tage Busfahrt zur Toskana-Küste mit Ausflügen ab € 249,- HP. Leistungen: Busfahrt hin
und zurück, 4 Tage HP, Ausflüge: Florenz, Pisa & Lucca.

8 1/2 Tage Busfahrt zur Toskana-Küste mit Ausflügen ab € 274,- HP. Leistungen: Busfahrt hin
und zurück, 6 Tage HP, Ausflüge: Florenz, Pisa & Lucca, Siena & San Gimignano.

6 Tage Busfahrt nach Südtirol mit Ausflügen € 250,- VP. Leistungen: Busfahrt hin und zurück
(keine Nachtfahrt), 5 Tage VP, Ausflüge: Venedig o. Verona, Sterzing, Brixen & Bruneck.

9 1/2 Tage Busfahrt nach Rom mit Ausflügen ab € 329,- HP. Leistungen: Busfahrt hin und zurück, 7
Tage HP im Mittelklassehotel ca. 50 km bis Rom, 4 Tagesfahrten i. d. Stadt mit Programmvorschlägen.

6 1/2 Tage Busfahrt zum Gardasee mit Ausflügen ab € 288,- HP. Leistungen: Busfahrt hin und
zurück, 4 Tage HP, Ausflüge: Verona, Venedig, Sirmione.

8 1/2 Tage Busfahrt zum Gardaseee mit Ausflügen ab € 339,- HP. Leistungen: Busfahrt hin und
zurück, 6 Tage HP, Ausflüge: Verona, Venedig, Sirmione, Riva.

9 1/2 Tage Busfahrt nach Sorrent mit Ausflügen ab € 329,- HP. Leistungen: Busfahrt hin und zu-
rück mit Zwischenübernachtung, 7 Tage HP, Ausflüge: Pompeji, Vesuv, Amalfiküste, Neapel/Capri.

9 1/2 Tage Busfahrt nach Griechenland mit Ausflügen ab € 373,- HP. Leistungen: Busfahrt hin
und zurück, Fähre Ancona - Patras, Ausflüge: Athen, Olympia, Mykene & Epidauros.

8 Tage Busfahrt nach Spanien mit Ausflügen ab € 278,- HP. Leistungen: Busfahrt hin und zurück,
5 Tage HP, Ausflüge: Barcelona, Montserrat, Figeres & Gerona.

10 Tage Busfahrt nach Spanien mit Ausflügen ab € 327,- HP. Leistungen: Busfahrt hin und zurück,
7 Tage HP, Ausflüge: Barcelona, Montserrat, Figeres & Gerona, Fahrt entlang der Küste.

4-Tage-Fahrt nach Berlin, 4-Tage-Fahrt nach München, 7 1/2 Tage London mit
Ausflügen, 6 Tage Paris mit Ausflügen, 6 Tage Prag mit Ausflügen. Preise auf
Anfrage.

NEU +++ Pakete für Fahrten bei eigener Anreise, z. B. per Flug +++ NEU
4-Tage-Fahrt nach Barcelona, 4-Tage-Fahrt nach Madrid, 4-Tage-Fahrt nach Sevilla,
6-Tage-Fahrt nach Spanien / Katalonien 6-Tage-Fahrt nach Cesenatico. Preise auf
Anfrage.

Bitte fragen Sie nach unserem Katalog 2011.

Weitere Informationen auch bei R. Peverada, Im Steinach 30, 87561 Oberstdorf,
Telefon 0 83 22 / 800 222, Telefax 0 83 22 / 800 223.

BERLIN

Tel. 05261 2506-7110 | deutschland@cts-reisen.de | www.cts-reisen.de

74 54-tägige Klassenfahrt ab

Winterspecial

www.cts-reisen.de/topangebote

Türkische Ägäis –
Wiege der Zivilisationen
Kunst - Kultur - Natur in kleiner
Pension am Nationalpark am Meer
www.domizil-lina-art.de

TÜRKEI EINMAL ANDERS

Urlaub im malerischen
Fischerstädtchen Kas.
Kleine Pension, dt.-türk. Ltg.,
Dachterrasse, traumhafter
Meerblick, alle Zi. mit DU/WC.
Zi.-Preise/Nacht mit Frühstück:
DZ 54 €, EZ 40 €, Fam.-Zi. 80 €.

Telefon: 0172 / 913 66 77
www.brigitte-krickl-reisen.de

www.Herberge-Harz.de

3 Tage ab 49 € - 5 Tage ab 79 €

(ÜB/VP, Programm inklusive).

Keine Stornoklausel, Freiplätze
für Begleitpersonen.

Besondere Angebote:
Winter-, Weihnachts- und
Outdoorprogramme.

Telefon: 03947 - 2793
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Klassenfahrt Prag
inklusive Programm und Halbpension zum unschlagbaren Festpreis!

Hotel Luna: Idealer Ausgangspunkt; Sie wohnen in Appartements mit Du/WC. Sauna, Fitnesscenter,
Hallenbad etc. finden Sie unweit. Im Hotel werden Sie deutschsprachig beraten und betreut.

abwechslungsreiches Programm bereits inklusive:
halbtägige jugendgerechte Stadtführung, Ausflüge nach Theresienstadt und in die Brauereistadt Pilsen
bzw. zum Skodawerk/-museum Mlada Boleslav

5 Tage inkl. Programm
zum Festpreis

(= ohne Zuschläge, unabhängig von Gruppengröße u. Schulort)

Schülereisedienst GmbH · Telefon: 0 35 04 / 64 33-0
Fax: 0 35 04/64 33 77 -19 · E-Mail: info@schulfahrt.de www.schulfahrt.de

-%#..#"!-#.-#-!..& !*#.-#"!$#.-#-!..
.-#.-#".)#.-#-!..& !$#!.#".,#!.#-!.-

119,-
,.#.!#"!+#..#-!..& !'#..#"..#..#-!..
.+#..#".%#..#-!..& -.#..#"-*#..#-!..
-,#!.#"-'#!.#-!.- 129,-
oder 4****- Kongresshotel: komfortable
Zimmer, Wellnessbereich, Bowling, Tennis

nur 7 EUR Zuschlag pro Pers./Nacht !

Schnell Termin sichern
und sparen:

www.s-e-t.de
Tel: 0421–308820

Der Spezialist für Klassenfahrten England
• Top -Ho t e l s • To p - P r o g r amm • i n k l . O x f o r d

• Sha ke s p e a r e a t t h e G l o b e

Infos: 040 / 280 95 90 www.agaria.de prag@agaria.deia.de

Prag? Nur mit uns!
Vor Ort Service:
Wir sind immer für Sie da.

Schullandheim im Nordschwarzwald
15 Autominuten von Baden-Baden entfernt liegt unser "Else-Stolz-Heim". Mit 41 Betten
bietet es 36 Jugendlichen nebst Betreuern Platz und ist für Selbstversorger mit allem
Komfort eingerichtet. In herrlicher Lage, mitten im Wald, nur 400 m von der Schwarzwald-
hochstraße entfernt am Unterplättig, genießen Sie einen ungestörten Aufenthalt. Gute
Wandermöglichkeiten bis auf über 1000 m Höhe (Badener Höhe) und im Winter Ski-
sportmöglichkeiten. Lifte sind zu Fuß oder mit dem Bus erreichbar.
AWO Baden-Baden gGmbH Rheinstr. 164 76532 Baden-Baden
Tel. (0 72 21) 36 17-20 Fax (0 72 21) 36 17-50 www.awo-bb.de

HAMBURG

Tel. 05261 2506-7120 | deutschland@cts-reisen.de | www.cts-reisen.de

59 54-tägige Klassenfahrt ab

Winterspecial

www.cts-reisen.de/topangebote

Amsterdam 3 x ÜF ab 107,– €
London 4 x ÜF ab 115,– €
Caorle/Venedig 4 x Ü ab 91,– €
Gardasee 4 x Ü ab 85,– €
Toskana 4 x Ü ab 86,– €
Rom 4 x ÜF ab 109,– €
Côte d’Azur 4 x Ü ab 80,– €
Prag 3 x ÜF ab 58,– €
Costa Brava 4 x Ü ab 79,– €
Kroatien 4 x Ü ab 69,– €
FerienparkNordsee 4 x Ü ab 94,– €
Berlin 3 x ÜF ab 82,– €

Alle Preise exkl. Anreise. Individu-
elle Anreisekosten a.A. Weitere in-
teressante Zielemit Bus-, Bahn- o. Low
cost-Fluganreise Verlängerungs-
tage möglich Attraktive Lehrer-Info-
Reisen Bonus bei Buchung von
3 Klassen! je 25 Schüler 1 Freiplatz

Behindertengerechte Unterkünfte!

Fordern Sie unseren Katalog 2011 an!
Freizeit Aktiv Studienreisen GmbH
Postfach 1155 · D-64659 Alsbach

Fon: 0 62 57-9 9819-0 · Fax: 9 9819-25
info@freizeit-aktiv.de·www.freizeit-aktiv.de

Klassenfahrten 2011

Das freundliche Hotel in Prenzlauer Berg.
Für Oberstufengruppen und Einzelreisende.
T: 030 4435283, www.hotel-greifswald.de

Berlin Berlin

Klassenfahrten Versailles
mit oder ohne Sprachkurs

ausgesuchte Gastfamilien, indiv. Programm
versailles@reichardt.eu, T: 06181 424830

www.reichardt.eu

STUDIENREISEN 2011
Sommer: ISLAND 11.7.-20.7.11
Reisepreis: € 2.395,-- im DZ, vorw. HP

Herbst: SÜDAFRIKA 18.9.-3.10.11
Reisepreis: ab € 3.240,-- im DZ, vorw. HP

zzgl. akt. Flughafensteuer, Tax + Geb.

Ausführliche Programme bei:
KiS-Reisen, Klemm's individuelle

Studienreisen, Greinstr. 19, 64291 Darm-
stadt, Tel. 06151 /933133, Fax /933134

info@kis-reisen.de, www.kis-reisen.de
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